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KN.EIGENER SACHE 


Liebe Leserin, lieber Leser! 


anchmal könnte alles 
M.: einfach sein. Man 
bräuchte sich nur an die Ge- 
sellschaftskritikerin Ulrike 
Meinhof zu erinnern und 
wüßte, daß Protest bedeutet, 
zu sagen, daß einem dieses 
und jenes nicht paßt, Wider- 
stand jedoch meint, dafür 
Sorge zu tragen, daß das, was 
einem nicht paßt, auch nicht 
mehr stattfindet. Und schon 
wüßte man, womit wir es 
momentan in Österreich zu 
tun haben. Da sich aber heu- 
te kaum noch jemand für 
Meinhof interessiert, sind wir 
mit Bürgern und Bürgerin- 
nen konfrontiert, die meinen, 
Teil einer Widerstandsbewe- 
gung zu sein, wenn sie mit 
Kochtöpfen durch die 
Straßen lärmen. 

Diese Bewegung gibt es 
nun seit einigen Monaten. 
Trotzdem scheint niemand 
zu wissen, wie es im und 
nach dem Sommer damit 
weitergeht. Um die Reflexi- 
on über das bisher Gesche- 
hene ein wenig anzuregen, 
finden Sie in dem vorliegen- 
den Doppelheft einen klei- 


nen Schwerpunkt zu Protest 
und Widerstand, bei dem es 
uns wichtig war, die damit 
im Zusammenhang stehen- 
den Probleme nicht aus- 
schließlich anhand der aktu- 
ellen Aktivitäten in Öster- 
reich gegen die schwarz- 
blau-braune Koalition zu 
thematisieren. So finden sie 
in dem Heft auch einen 
einführenden Beitrag über 
VertreterInnen einer der 
ambitioniertesten Richtun- 
gen emanzipativer Gesell- 
schaftskritik: die Situationi- 
sten. Von ihnen stammen 
auch die Abbildungen im 
Schwerpunkt. Wir haben sie 
dem Ausstellungskatalog 
„Situationistische Inter- 
nationale 1957 - 1972” und 
der Textsammlung „Der Be- 
ginn einer Epoche” (Edition 
Nautilus) entnommen. 

In Anknüpfung an den 
Artikel über „Globalisierten 
Konkurrenzkapitalismus” im 
letzten Heft schildert Alex- 
ander Schürmann-Emanuely 
Ansätze zum Protest gegen 
neoliberale Umstrukturie- 
rungen und zur Zügelung des 


Kapitalismus. Die Debatte 
darüber möchten wir im näch- 
sten Heft von Context XXI vor 
dem Hintergrund der bevor- 
stehenden IWF- und Welt- 
banktagung in Prag mit wei- 
teren Beiträgen zur Interna- 
tionalisierung des Kapital- 
verhältnisses fortsetzen. 
Eine Debatte, die schon 
länger in unserer Zeitschrift 
geführt wird, ist jene über die 
Gründe für den Jugosla- 
wienkrieg. Nachdem Uli 
Krug in Heft 4-5/99 auf Han- 
nes Hofbauers Ausführungen 
in Heft 3/99 geantwortet 
hatte, greift nun Gerhard 
Scheit Krugs Gedanken auf 
und weist auf die Besonder- 
heiten deutscher Projektions- 
leistungen im Krieg gegen 


Jugoslawien hin. 


Um derartigen Diskussio- 
nen auch weiterhin ein Forum 
bieten zu können, sind wir um 
die Weiterentwicklung des 
Projektes Context XXI be- 
müht. Im Rahmen unserer 
Bemühungen um eine ver- 
stärkte Vernetzung und Zu- 
sammenarbeit mit gesell- 
schaftskritischen Initiativen 


hat sich unsere Redaktion er- 
weitert. Zum einen freuen 
wir uns, Robert Kogler als 
neuen Redaktuer vorstellen 
zu dürfen. Zum anderen 
wird die „Ökologische Lin- 
ke” ihre Zeitschrift radix ein- 
stellen und arbeitet nun in 
Gestalt von Marianne Kreut- 
zer und Thomas Schmidin- 
ger, der unseren LeserInnen 
bereits als Autor bekannt ist, 
bei Context XXI mit. Einige 
Texte aus der alten radıx wer- 
den demnächst in unserem 
inzwischen umsgestalteten 
und erweiterten Internet-Me- 
dium (Sehen sie sich das an!: 
URL siehe Impressum), ab- 
rufbar sein. 

Eine andere Neuerung 
betrifft die Funktion des ko- 
ordinierenden Redakteurs. 
Ab Juli werden die mit die- 
ser Funktion verbundenen 
Aufgaben von einem oder ei- 
ner anderen RedakteurIn er- 
ledigt werden, da ich ande- 
ren Verpflichtungen nachzu- 
kommen habe, und mich da- 
her auf diesem Wege von ih- 
nen, liebe Leserin und lieber 
Leser, als koordinierender 
Redakteur verabschiede. 


STEPHAN GRIGAT, 
JunI 2000 
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Von kleinen und großen Brüdern 


Überwachung in der 
Informationsgesellschaft 


Die polizeistaatliche 
Kontrolle der Bürgerln- 
nen wird sowohl in 
Österreich als auch in 
der restlichen EU 
immer mehr ver- 
schärft. 


Von CoRNELIA MOSER* 


*) Cornelia Moser ist Poli- 
tikwissenschaftlerin in Wien 
und hat ihre Diplomarbeit 
zum Thema „Privates in Öf- 
fentlicher Hand. Elektronische 
Überwachung vor dem Hinter- 
grund von Lauschangriff und 
Rasterfahndung" geschrieben. 


eue Informations- und 

Kommunikationstech- 
nologien werden zumeist als 
Mittel zur Schaffung einer 
grenzenlosen Wissensgesell- 
schaft propagiert. Sie sind je- 
doch nicht nur dazu geeig- 
net, abstrakte Sachverhalte 
zu erfassen und für die All- 
gemeinheit bereitzustellen 
oder als kommunikative Ver- 
netzungsformen die Platt- 
form für potentiell freie und 
gleiche Diskurse zu liefern. 
Die technischen Grundlagen 
der modernen Informations- 
gesellschaft bieten darüber 
hinaus die Möglichkeit, in 
den unterschiedlichsten Zu- 
sammenhängen personenbe- 
zogene Informationen zu er- 
fassen, zu speichern, weiter- 
zugeben und zu verwerten. 

Schauplatz 1: Monaco ist 
eine sichere Stadt. 

Schon in der Anfahrt er- 
fassen Überwachungskame- 
ras den Ankommenden, der 
über die elektronischen Au- 
gen an allen wichtigen Punk- 
ten der Stadt jederzeit im 
Bild bleibt. Gesteuert wird 
dieses ausgefeilte System über 
die zentrale polizeiliche Leit- 
stelle, die über die schwenk- 
baren Kameras potentielle 
Rechtsbrecher — wie zum Bei- 
spiel Fahrradfahrer in der 
Fußgängerzone — entdecken 
und ein Sicherheitsorgan zur 
Maßregelung des Missetäters 
entsenden kann. Dunkelheit 
ist kein Problem für die In- 
frarotkameras zur Küsten- 
überwachung, und auch un- 


gewöhnliche nächtliche 
Geräusche können mittels ei- 
nes Abhör- und Geräusch- 
analysesystems jederzeit aus- 
gemacht werden. 

Schauplatz 2: Das Unter- 
nehmen macht ausgezeich- 
nete Gewinne. 

Maximale Kontrolle über 
die Effizienz und Produkti- 
vität der MitarbeiterInnen er- 
reichen Tourismusunterneh- 
men in den USA durch den 
Einsatz des Computers als 
Aufseher über die telefoni- 
sche Kundenberatung. Mit- 
tels Steuersignal in den 
Sprechgarnituren der Ange- 
stellten wird jede Sekunde 
kontrolliert, ob gesprochen 
wird oder nicht. Die compu- 
tergenerierten Auswertungs- 
protokolle der Zahl und Län- 
ge der Verkaufsgespräche so- 
wie der Verkaufserfolge wer- 
den täglich oder wöchentlich 
kontrolliert und verglichen. 

Schauplatz 3: Ich habe 
mein Kind immer im Auge. 

Ebenfalls in den USA 
boomt der Verkauf von 
„Nannycams”, die die elek- 
tronische Überwachung des 
Kinderzimmers samt Kind 
und Kindermädchen ermög- 
lichen. Mittels Koppelung an 
einen PC kann auch über ei- 
nen weit entfernten Arbeits- 
platz die häusliche Sphäre im 
Blickfeld bleiben. 

Alle drei Beispiele haben 
als gemeinsamen Nenner die 
Nutzung moderner Kommu- 
nikationstechnologien und 
verweisen auf das, was späte- 
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stens seit George Orwells li- 
terarischer Negativ-Utopie 
„1984” in liberalen westli- 
chen Demokratien als ab- 
schreckende Zukunftsvision 
der totalen Überwachungs- 
gesellschaft gesehen wird. 
Wenn auch der „Große Bru- 
der” in nächster Zeit nicht 
über die Hintertüre der neu- 
en schönen Informationsge- 
sellschaft Einzug halten wird, 
so zeigt doch der Blick auf 
die Einsatzmöglichkeiten 
neuer Technologien das We- 
sen und Wirken der vielen 
„kleinen Brüder”, die hier am 
Werk sind. In jedem der Fäl- 
le werden technische Hilfs- 
mittel eingesetzt, um ehemals 
unzugängliche — private — In- 
formationen zu erheben, 
Schlußfolgerungen zu ziehen 
und einseitig Handlungsop- 
tionen zu entwickeln. 

Die Entwicklung der un- 
terschiedlichsten Überwa- 
chungstechnologien ist vor al- 
lem auf die Forschungstätig- 
keiten für den militärischen 
Einsatz und für die Erfor- 
dernisse der Spionageabwehr 
zurückzuführen, die nach 
dem 2. Weltkrieg weiter vor- 
angetrieben wurde. Die Tech- 
nologien zur Erfassung, Spei- 
cherung und Verarbeitung 
von personenbezogenen In- 
formationen sind seither lau- 
fend weiterentwickelt wor- 
den und finden sich seit den 
achtziger Jahren verstärkt 
auch in zivilen Bereichen. 
Viele der Einsatzformen von 
Überwachungstechnologien 
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zielten und zielen nicht ex- 
plizit auf die Erfassung inti- 
mer Daten ab. Die Verwen- 
dung erfolgt dezentral und ist 
keineswegs flächendeckend. 
In den neunziger Jahren hat 
jedoch die Entwicklung der 
Technologien des Erfassens, 
Sammelns, Speicherns und 
Verwertens von personenbe- 
zogenen Informationen eine 
neue Dynamik entwickelt, die 
vermehrt in Hinblick auf ihre 
sozialen und politischen Kon- 
sequenzen diskutiert werden 
muß. Die qualitativen Ver- 
schiebungen durch Überwa- 
chungstechnologien ergeben 
sich vor allem durch die Ver- 
schränkung der direkten In- 
formationserfassung mit 
gleichzeitiger Verarbeitung 
und Weitergabe der Infor- 
mationen, die erst durch die 
Möglichkeiten der Konver- 
tierung unterschiedlicher Da- 
tenformen - Bild, Ton und 
Text - sowie durch die Ver- 
netzung dezentraler Quellen 
verwirklicht werden. So er- 
fassen Stroboskopkameras 
auch in großen Menschen- 
massen einzelne Personen 
und liefern innerhalb von Se- 
kunden hunderte Einzelbil- 
der. Neben der reinen Ein- 
zelbilderfassung kann das 
Personenbild über CCTV 
(Closed Circuit Television)- 
Technologie mit anderen 
Bild-Datenbanken abgegli- 
chen werden. Eindeutige 
Identifizierungsysteme wie 
Irisscans oder DNA-Proben 
werden verstärkt zur zwei- 
felsfreien Personenfeststel- 
lung herangezogen und im- 
mer mehr personenbezogene 
Informationen aus unter- 
schiedlichsten Bereichen wer- 
den über große Informati- 
onsverbundsysteme speicher- 
und abfragbar. Damit zeich- 
nen sich neue Formen der 
sozialen Kontrolle ab, die zu- 
nehmend intensiver und ex- 
tensiver wirken, und die von 
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den jeweils Betroffenen 
mmer weniger bemerkt oder 
kontrolliert werden können. 
Inwieweit elektronische 
Überwachung den Anspruch 
erfüllt, „im Dienste des Men- 
schen” zu stehen, bleibt eine 
Frage des Zusammenhangs. 
Handelt es sich um Einsatz- 
gebiete mit unterschiedlichen 
Interessen und einge- 
schränkten Handlungsspiel- 
räumen auf Seiten der Über- 
wachten, dann erweist sich 
Überwachung als eine Ver- 
stärkung des Machtungleich- 
gewichts zugunsten desjeni- 
gen, von dem elektronische 


Überwachung ausgeht. 


Im modernen Panopticum 
Aus theoretischer Sicht wird 
in Anlehnung an Michel Fou- 
caults „Überwachen und 
Strafen” unter dem Stichwort 
des panoptischen Blickes ver- 
mehrt die normierende Wir- 
kung elektronischer Über- 
wachung diskutiert. Fou- 
caults Beschreibung von 
Machtgefügen anhand des 
Panopticums beinhaltet zwei 
zentrale Aspekte von Über- 
wachung: Zum einen den di- 
rekten personenbezogenen — 
asymmetrischen - Informati- 
onsfluß, wobei der Betroffene 
gesehen wird „... ohne selbst 
zu sehen, er ist Objekt einer 
Information, niemals Subjekt 
einer Kommunikation” (Fou- 
cault 1995: 257); zum ande- 
ren die Sammlung von Infor- 
mationen, die es in der Sum- 
me erst ermöglichen, Kate- 
gorien zu bilden, daraus Ab- 
weichungen zu erkennen und 
entsprechend zu sanktionie- 
ren. Die Qualität des Panop- 
ticums zur Analyse moderner 
elektronischer Überwachung 
besticht vor allem in Hinblick 
auf den Einsatz von Kamera- 
systemen im öffentlichen und 
privaten Bereich, in der der 
kontrollierende Blick der 
Linse Regelverstösse seltener 


werden läßt und dadurch 
tatsächlich „normend, nor- 
mierend, normalisierend” 
(Foucault 1995: 236) wirkt. 

Vielfach wird davon aus- 
gegangen, daß das Schrek- 
kensszenario des „Großen 
Bruders” ausgedient hat, 
und daß das Bedrohungspo- 
tential für individuelle Pri- 
vatsphären nicht durch staat- 
liche Überwachungsaktivitä- 
ten entsteht, sondern sich 
vielmehr aus den vielen de- 
zentralen Kontroll- und 
Überwachungsformen priva- 
ter Unternehmen ergibt. Das 
ist richtig, allerdings sollten 
die staatlichen Aktivitäten in 
diesem Bereich nicht unter- 
schätzt werden. Die Zu- 
wächse an Sammlungen 
personenbezogener Daten 
rühren in erster Linie von 
den Aktivitäten der Privat- 
wirtschaft her, aber auch der 
Staat nutzt neue Formen der 
Informationserfassung und 
verfeinert die vorhandenen 
Instrumentarien, die im Zuge 
verwaltungsstaatlicher und 
polizeilicher Aufgaben Ver- 
wendung finden. 

Die Erhebung von perso- 
nenbezogenen Informationen 
- seien es Bilder, Bewegun- 
gen im öffentlichen Raum, 
Gespräche mit dritten oder 
Informationen über Konsum- 
und Sozialverhalten - schafft 
Wissen über Bevölkerungs- 
kreise und einzelne Personen. 
Sie ermöglicht Kontrolle und 
etwaige Sanktionierung re- 
gelwidrigen Verhaltens ein- 
zelner Personen. Parallel zum 
Kontrollzuwachs auf Seiten 
der Überwacher verstärkt 
sich der Kontrollverlust auf 
Seiten der Überwachten, de- 
ren Bestimmungsgewalt dar- 
über, mit wem sie wann, wie, 
wo und zu welchen Bedin- 
gungen Informationen über 
sich selbst mit Dritten teilen, 
sinkt. Der selbstgewählten 
Entgrenzung des Privaten 
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steht die fremdbestimmte 
Entgrenzung mittels Über- 
wachungstechnologien ge- 
genüber, und nicht ohne 
Grund wird die Kehrseite 
der Informationsgesellschaft 
auch als „das Ende der Pri- 
vatheit“(Whitacker 1999) 
thematisiert, in der „der 
Mensch unter ständigem Ver- 
dacht” (Leuthardt 1996) 
steht und sich „im Visier der 
Datenjäger” (Reischl 1998) 
wiederfindet. 


Das Recht auf Privatheit 

Der Anspruch auf die Un- 
verletzbarkeit der Person und 
eine ihr zuzurechnende indi- 
viduelle Sphäre wurde 
zunächst als ein Abwehrrecht 
„the 


right to be let alone” - for- 


gegenüber Dritten — 


muliert, um später als Selbst- 
bestimmungsrecht fixiert zu 
werden. Selbstbestimmung 
versteht sich dabei vor allem 
als Kontrollrecht, durch wel- 
ches die Entscheidungshoheit 
über Grenzüberschreitungen 
ins Private dem/der Einzel- 
nen überlassen wird. Als Ge- 
genpart zur öffentlich-staat- 
lichen Gewalt muß es daher 
in liberalen Demokratien pri- 
vate Räume geben, die als in- 
dividuelle Ansprüche festge- 
legt werden und dem Prinzip 
der — wie immer gearteten — 
Ausgewogenheit zwischen 
kollektiven und individuellen 
Interessen folgen. Ihre Legi- 
timation zieht diese Fassung 
von individueller Privatsphä- 
re aus der Betonung des de- 
mokratischen Wertes von Pri- 
vatheit. Selbstbestimmung 
über die eigene Privatsphäre 
und über angestrebte Kom- 
munikationsprozesse wird 
dadurch zur Voraussetzung 
für soziales und politisches 
Handeln und damit zur Ba- 
sis für alle Bürgerrechte 
schlechthin. 

Die Ausdehnung der je- 
weiligen Privatsphäre orien- 


tiert sich aber auch am je- 


weiligen Umfeld und nicht 
zuletzt an kollektiven Inter- 
essen, vor denen das Ausmaß 
an Privatheit im Zweifelsfall 
neu abgesteckt wird. In der 
rechtlichen Fassung als An- 
spruch auf Achtung des Pri- 
vat- und Familienlebens wird 
dieser Vorbehalt bereits for- 
muliert. Privatheit steht da- 
bei im Spannungsfeld zu all- 
gemeinen Werten der Si- 
cherheit, Gesundheit, Moral 
und auch zu den Anrechten 
anderer Einzelpersonen auf 
Freiheit und Sicherheit. 

Das Grundrecht auf Pri- 
vatsphäre wurde in den sieb- 
ziger Jahren in den meisten 
Ländern um die Daten- 
schutzgesetzgebung erwei- 
tert, die staatlichen Eingrif- 
fen auf personenbezogene 
Daten Schranken setzen soll- 
te. Darin wurde auch der 
Anspruch auf Geheimhal- 
tung persönlicher Daten for- 
muliert, den moderne Ver- 
fechter von Privatheit als 
Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung für Bür- 
gerInnen und Konsumen- 
tInnen verankert sehen 
möchten. Dieser geforderte 
Paradigmenwechsel zeichnet 
sich angesichts der laufenden 
Entwicklungen nicht ab. Im 
Elektronische 
Überwachung gibt staatli- 
chen Stellen die Möglichkeit, 
eine größere Menge privater 


Gegenteil: 


— personenbezogener - In- 
formationen besser zu sam- 
meln, zu speichern und zu 
verknüpfen. Überwachung 
durch den Staat bedeutet 
zwar nicht eine absolute Ver- 
öffentlichung privater Infor- 
mationen im Sinne allgemei- 
ner Zugänglichkeit, denn dies 
wird durch das Geheimhal- 
tungsgebot grundsätzlich ver- 
hindert. Überwachung in der 
Beziehung Staat — Privat 
führt vielmehr zu neuen „in- 
timen”, quasi privaten Bezie- 
hungen, die sich durch asym- 
metrische Transparenz aus- 
zeichnen, wobei die überwa- 
chende Stelle über die Macht 
oder die Ermächtigung sowie 
die Mittel verfügt, Informa- 
tionen zu generieren. 


Überwachen und 

Strafen in Österreich ... 

In Österreich ist diese Ent- 
wicklung seit einigen Jahren 
zu beobachten, wobei der 
tatsächliche flächendecken- 
de Einsatz angesichts der 
vorhandenen Ressourcen 
zwar derzeit wenig wahr- 
scheinlich scheint, die legi- 
stischen Voraussetzungen je- 
doch geschaffen und laufend 
weiter ausgebaut werden. 
Bereits vor der Einführung 
der 


lungsverfahren „Lauschan- 


besonderen Ermitt- 


griff” und „Rasterfahndung” 
1997 waren eine Vielzahl von 
Einsatzmöglichkeiten tech- 
nischer Überwachungsver- 
fahren durch entsprechende 
rechtliche Regelungen ge- 
deckt. Telefonüberwachun- 
gen sind seit Jahren gang 
und gäbe und auf der Basis 
der entsprechenden gesetz- 
lichen Bestimmungen nach 
richterlicher Genehmigung 
möglich und auch die Straf- 
prozeßordnung bot bereits 
vor 1997 eine Reihe von In- 
strumenten, um in der Straf- 
verfolgung technische Hilfs- 
mittel-einzusetzen. Mit dem 
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Sicherheitspolizeigesetz 1991 
wurden erstmals auch für 
den präventiven sicherheits- 
polizeilichen (inklusive 
staatspolizeilichen) Einsatz 
Regelungen für die Inan- 
spruchnahme akustischer 
und optischer Geräte und 
den Umgang mit personen- 
bezogenen Daten getroffen. 
Ausgenommen waren bis da- 
hin nur der große Lausch- 
und Spähangriff als akusti- 
sche oder optische Überwa- 
chung von privaten Räumen 
und die negative automati- 
onsgestützte Rasterfahndung, 
bei der nicht nach bestimm- 
ten bekannten Personen ge- 
sucht wird, sondern nach 
dem Prinzip der Wahr- 
scheinlichkeit 
gruppen nach bestimmten 


Personen- 


Kriterien vom Tatverdacht 
ausgeschlossen werden. Im 
Rahmen der Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Ord- 
nung wurde überdies die op- 
tische Überwachung des öf- 
fentlichen Raums durch Ka- 
meras geregelt, die immer 
dann auf einer rechtlichen 
Basis steht, wenn mit Men- 
schenansammlungen und 
möglichen daraus resultie- 
renden Gefahren zu rechnen 
ist. Dabei kann seither so- 
wohl auf reine Übertra- 
gungs- als auch auf Auf- 
zeichnungsgeräte zurückge- 
griffen werden. 

Die befristete Einführung 
von „Lauschangriff” und 
„Rasterfahndung” 1997 stellt 
die bislang letzte große Maß- 
nahme im Bereich der poli- 
zeilichen Befugniserweite- 
rung unter Nutzung techni- 
scher Hilfsmittel dar. Beide 
Überwachungsformen sind 
sowohl in Hinblick auf die 
Eingriffsmöglichkeiten poli- 
zeilicher Gewalt in die In- 
timsphäre als auch auf die 
Verwischung strafrechtlich 
relevanter Tatbestände und 
konkreter Verdachtsmomen- 
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te umstrittene Methoden. Als 
Entscheidung zwischen kol- 
lektiver Sicherheit und indi- 
vidueller Freiheit formuliert, 
konnte sich jedoch die Argu- 
mentation der Befürworter- 
Innen, die die besondere Ge- 
fährlichkeit „Organisierte 
Kriminalität” für den Staat 
und seine BürgerInnen her- 
vorhoben, durchsetzen. Den 
Bedenken der GegnerInnen 
wurde durch bestimmte Auf- 
lagen und die Einführung ei- 
ner übergeordneten Kontrol- 
le Rechnung getragen, die 
diesen Methoden, private 
Räume mittels Kameras 
und/oder 
überwachen sowie staatliche 


Mikrofone zu 


und private Datenbanken 
nach mutmaßlichen Straftä- 
tern im Bereich der „Organi- 
sierten Kriminalität” zu 
durchsuchen, Grenzen set- 
zen. Es ist davon auszugehen, 
daß beide Instrumente in das 
Dauerrecht übernommen 
werden, obwohl die Frage, 
inwieweit die Aktivitäten kri- 
mineller Organisationen in 
Österreich tatsächlich jene oft 
konstatierte letale Bedrohung 
für den Rechtsstaat darstel- 
len, keineswegs eindeutig mit 
Ja beantwortet werden kann. 


„. und in der EU 

Die stärksten Impulse in 
Richtung des Ausbaus poli- 
zeilicher Überwachungsin- 
strumentarien gehen heute 
jedoch nicht mehr nur von 
einzelnen nationalen „law & 
order”-Regierungen aus. Im 
Zuge des europäischen Inte- 
grationsprozesses erweisen 
sich die Hüter der Inneren 
Sicherheit als besonders ziel- 
strebig. Im Rahmen des drit- 
ten Pfeilers der EU, der Si- 
cherheitsunion, werden nicht 
nur grenzüberschreitende 
Abhöraktionen ohne natio- 
nale Kontrollmöglichkeiten 
— derzeit noch heftig um- 
stritten — angestrebt, sondern 
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es zeichnet sich auch ein wei- 
terer Ausbau der EU-weiten 
Informationssysteme ab. Das 
kriminalpolizeiliche Schen- 
gener Informationssystem 
(SIS) oder auch The Euro- 
pean Computer System 
(TECS) von Europol ent- 
wickeln sich zu mächtigen 
Datensammlungen, deren 
Aufnahmekriterien und In- 
halte weitgehend unkontrol- 
liert bleiben. Einen weiteren 
Schritt hin in Richtung der 
Nutzung elektronischer 
Überwachungsverfahren wird 
die Verabschiedung der Eu- 
rodac-Konvention darstellen, 
wonach EU-weit die Finger- 
abdrücke von Asylsuchenden 
registriert werden, womit 
schnell und relativ treffsicher 
der Status von Personen er- 
mittelt und „unerwünschte” 
Menschen „beamtshandelt” 
werden können. Den gut ver- 
netzten Innenminsterien Eu- 
ropas stehen dabei in ihren 
Bestrebungen keine ver- 
gleichbaren Kräfte gegenü- 
ber, die die Rechte auf Pri- 
vatspähre ähnlich vehement 
forden würden wie es bei 
den Anwälten der informa- 
tionellen Aufrüstung im Rah- 
men der Polizeiapparate zu 
beobachten ist. 

Die Technik macht’s mög- 
lich: Im Visier polizeilicher 
Ermittlungen sind im Zeital- 
ter elektronischer Überwa- 
chung weitaus mehr Men- 
schen. Zum einen alle Perso- 
nen „ohne Ansehen der Per- 
son” im Falle der kategoria- 
len Ermittlungen („Verdäch- 
tig sind alle männlichen Por- 
schefahrer, die ihre Duftbäu- 
me über ein Versandhaus be- 
ziehen ...”), zum anderen alle, 
die heimlicher, direkter Über- 
wachung ausgesetzt sind: Tat- 
verdächtige, ihre Familien, 
Freunde und Bekannten. Das 
Prinzip, wonach ein Verge- 
hen und konkrete Ver- 
dachtsmomente vorliegen 
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müssen, damit eine polizeili- 
che Ermittlung beginnen 
kann, löst sich mit der Inten- 
sivierung präventiver Beob- 
achtungsmaßnahmen zuneh- 
mend auf. Betroffen davon 
sind grundsätzlich alle, die 
„anders” und damit unver- 
meidbar „verdächtig” sind. 
Die technologische Entwick- 
lung und ihre legistische In- 
strumentalisierung etablieren 
damit in ihrer Intensität und 
Extensität qualitativ neue Di- 
mensionen, Normenbefol- 
gung zu überwachen. Un- 
weigerlich wird es damit 
schwieriger, sich den Staat 
vom Leibe zu halten. 

Der politische Wille geht 
nicht erst seit der blau- 
schwarzen Regierungsbil- 
dung in Richtung Ausbau 
präventiv orientierter poli- 
zeilicher Befugnisse. Techni- 
sche Hilfsmittel durften da- 
bei bisher nicht fehlen und 
werden auch in Zukunft ein- 
gefordert werden. Der Man- 
gel an qualifiziertem Perso- 
nal und geringe finanzielle 
Mittel bleiben die neuen 
(alten) Grenzen, die die 
Eingriffsmöglichkeiten öf- 
fentlich-staatlicher Gewalt 
in private Sphären mildern. 
Ein schwacher Trost. 


„Test Try Me" 
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Der Mythos der Repression 


Polizisten benehmen 
sich wie Polizisten. Re- 
pression bedeutet je- 
doch etwas anderes 
als Übergriffe von 
Staatsorganen. 
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epression”, das ist Kul- 
R;: Identität und Show. 
Nicht des Staates, nein, einer 
sich oppositionell wähnenden 
Strömung ubiquitärer Ju- 
gendlichkeit. „Repression”, 
das ist der Götze eines Kul- 
tes des Andersseins, der im 
Immer-Gleichen verweilt. 
„Repression” ist die Repres- 
salie auf infantile Juxerei. 

Sie ist Event und Auto- 
suggestion. „Repression” ist 
nicht wirklich böse, tut nicht 
wirklich weh. Es bedarf 
schon einer ordentlichen Por- 
tion Blödheit und Wagemut, 
um in wirkliche Schwierig- 
keiten zu kommen. Aber 
Schwierigkeit und Gewich- 
tigkeit sind nicht Ziele dieser 
Übung. 

Seitdem in den sechziger 
Jahren eine Koalition aus 
vergnügungs- und sexua- 
litätsmanischen Hippies mit 
moralinsauren Stalinisten die 
längst geräumten Barrikaden 
der bürgerlichen Sittlichkeit 
erstürmten, sind es in Wahr- 
heit die Konzerne der Musik- 
und Modeindustrie, die den 
Ton angeben, wenn es darum 
geht, neue Revolutionen 
durchzuführen, das Estab- 
lishment zu verunsichern und 
die Eltern zu verärgern. Es ist 
schon ziemlich blöd, wenn 
schwarze Kids aus den Vor- 
orten der amerikanischen 
Großstädte zu Gangsta-Rap 
ihre absolut beschissene Zu- 
kunft beschwören. Und wahr- 
lich fernab von gut und böse 
ist es, wenn sich Hietzinger 
Jugendliche derart gebärden. 

Die Offensichtlichkeit der 
Lüge, wenn Ö3 und Krone 
unisono ein neues Zeitalter 
einläuten und Revolutionen 
ansagen, führt lediglich zur 


falschen Kritik der falschen 
Kritik — schön, wenn dies 
Gymnasiasten zu entdecken 
meinen. Noch schöner, wenn 
dies wem von den in der 
Stumpfheit von Arbeit oder 
Haushalt jahrzehntelang Ge- 
fangen auffällt. Ganz un- 
schön hingegen ist der Reflex 
krypto-revolutionärer Wadl- 
beißer, die die Lüge für Wahr- 
heit halten und dergestalt erst 
für die post-mortale Legzti- 
mation der Journaille herhal- 
ten. Denn sie verkennen: Al- 
les ist Unterhaltung und hat 
nun wahrlich nichts mit „In- 
formation” zu tun. Das wis- 
sen die Macher und ihre 
überzeugten Leser. 

„Repression” ist eine syn- 
kretistische Verballhornung 
aus den Versatzstücken ehe- 
maliger politischer Initiativen 
- mit einem würzigen Schuß 
Miß- und Unverständnis — 
und dem uneingestandenen 
Versuch, dem rasenden Puls 
der Warenmetamorphose ei- 
nen Schritt voraus zu sein. 

„Repression” ist ein 
Tauschwert szene-orientier- 
ter Werte-Skalen. Ein bun- 
ter Ordner, der die stolzer- 
füllte Brust interimistisch ver- 
loren gegangener Kinder 
schmückt. „Repression” ist 
ein Mirakel der Physiker. 
Dem Perpetuum mobile 
gleich benötigt sie keinen 
Einsatz von Energie oder An- 
strengung — weder der akti- 
ven noch der passiven Betei- 
ligten. Die Litanei der „Re- 
pression” ist masochistisch. 
Sie bettelt nach dem Knüp- 
pel, den sie nie kriegt. 

Es war /ustig, über all die 
Jahre hinweg sich darüber zu 
mokieren, daß die staatliche 
Gewalt ein steter Wegbeglei- 


ter des alltäglichen Nichts- 
Tuns war. „Repression”, das 
war der Kitt eines nichtsnuz- 
zigen Sammelsuriums von 
Leuten, die sich dem Nutzen 
durch Konsumtion verwege- 
ner Waren entziehen wollte. 
Und wenn auch nichts ge- 
schah, so übte man doch 
„Solidarität”. Und je weiter 
die Opfer weg waren, desto 
besser. Denn was konnte man 
da schon wirklich tun? 

Und dort, wo man wirk- 
lich was tun könnte, nämlich 
hier, kann man es natürlich 
nicht, wegen der „Repressi- 
on”. Das paranoide Gelaber 
der 


schen, autonomen, trotzkisti- 


marxistisch-leninisti- 


schen und sonstwelchen 
Gruppen hat dazu geführt, 
daß über ein Jahrzehnt lang 
keine breite Propaganda pas- 
siert ist. Das hat, noch viel 
schlimmer, zu einem Still- 
stand der praktischen Soli- 
darität geführt. 

Es war der auto-erotische 
Saft der Selbstbeweihräuche- 
rung, der verhindert hat, daß 
eine Kontinuität hätte herge- 
stellt werden können zwi- 
schen den „Sozial”-Bewe- 
gungen der achtziger Jahre 
und den anstehenden Aufga- 
ben. Aber nachdem die 
klammheimliche Gewißheit, 
irgendwann doch einmal von 
der „Roten Armee” errettet 
zu werden, in der globali- 
sierten Warengier zerborsten 
ist, war die Alternative, selbst 
das Geschick in die Hand zu 
nehmen, eine Zumutung. 

Und war es nicht immer 
ein sozialdemokratischer In- 
nenminister, der uns verfolgt 
hat? Also, Kurzdenker, wer 
ist der Feind? Haider? Ach! 
Der Schlögl macht's! 
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Weil „gequält”, bleibt 
man der „Alltags”-Politik 
fern. Warum sollte man auch 
nicht? Da gibt es die Zirkel 
universitärer Geschäftigkeit, 
die Vergnüglichkeit subkul- 
tureller Pseudo-Ausschwei- 
fungen und die Gewißheit, in 
Österreich zu leben, wo nie 


was passiert. 


Baff und Peng 

3. Oktober 1999. 27% für 
die FPÖ. Ein Zaudern, ein 
Sträuben, weil nicht sein 
kann, was ist. Es waren doch 
immer die Sozialdemokraten 
die Bösen, wir die Guten! So 
bleibt es. All die Jahre 
„Kampf”-Erfahrung sagen 
uns, daß das nicht sein kann, 
denn laut Dimitroff waren es 
schon immer die Sozialisten. 
Zynismus! „Kampf dem Zio- 
nismus“, Feste, Ignoranz am 
9. November, es ist ja alles, 
wie es ist. Was man nicht 
sieht, ist nicht. Faschismus ist 
ein Problem der Historie; si- 
cherlich schlimm. 

Und wirklich passiert, was 
niemals hätte passieren sol- 
len: Die Scheiß-Sozialdemo- 
kraten fallen aus der Regie- 
rung. Und jetzt eine Mitte- 
Rechts-RechtsRechte Regie- 
rung. Was sagt uns da der 
„Faschismustheoretiker“ ? 
Nicht so schlimm. Wo doch 
die „G’nack-Watsch’n“ für 
einen grün-haarigen Buam 
von einem b’soffenen Kibera 
schon immer die Ausgeburt 
des Faschismus, weil Repres- 
sion, war. 

Jetzt geht es wirklich um 
etwas. Jetzt kommt das, was 
die „Repressions”-Fanatiker 
immer für sich in Anspruch 
genommen haben. Es straft 
vorherige der 
Lächerlichkeit. Es ist eine 


Hysterie 


Partei in der Regierung, die 
noch niemals zimperlich war. 
Die „Dritte Republik” ist si- 
cherlich keine Anlehnung an 
das „Dritte Reich”? Das Su- 
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perBundespräsidentenKanz- 
lerInnenundHeeresministeri- 
um kommt sicherlich nur aus 
Sparsamkeit, die Strafandro- 
hung für Staats-, ergo Regie- 
rungskritiker nur aus über- 
schäumender Sorge um den 
Fremdenverkehr! Und die 
Appellation an die nationa- 
len Gefühle, über alle Gren- 
zen hinweg, vom Hojac über 
den Prinzhorn zum Westen- 
thaler und dem kleinen Woifi, 
dienen sicherlich nur der 
Pflege „unserer” Ehre. 

Das kommt davon, wenn 
man jahrelang aus Gruppen- 
räson, Nachäfferei und purer 
Blödheit Worte benutzt, die 
im gesellschaftlichen Zusam- 
menhang keinen Sinn erge- 
ben. Dann haben sie den 
auch nicht mehr, wenn der 
Sinn sich plötzlich „einstellt”. 
„Repression” ist zur Spiel- 
wiese entwertet. 

Was man eigentlich dar- 
unter verstehen würde, die 
gewaltsame Unterdrückung 
und Verfolgung von politi- 
scher Opposition, ist in 
Österreich schon lange nicht 
mehr geschehen. Die beinah 
rituellen Geplänkel zwischen 
der Polizei und kulturdefi- 
nierten „Jugend”-Bewegun- 
gen fallen sicherlich nicht 
darunter. Auch nicht die Art 
und Weise, wie die Polizei 
gegen die Donnerstags-De- 
mos und bei ähnlichen An- 
lässen vorgeht. Dem Ganzen 
hingegen bedenklich nahe 
kommt die Behandlung von 
Schwarzen durch die Polizei. 
Das sind eben nicht „nur” 
vereinzelte Übergriffe von 
„schwarzen Schafen”; da ist 
System dahinter, Deckung 
und möglicherweise sogar 
Auftrag von oben. Da wer- 
den Tote mit einkalkuliert. 

Die Unterdrückung der 
Opposition ist eine denkbar 
gewordene Möglichkeit in 
diesem Land. Es ist jetzt ei- 
ne Partei in der Regierung, 
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deren kaum verdeckte Ziele 
hin zu einem autoritären Re- 
gime führen. Nur, sie können 
noch nicht, wie sie wollen. 
Und daß diese Partei eine er- 
schreckend hohe Anhänger- 
schaft unter Exekutive und 
Justiz hat, macht Vorstöße in 
diese Richtung zur täglichen 
Gefahr. 

Die Ausweitung der ohne- 
hin schon großzügigen Mög- 
lichkeiten der Überwachung, 
die freie Handhabe der Ge- 
heimdienste ohne jegliche 
Kontrolle und die Einrichtung 
einer vermummt und ver- 
deckt operierenden Poli- 
zeitruppe sind Schritte in die- 
se Richtung. Dennoch, es wer- 
den heute noch keine breiten 
Verhaftungswellen durchge- 
führt. Es verschwinden nicht 
„einfach so” Leute für Mona- 
te oder für immer. Publika- 
tionen und Demonstrationen 
der Opposition sind noch 
nicht verboten. Die Justiz ver- 
hilft so gut oder schlecht zum 
Recht wie je bevor. 

Wenn man das heutige 
Österreich in einen Topf mit 
Chile unter Pinochet oder 


Asger Jorn: Zeichnung, 1960, 
Tusche auf Papier. Silkeborg 
Kunstmuseum 


Was istLOS® WIR HABEN 
ALLE ScCHRANKEN 
BEACHTET! SULTE DAS 


10 


gar dem Nationalsozialismus 
wirft, entwaffnet man sich 
der eigenen politischen Mit- 
tel, gegen diese Regierung 
und gegen die FPÖ vorzu- 
gehen. Es ist einfach nicht 
so, wie unter solchen auto- 
ritären und faschistischen 
Regimen. Wir haben hier 
keine vergleichbare Repres- 
sion. Opposition ist nicht 
nur legal, sie wird auch 
kaum behindert. Wer das 
Gegenteil behauptet, ver- 
kennt, was noch kommen 
kann. 


Sparen und Durchsetzen 
Wenn die Regierung ihre 
Politik - massiver Sozial- 
abbau, Umverteilung zu 
Gunsten der Unternehmer 
und strenge Austerität — 
durchsetzen will, muß sie 
das politisch-gesellschaftliche 
Rückgrat des Landes bre- 
chen: die Sozialpartner- 
schaft. Dies sind vor allem 
die Ziele der ÖVP. Auch 
deswegen ist sie die Koaliti- 
on mit der FPÖ eingegan- 
gen, denn bei aller Selbst- 
aufgabe wäre die SPÖ dazu 
nicht bereit gewesen. 

Die Mittel, die eine sol- 
che Durchsetzung benötigt, 
sind harte Mittel. Sowohl 
gegen Teile der eigenen Kli- 
entel (Beamte), als auch ge- 
gen die „Anderen”. Die ras- 
sistischen und undemokra- 
tischen Attitüden der FPÖ 
sind das passende propa- 
gandistische Sperrfeuer, der 
nationalistische Wahn die 
willkommene Gehirnver- 
kleisterung. 

Schüssel schwebt so et- 
was vor wie die thatcheristi- 
sche Zerschlagung der Ge- 
werkschaften in England: im 
Konflikt aushungern. In ei- 
ner Zweidrittel-Gesellschaft 
reicht den Konservativen die 
Unterstützung durch das 
„richtige” Drittel der Be- 
völkerung zur Erhaltung der 


Macht. Über die Interessen 
und Bedürfnisse des Restes 
kann hinweggegangen wer- 
den. 

Ein starker Polizeiappa- 
rat, vor allem mit Mitteln der 
Aufstandsbekämpfung aus- 
gerüstet, flankiert diese Poli- 
tik. Nur zielt eine solche Ge- 
walt nicht auf ein paar linke 
Splittergrüppchen ab, die 
sind ihnen egal, sondern auf 
breite Verteilungskämpfe. 
Und auch diese Gewalt ist 
nur als ultima ratio gedacht, 
als Ausnahmefall im Vertei- 
lungskampf. 

Es bedarf auch nicht der 
Kontrolle der „staatlichen” 
Medien. Es reicht, Funk und 
Fernsehen zu privatisieren. 
Die Interessen der Kapital- 
eigner werden dann von sich 
aus zur entsprechenden Be- 
richterstattung führen. Einer 
besonderen, autoritären Re- 
pression bedarf es nicht. 

Die FPÖ, die zwar unter 
anderem auch diese Ziele 
verfolgt, ist in ihrer Mobili- 
sierung hingegen auf Popu- 
lismus angewiesen. Sie kann 
nur dann punkten, wenn sie 
über die Lebensinteressen 
der Leute hinweg „gemein- 
same” Inhalte findet. Diese, 
sehr an Hetze gemahnenden 
Schreiparolen bedürfen des 
Feindes - innen oder außen. 
Einmal in der Regierung, 
müssen sie beweisen, auch 
um den Preis des Unter- 
gangs, daß sie es „ernst” 
meinen. 

Sie haben versprochen, es 
„den Ausländern” zu zeigen, 
und sie versprechen, es „den 
Vernaderern” zu geben. Und 
da sie, im Widerspruch zwi- 
schen realer Politik und ir- 
rationaler Propaganda, sich 
aufzureiben drohen, benöti- 
gen sie ein Ventil. Einen 
Feind, gegen den es sich (ge- 
fahrlos) vorgehen läßt. Und 
was es nicht gibt, wird er- 
funden. 
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Ob es nun die angedrohte 
„Volksbefragung” oder der 
bevorstehende Wiener Wahl- 
kampf ist, man kann mit den 
gröbsten Schweinereien rech- 
nen. Die FPÖ wird versu- 
chen eine rechts-rechte 
„Volksbewegung” zu initiali- 
sieren, die über alle Grenzen 
des guten Geschmacks und 
der demokratischen Spielre- 
geln hinausgeht. Eine Welle 
der Verfolgung gegen x-be- 
liebige „Feinde” käme da nur 
recht. 

Die Gefahr, daß im Mor- 
gengrauen plötzlich Polizei 
die Wohnung stürmt und 
durchwühlt, ist in jedem Sy- 
stem, in dem es Polizei gibt, 
gegeben. Leute werden im- 
mer unschuldig verhaftet 
und auf Kommisariaten ver- 
prügelt. Das sind Mißstände, 
haben aber mit Repression 
sehr wenig zu tun. Wer sich 
den gesellschaftlichen Nor- 
men, egal wie die konkret 
aussehen, widersetzt, muß 
damit rechen, anzuecken. 
Das ist zwar ungerecht, 
gehört aber zum Spiel der 
Nonkonformität. 

Es ist erst dann von Re- 
pression zu sprechen, wenn 
die Verfolgung von Gruppen 
auf Grund eines politischen 
Auftrags geschieht. Dafür 
müssen bestimmte politische 
Anschauungen und deren 
Verbreitung verfolgt oder 
verboten sein. Repression 
zielt darauf ab, etwas völlig 
zu unterbinden, unsichtbar 
zu machen, auszulöschen. Es 
gibt essentielle Unterschiede 
zwischen einer rechten Re- 
gierung in einer westlichen 
Demokratie und einem 
faschistischen Regime. Der 
pawlowsche Reflex, allem, 
was nicht paßt, mit dem Re- 
pressions- und Faschismus- 
begriff zu begegnen, über- 
geht die Gefahr wirklicher 
gesellschaftlicher Entwick- 
lungsmöglichkeiten. 
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WIDER WAS WER STEHT 


Adorno statt Protest 


I: 

In der derzeitigen Protestbe- 
wegung gegen die Regie- 
rungsbeteiligung der FPÖ, 
die sich selbst gerne als Wi- 
derstandsbewegung mißver- 
steht, scheint sich alles zu 
wiederholen, was die Linke 
nach 1945 in den Nachfolge- 
staaten des Dritten Reiches 
falsch gemacht hat. Über wei- 
te Strecken ist diese Bewe- 
gung eine Neuauflage des Al- 
ten. Und vieles von dem, was 
neu ist, ist nichts Gutes, son- 
dern noch fürchterlicher als 
alles Bisherige. Hier sei nur 
auf einige der Samstagsde- 
monstrationen verwiesen, wo 
mit Technomusik und deut- 
schen Schlagern, die zum Teil 
schon die Nazis begeisterten 
und heute bei jedem Feuer- 
wehr- oder Polizeifest die 
Hintergrundmusik für sexis- 
tisches Gegröhle abgeben, ei- 
ne „Soundpolitisierung” be- 
trieben wird, die vor allem 
darin besteht, vor dem Knast, 
in dem wenige Tage zuvor ein 
afrikanischer Asylbewerber 
zu Tode kam, ordentlich „ab- 
zutanzen”, möglichst Re- 
debeiträge zu verhindern und 
jede inhaltliche Parole mittels 
„Sound” zu übertönen. 

Wie schon seit Jahrzehn- 
ten distanzieren sich bürger- 
liche AntifaschistInnen von 
Gewalt auf den Demonstra- 
tionen, obwohl es diese Ge- 
walt nicht gibt und können je- 
ne der Staatsmacht, die es 
sehr wohl gibt, gar nicht mehr 
wahrnehmen. Offensivdemo- 
kratInnen schwingen sich zur 
Verteidigung des Vaterlandes 
auf und besorgte BürgerInnen 
hissen eine Österreichfahne 
nach der anderen. TrotzkisIn- 
nen wie zahlreiche Autonome 
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reden vor allem über drei 
Dinge: Sozialabbau, Sozialab- 
bau und Sozialabbau. Post- 
marxisten wie Poststurktura- 
listen verwenden einen von 
jeglichem Herrschaftsmoment 
entkleideten _Zivilgesell- 
schaftsbegriff und Altmarxist- 
Innen jeglicher Richtung hul- 
digen den ArbeiterInnen, von 
denen jene, die im Besitz 
eines österreichischen Passes 
sind, inzwischen mehrheitlich 
die Freiheitlichen zu ihrer In- 
teressensvertretung auser- 
koren haben. So unterschied- 
lich die jeweiligen Gruppie- 
rungen und Einzelpersonen 
auch sein mögen, die diese 
Bewegung tragen - in dem, 
worüber beharrlich geschwie- 
gen wird, sind sie sich einig: 
Die deutsch-österreichische 
Volksgemeinschaft und die 
kategorialen Veränderungen, 
die der Nationalsozialismus 
für jede Gesellschaftskritik 
hätte bedeuten müssen. 


ll. 
Skepsis, Negativismus und 
theoretische Kritik haben 
beim ebenso begeisterten wie 
kopflosen Politikmachen der 
gegenwärtigen AktivistInnen 
kaum einen Platz. Was fast 
alle Fraktionen in dieser Pro- 
testbewegung eint, ist ihr 
Praktizismus und ihr Opti- 
mismus. Dagegen hilft nur ei- 
nes, nämlich Kritische Theo- 
rie, und zwar in ihrer am 
stärksten negativistischen 
Ausprägung, also jener Theo- 
dor W. Adornos, der zeit sei- 
nes Lebens sämtliche Res- 
sentiments auf sich zog, de- 
rer sich auch heute alle sicher 
sein können, die den einen 
oder anderen kritischen Ein- 
wand beispielsweise gegen 


das wohlige Wir-Gefühl auf 
vielen der gegenwärtigen De- 
monstrationen zu äußern ver- 
suchen. 

Jede Gesellschaftskritik in 
Österreich nach 1945 hat den 
Nationalsozialismus zum Aus- 
gangspunkt zu nehmen. In 
keinem anderen Phänomen 
kommt der gesellschaftliche 
Wahn so konsequent zu sei- 
ner Wirklichkeit wie im Anti- 
semitismus. Die Reflexion von 
Auschwitz als Synonym für 
die von den Nazis bürokra- 
tisch organisierte und indu- 
striell betriebene Massenver- 
nichtung von Juden und Jüd- 
innen hätte daher auch für die 
aktuelle Protestbewegung zen- 
tral sein müssen. Genau das 
war sie aber nicht. So ist es 
auch kein Wunder, daß jene 
Personen, die auf den De- 
monstrationen ein Transpa- 
rent mit der Aufschrift 
„Österreich denken heißt 
Auschwitz denken” trugen, 
sich nicht nur den Haß vieler 
Passanten und Passantinnen 
zuzogen, sondern auch auf na- 
hezu kollektive Ablehnung 
der Demonstrierenden — von 
Antiimps bis Sozis — stießen. 

Dort, wo von Antisemitis- 
mus gesprochen wurde, 
machte man sich in der Re- 
gel keinen Begriff davon, was 
das eigentlich ist, gegen das 
da angegangen werden soll, 
was wiederum mit der weit- 
verbreiteten Theorie- und 
häufig auch Intellektuellen- 
feindlichkeit, die selbst nicht 
selten antisemitische Züge 
trägt, zu tun hat. 

Hätten die Personen, wel- 
che die Proteste gegen die 
Freiheitlichen tragen, darü- 
ber reflektiert, was es bedeu- 
tet, in einem postnationalso- 
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1 Adorno, Theodor W.: Was 
bedeutet: Aufarbeitung der 
Vergangenheit. in: Ders.: 
Eingriffe. Neun kritische 
Modelle. Gesammelte 
Schriften, Bd. 10-2, Frank- 
furt/M. 1997 (1963), S. 
555/£ 


zialistischen Land gegen eine 
Partei wie die FPÖ und - 
was ohnehin kaum stattge- 
funden hat - ihre WählerIn- 
nen und UntersützerInnen 
vorzugehen, wären sie fast 
zwangsläufig bei einer Aus- 
einandersetzung mit Kriti- 
scher Theorie und mit Ador- 
no als einem ihrer wichtigsten 
Vertreter gelandet; denn in 
der Adornoschen Gesell- 
schaftskritik findet sich einer 
der wenigen Versuche, die 
theoretischen wie praktischen 
Konsequenzen aus dem Na- 
tionalsozialismus zu ziehen. 


IN. 
Wie kann Emanzipation statt- 
finden, von wem kann sie ver- 
wirklicht werden, wie kann sie 
überhaupt noch gedacht wer- 
den, wenn der Fetischismus, 


die in der Grundstruktur ka- 
pitalistischer Vergesellschaf- 
tung angelegte Verrücktheit, 
zum allgemeinen Lebensprin- 
zip, wenn die Verblendung 
der Warenmonaden nahezu 
total geworden ist, wenn jede 
Revolte gegen den Fetischis- 
mus nur tiefer in ihn hinein- 
führt, wenn Klassenbewußt- 
sein kaum noch auszumachen 
ist, und wenn der Nationalso- 
zialismus nachdrücklich ge- 
zeigt hat, wozu die Massen, 
auf die Generationen linker 
Theoretiker und Theoretike- 
rinnen gehofft hatten, in der 
Lage sind, wenn es darum 
geht, die totale Negation von 
Emanzipation zu verwirkli- 
chen? Vor diesen Fragen 
stand Adorno; und eigentlich 
wäre die gesamte Linke nach 
dem Nationalsozialismus vor 
diesen Fragen gestanden, hät- 
te sie nicht einfach so weiter- 
gemacht wie vorher. 

Der weltgeschichtliche Au- 
genblick der Revolution schi- 
en versäumt und seit der miß- 
lungenen Emanzipation re- 
gredierte das Bewußtsein der 
Individuen in der bürgerli- 
chen Gesellschaft zusehends. 
Da das Prinzip des Tausches 
nicht außer Kraft gesetzt wur- 
de, dehnte es sich aus. Da das 


automatische Subjekt namens 
Kapital nicht gestoppt wurde, 
schritt es fort, sich die Gesell- 
schaft zu unterwerfen, seine 
ursprünglich partiell progres- 
sive Tendenz abzuschütteln 
und seine negative Produkti- 
vität bis zur Massenvernich- 
tung zu entfalten. Nüchtern 
betrachtet hätte gerade aus 
dem Nationalsozialismus die 
Konsequenz gezogenen wer- 
den müssen, endgültig Schluß 
zu machen mit Kapital, Staat 
und Nation. Statt der Beseiti- 
gung der grundsätzlichen Vor- 
aussetzungen von Auschwitz 
sahen sich Adorno und die 
anderen Vertreter der Kriti- 
schen Theorie jedoch mit ei- 
ner Situation konfrontiert, die 
nicht nur von der Restaurati- 
on des vornazistischen Zu- 
stands geprägt war, sondern 
Elemente des Nationalsozia- 
lismus in sich aufnahm. Dem- 
entsprechend stellte Adorno 
klar: „Ich betrachte das Nach- 
leben des Nationalsozialismus 
in der Demokratie als poten- 
tiell bedrohlicher denn das 
Nachleben faschistischer Ten- 
denzen gegen die Demokra- 
tie.”! Die Linke war nach 
1945 nicht nur mit der Wie- 
dererrichtung des kapitalisti- 
schen Weltmarktes und der 


In einer Demokratie sollte ein Leben in Menschenwürde für alle Mitglieder der Ge- 
sellschaft eine Selbstverständlichkeit sein. Doch Selbstverständlichkeiten sind in 
Zeiten einer blau-schwarzen Koalition keine Selbstverständlichkeit. Und sie waren 
es auch unter einem sozialdemokratischen Innenminister nicht. 

Die KPÖ kämpft gegen Diskriminierung von Menschen aufgrund ihrer Herkunft 


oder Nationalität, ihres Geschlechts oder Alters, aufgrund körperlicher oder geisti- 
ger Behinderungen oder ihrer jeweiligen sexuellen Orientierung. Die KPÖ geht vom 
Grundsatz aus, daß für alle Menschen, die einen bestimmten Zeitraum in Öster- 
reich leben, die gleichen politisch-bürgerlichen und sozialen Rechte und Pflichten 
zu gelten haben. 
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Die KPÖ fordert: 

* Aktive und passive Wahlrechte für Immigrantinnen. 

* Ein Anti-Diskriminierungsgesetz im Verfassungsrang mit der gleichzeitigen 
Streichung der berüchtigten „Ausländerbeschäftigungsgesetze". 

* Kollektives Klagerecht und eine Änderung des Zivilrechtes, wonach ein Dritter 
(z.B. die AK) zugunsten eines durch illegale Beschäftigung geschädigten 
Einwanderers das betreffende Unternehmen auf Schadenersatz und 
Umwandlung eines illegalen in ein reguläres Arbeitsverhältnis verklagen kann. 

* Das Bleiberecht für illegale Immigrantinnen. 
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erneuten Einsetzung bürger- 
licher Staatsgewalt konfron- 
tiert, sondern mit einer bür- 
gerlich-kapitalistischen Ge- 
sellschaft, die den Zwang zum 
Konsens kaum mehr benötig- 
te, da die Freiwilligkeit zum 
Konsens zumindest in 
grundsätzlichen Fragen nahe- 
zu grenzenlos war. Alleine 
schon dadurch war Adorno 
die Hoffnung auf ein revolu- 
tionäres Klassenbewußtsein, 
die sich vor 1933 noch halb- 
wegs legitimieren konnte, ver- 
sagt. Angesichts der Totalisie- 
rung des, wenn auch gesell- 
schaftlich bedingten, aber 
doch naturwüchsig erschei- 
nenden und daher scheinbar 
mit naturwüchsiger Kraft her- 
einbrechenden allgemeinen 
Verhängnisses konnte die in 
der Soziologie wie in der Lin- 
ken weiterhin gestellte Frage 
„Wo ist das Proletariat?“ nur 
mehr als „grimmige Scherz- 
frage“? erscheinen. 


IV. 
„Adorno gilt heute als Genie 
und kritische Theorie als 
überholt.“3 Christoph Türcke 
beschreibt damit treffend die 
heutige Wahrnehmung Ador- 
nos im akademischen Main- 
stream und seine Rezeption 
im Feuilleton. Daneben exi- 
stiert aber noch eine andere 
Art des Umgangs mit Ador- 
nos Gesellschaftskritik, die 
sich vor allem in linksradika- 
len Kreisen breitgemacht hat. 
Der praxisorientierten post- 
68er Linken gilt Adorno auf 
Grund Verhaltens 
während der Studenten- und 


seines 


Studentinnenproteste in 
Frankfurt als Verräter und 
Kritische Theorie als unnöti- 
ge, abgehobene, blutleere und 
praxisfeindliche akademische 
Philosophie. Der Vorwurf der 
Praxisfeindlichkeit hat sich 
zum Hauptvorwand gemau- 
sert, sich mit Kritischer Theo- 
rie nicht ernsthaft auseinan- 
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derzusetzen. Der Hinweis auf 
Adornos weitgehende Absti- 
nenz von dem, was andere re- 
volutionäre Praxis nannten, 
avancierte bereits Ende der 
60er Jahre zum Totschlagar- 
gument gegen jede Skepsis ge- 
genüber begrifflosem Poli- 
tikmachen und ist es bis heu- 
te geblieben. Adorno selbst 
hat sich jedoch nie prinzipiell 
gegen Praxis ausgesprochen, 
sondern vielmehr permanent 
die Reflexion der Bedingun- 
gen von Praxis eingefordert. 
Diese Reflexion des Zustands 
der bürgerlichen Gesellschaft 
und des fetischistischen Be- 
wußtseins der bürgerlichen 
Subjekte führte ihn zu einer 
Problematisierung von Praxis, 
wie sie allen früheren Theo- 
retikern und Theoretikerin- 
nen der Emanzipation fremd 
war. Adorno war klar, daß in 
der kapitalistischen Gesell- 
schaft in der 2. Hälfte des 20. 


Jahrhunderts jede praktisch- 


politische Aktion in eine Rich- 
tung weist oder zumindest ei- 
nen Beiklang hat, der keines- 
falls intendiert ist. Gerade 
heute, da eine auf die allge- 
meine Emanzipation gerich- 
tete Praxis, eine Dynamik, die 
die Abschaffung von Staat, 
Kapital und Patriarchat noch 
ernsthaft betreiben würde, 
außer in Rudimenten nicht 
mehr auszumachen ist, kann 
die Einheit von Theorie und 
Praxis nur noch um den Preis 
aufrechterhalten werden, „daß 
Theorie ihren Anspruch, die 
‘Kritik alles Bestehenden’ zu 
sein, aufgibt und sich statt- 
dessen dazu herabläßt, eine 
Praxis, die nicht mehr aus der 
herrschenden hinaus-, son- 
dern immer tiefer in sie hin- 
einführt, durch interessierte 
wie fadenscheinige Interpre- 
tationen schönzureden.“+ 

In der falschen Gesell- 
schaft sind auch und gerade 
die kritischen Individuen per- 
manent vor Alternativen ge- 


stellt, die zwar Wahlfreiheit 
suggerieren, aber den Zwang 


erst zementieren. Wirklich 
„frei wäre erst, wer keinen Al- 
ternativen sich beugen müß- 
te“. 5 Das impliziert in vielen 
konkreten politischen Kon- 
stellationen den bewußten 
Verzicht auf Praxis, zumal auf 
politische, und die Beschrän- 
kung auf die Position der Kri- 
tik. Praxisverzicht leugnet je- 
doch nicht die Tatsache 
menschlichen Handelns. 
Wenn Adorno davon spricht, 
daß Praxis auf unbestimmte 
Zeit vertagt ist, meint er da- 
mit jene Praxis, die auf die 
Herstellung eines gesell- 
schaftlichen Zustandes zielt, 
in dem freies Handeln über- 
haupt erst möglich wäre. 
Eben jene Praxis, die sich in 
ihrer Kritik auf die Gesell- 
schaft als Ganzes bezieht, sah 
Adorno als momentan abwe- 
send an, ohne sich jedoch im 
abstrakten Denken bequem 
einzurichten und sich über die 
Problematik der theoretischen 
Kritik ohne Praxis hinwegzu- 
täuschen: „Daß an Erkennt- 
nis, deren mögliche Beziehung 
auf verändernde Praxis zu- 
mindest temporär gelähmt ist, 
auch in sich kein Segen sei, 
dafür spricht vieles. Praxis 
wird aufgeschoben und kann 
nicht warten; daran krankt 
auch Theorie.“ Adorno er- 
teilte nicht Praxis überhaupt 
eine Absage, sondern enthielt 
sich in bestimmten histori- 
schen Momenten einer be- 
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2 Adorno, Theodor W.: Mi- 
nima Moralia. Reflexionen 
aus dem beschädigten Le- 
ben. Gesammelte Schrif- 
ten, Bd. 4, Frankfurt/M. 
1997 (1951), $. 221 

3 Türcke, Christoph: Praxis 
und Praxisverweigerung 
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derne. Berliner Adorno- la- 
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stimmten Praxis. Adorno 
wollte nicht einfach sich selbst 
genügende Theorie betreiben, 
sondern eine Form von theo- 
retischer Kritik, die sich als 
zeitgemäße Praxis in der Ge- 
sellschaft versteht. Über die 
Schwierigkeiten solch eines 
kritischen Verhaltens war sich 
Adorno, 


führungen zeigen, vermutlich 


wie seine Aus- 


ungleich mehr bewußt als all 
seine praktizistischen Kritiker 
und Kritikerinnen: „Durch 
den Verzicht auf eine jede ein- 
greifende Praxis wird das In- 
dividuum zugleich immer 
auch in sich selber einge- 
schränkt. (...) So sehr haben 
solche Dinge ihren geschicht- 
lichen Index (...), daß es auch 
Situationen geben kann, in de- 
nen dann gerade auch die gei- 
stige Tätigkeit als der Verzicht 
auf eine unmittelbare prakti- 
sche Einwirkung zu der Ge- 
stalt der wahren Praxis wird 
(...). Trotzdem ist auch einem 
solchen Denken das Moment 
von Praxis selber wesentlich; 
das heißt, wenn es nicht in 
sich selbst eine Art von Pra- 
xis ist, dann ist es von vorn- 
herein ein falsches Denken. 
(...) Denken selber ist ein Ver- 
halten, und wer im Denken 
nicht zugleich zur Realität sich 
verhält, der denkt eigentlich 
auch gar nicht.“6 

Gegen die permanente 
Forderung nach der Einheit 
von Theorie und Praxis, die 
auch heute in der Linken und 
auch in der Protestbewegung 
gegen die schwarz-blaue Re- 
gierung kursiert und in Wirk- 
lichkeit stets Kritik zugunsten 
von Politikanleitungen ent- 
sorgen will, setzt Adorno auf 
die Reflexion des Verhältnis- 
ses von Theorie und Praxis, 
die selbst als Praxis zu be- 
greifen ist. Trotz aller Skepsis 
gegenüber Praxis hat Adorno 
sich aber nicht gescheut, im- 
mer wieder in aktuelle kon- 
krete politische Auseinander- 


setzungen zu intervenieren. 
Selbstverständlich begab er 
sich damit in eben jene Wi- 
dersprüchlichkeit, die er selbst 
aufgezeigt hat und in der sich 
eine das Denken Adornos 
prinzipiell durchziehende 
Widersprüchlichkeit nieder- 
schlägt. Auf der einen Seite 
steht die Vorstellung, daß die 
Verblendungsstruktur in der 
Gesellschaft total geworden 
ist und es nicht mehr schlim- 
mer werden kann. Anderer- 
seits ist aber an der Einschät- 
zung festzuhalten, daß, wenn 
der Schritt zur allgemeinen 
Emanzipation versperrt ist, 
zumindest das Schlimmste, 
die Wiederholung 
Auschwitz, verhindert werden 


von 


muß. Solche Widersprüche 
könnten einem heute durch- 
aus bekannt vorkommen, da 
es mit Weltrevolution eher 
schlecht aussieht, man aber 
trotzdem nicht tatenlos zuse- 
hen kann, wenn eine Partei, 
in der sich nicht wenige de- 
klarierte Vernichtungsantise- 
miten befinden, Regierungs- 
funktionen erlangt. Der adä- 
quate Ausdruck dieser Wi- 
dersprüchlichkeit ist Adornos 
radikaler kritischer Pessimis- 
mus, an den es sich heute loh- 
nen würde anzuschließen. 


V. 
Adorno frönt keineswegs ei- 
nem Pessimismus ohne jegli- 
che Perspektive. Und alle, die 
sich die Mühe machen wür- 
den, sich mit seiner gerne als 
kulturpessimistisch, großbür- 
gerlich, reformistisch oder 
auch reaktionär, in Wirklich- 
keit aber konsequent linksra- 
dikalen Gesellschaftskritik 
auseinanderzusetzen, würden 
bald merken, daß die im Titel 
dieses Textes postulierte For- 
derung gerade nicht meint, 
sich in die Rolle des ange- 
sichts der gesellschaftlichen 
Verhältnisse ohnmächtigen 
Individuums zurückzuziehen, 


WIDER WAS WER STEHT 


sondern den Aufruf zur all- 
gemeinen Emanzipation in 
Zeiten ihrer offensichtlichen 
Unmöglichkeit impliziert. 
Adorno vertritt einen kriti- 
schen Pessimismus, der sich 
mit der Offensichtlichkeit der 
Ausweglosigkeit der Situati- 
on keineswegs zufrieden ge- 
ben mag. In jedem seiner Sät- 
ze ist die Hoffnung einge- 
schrieben, daß sich später 
herausstellen möge, der Pes- 
der Kritischen 
Theorie sei doch falsch ge- 


simismus 


wesen. „Die Hoffnung, nicht 
recht zu behalten, gehört 
zum innersten Antrieb mate- 
rialistischer Kritik.“7” Der Pes- 
simismus Adornos ist einer, 
der darum bittet, ja darum 
fleht, daß man ihm seine 
Gründe entzieht. Die Kriti- 
sche Theorie will widerlegt 
werden, aber nicht auf der 
Ebene der Theorie, sondern 
in dem Sinne, daß ihr prak- 
tisch die Gegenstände der 
Kritik entzogen werden, wo- 
durch sich auch ihre Skepsis 
gegenüber der Möglichkeit 
der Emanzipation durch die 
Praxis im Nachhinein als 
falsch erweisen würde. 

Ob die derzeitige Protest- 
bewegung in ihrer jetzigen 
Gestalt zu solch einer Wi- 
derlegung etwas beizutragen 
vermag, ist mehr als fraglich. 
Bisher schaut es so aus, als 
würde sie sämtliche Vorbe- 
halte gegen unreflektierten 
Praktizismus und sich gera- 
dezu vitalistisch gebärdenden 
Optimismus bestätigen. Der 
Weg dahin, daß diese Bewe- 
gung zu dem würde, was Jo- 
hannes Agnoli als einzige 
Möglichkeit erkannt hat, 
Macht wirksam zu kontrol- 
lieren und gegebenenfalls 
auch zu sabotieren, nämlich 
das Tagen der Vernunft auf 
der Straße in Permanenz,$ ist 
noch lang. Am wahrschein- 
lichsten ist, daß er gar nicht 
erst beschritten wird. 


Context XXI 


ae ee WM 


Alltagspraxis statt Adorno 


as Rennen ist heute besonders spannend, 

brumbrum, nachdem drei der Postmo- 
dernen in der Haarnadelkurve aus der Bahn 
geflogen sind, sehen sie hier den unerwarteten 
Boxenstop einer heute eher enttäuschenden 
Werttheorie. Brumm, brumm. Werttheorie 
schafft es bis in die Endrunden, muß sich auf 
jeden Fall auf ein Kopf-an-Kopf-Rennen mit 
Poptheorie gefaßt machen. Hier, knapp hinter 
Adorno, sehen sie Poptheorie. Brum. Wert- 
theorie oder Poptheorie, das sind die klaren 
Favoriten. Wobei man vielleicht Adorno nicht 
aus den Augen lassen sollte. Zwar ist er dies- 
mal in einer Uralt-Theorie & Praxis-Kiste für 
das Team von Grigat an den Start gegangen, 
aber Adorno ist immer für eine Überraschung 
gut, brum... 

Schade, daß Autoren so oft lieber ihre Fa- 
voriten auf der Theoriecarrerabahn gegen- 
einander antreten lassen, als deren Begriffe 
als Werkzeug zu benützen, um die politische 
Situation zu bearbeiten. Die fade Dichoto- 
mie von Theorie und Praxis muß herhalten, 
einige Autoren (Grigats Artikel ist hier nur 
ein minderschlimmer Anlaßfall) in ihrer ar- 
roganten Überheblichkeit über die Ge- 
schichte zu bestätigen, ihnen ihre Position zu 
retten als Weltoberlehrer, die alles, was sonst 
denkt und/oder kämpft, an den Meßlatten 
ihrer Begriffe benoten. KurdInnen, völkisch 
und antisemitisch. Fünf. Setzen. Zapatistas, 
naiv, romantisch, nationalistisch. Fünf. Set- 
zen. Widerstand gegen schwarz/blau natio- 
nalistisch, hedonistisch, historisch nicht auf- 
geklärt. Aufhören! Daheimbleiben! Lesen! 
Ein dürftiges Spiel zur Wahrung letzter Sou- 
veränitätspositionen für weiße, europäische, 
linke Männer, die ihnen in der Linken und 
von allen emanzipatorischen Seiten, von den 
MigrantInnen, Frauen, trikontinentalen Auf- 
ständen, anti(neo)kolonialistischen Theore- 
tikerInnen bestritten werden. Theorie/Pra- 
xis. Als Dichotomie gedacht. Das ist nur aus 
der alten abendländischen Körper/Geist- 
Dichotomie und ihrer Körperfeindlichkeit 
heraus verständlich. Da gibt es dumpfes Tun 
(demonstrieren, Parolen grölen, tanzen) und 
helles Denken (Artikel und Bücher schrei- 
ben, Vorträge halten). Das ist der engstirni- 
ge Begriff von politischem Handeln der Mar- 
xisten des zwanzigsten Jahrhunderts. 
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Adorno selber hat schon die Unhaltbar- 
keit der Theorie/Praxis-Dichotomie erkannt, 
leider aber nicht einmal in eine Dialektik 
überführt, sondern nur durch Erklärung sei- 
nes eigenen Theoretisierens zu ganz beson- 
ders toller Praxis weggemogelt. So sehr Den- 
ken Praxis ist, ist Tun Denken. Man kann mit 
Wörtern oder mit geworfenen Steinen den- 
ken, mit Dornenheckenpflanzungen, mit den 
großen Zehen und der Luft aus’m Arsch. Es 
ist ein edles Bild vom weißen Denker, der 
sich nobel der Praxis enthält, so lange die 
nicht rein und unschuldig ein den-Weg-ins- 
Paradies-Ebnen sein kann, sondern immer 
mit der Schlacke der historischen Ungerech- 
tigkeiten, des privaten und des kollektiven 
Unbewußten der Sozietäten beschmutzt ist. 

Das Bild ist aber verlogen. Selbst wenn 
der Denker eine Haushälterin hätte, die für 
ihn wäscht und kocht, selbst wenn er nur am 
Sofa dahinoblomowisierte, wäre das Praxis. 
Der einzige Weg, der Praxis zu entkommen, 
ist der Selbstmord. 

Die Theorie-Praxis-Denkblockade von 
Adorno zu übernehmen, heißt auch, von der 
Kritik am Logozentrismus als Phallozentris- 
mus und Eurozentrismus nicht einmal von 
Ferne gehört zu haben. Sich dem zu verwei- 
gern, daß es andere Formen des Sichverstän- 
digens gibt als das geschriebene und dozierte 
Wort; daß gerade Antikolonialismus und An- 
tirassismus lächerliche Phrasen bleiben, wenn 
sie nicht als dissidente, emanzipatorische All- 
tagspraktiken und -projekte jetzt und hier 
von dissidenten Sozietäten realisiert werden. 

Gerade 
standsbewegung, die sich antirassistisch nennt, 


der österreichischen Wider- 


aber von praktischer Solidarität mit denen, 
denen rassistische Gesetzgebung gleiche Rech- 
te verweigert, fast nichts weiß, die zwar Kritik 
an der schwarzblauen Frauenpolitik übt, aber 
nicht einmal 1/3 Frauenquoten auf ihren Red- 
nerInnentribünen zustande bringt, ein 
„Zurück-ins-Adorno-Seminar“zu verordnen, 
statt ein „in-die-Gerichtssäle-der-Operation- 
Spring-Prozesse“, ist kontraproduktiv. Es ver- 
kennt die Mechanismen, über die emanzipa- 
torische Konzepte gesellschaftlich wirksam, 
wenn nicht majoritär, ja hegemonial werden 
könnten. Wie? Jedenfalls nicht durch eine 
Ausweitung von „Kapital“-Arbeitskreisen. 


VoN Tina LEISCH* 


Plakat der S.l., Paris 1968, 
Sammlung PS. Callot, 
La Madeleine 


*) Tina Leisch ist Film- 
und Textarbeiterin 
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Zivilgesellschaft - 
Bekenntnis, Blase, Begriff 


Der Begriff Zivilgesell- 
schaft ist bei der 
(Selbst-)beschreibung 
der Widerstandsbewe- 
gung gegen die blau- 
schwarze Regierung 
zum zentralen diskursi- 
ven Knotenpunkt ge- 
worden. Um ihn orga- 
nisieren und polarisie- 
ren sich die Auseinan- 
dersetzungen zum 
strategischen Selbst- 
verständnis der Oppo- 
sition mit dem Ziel, 
dieser gewisse Zielset- 
zungen und Praxisfor- 
men, Identitäten und 
soziale Verortungen zu 
geben. 


von ROLAND ATZMÜLLER* 


*) Roland Atzmüller ist 
Politikwissenschaftler in Wien 
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„Auch in der Sozialdemo- 
kratie ist mehr Zivilgesell- 
schaft drinnen als man 
ahnt“(Michael Häupl, Falter, 
Nr. 9/00) 


l. 

Verortet wird die Zivilgesell- 
schaft vor allem als eine 
Sphäre zwischen Staat und 
Ökonomie, in der sich kriti- 
sche, nicht-staatliche (der 
ökonomiekritische Bezug 
geht in solchen Argumenta- 
tionen ziemlich rasch verlo- 
ren) Öffentlichkeit ausbilde 
und politisiere. In der Zivil- 
gesellschaft, so Isolde Charim 
von der „Demokratischen 
Offensive”, trete der Bourge- 
ois aus seiner Privatheit her- 
aus und werde zum (nicht- 
staatlichen) Citoyen, der die 
Frage des Allgemeinwohls — 
das „konstitutive Element” 
und den „sozialen Grund- 
konsens” Österreichs — nun 
jenseits etwaiger partikularer, 
sozialer oder gar materieller 
Interessen selbst in die Hand 
nehme. Das, so Oliver Mar- 
chart, könne wichtige politi- 
sche Erfahrungen für weiter- 
gehendes politisches Engage- 
ment bereitstellen (Falter, Nr. 
5/00, 7/00). 

Anderen, wie etwa Hito 
Steyerl, ist die Zivilgesellschaft 
vor allem eine über allem 
„schwebende”, „leere Sprech- 
blase” (Jungle World, 12/00), 
oder - so für Ramon Reichert 
(Volksstimme, 4. 5. 00) - ein 
Begriff der so offen ist, dass 
links wie rechts ihn sich an- 
eignen können, weil er auf das 
Gute, die Zivilität abziele. 


Dass manche ob soviel 
Offenheit und Mehrdeutig- 
keit ziemlich verunsichert 
sind, verwundert dann auch 
nicht mehr. Die „Forderung 
nach mehr Zivilgesellschaft”, 
die angeblich auch von Hai- 
der erhoben wird, ist diesen 
ein „autoritärer Aufstand”, 
der sich nur oberflächlich 
von den haiderschen Vor- 
stellungen unterscheide (Alex 
Gruber/Tobias Ofenbauer, 
Jungle World, Nr. 22/00). 

Letztere Argumentation 
will nicht sehen, dass zwi- 
schen den „direkt demokra- 
tischen”, „plebiszitären” Vor- 
stellungen des führer-zen- 
trierten faschistoiden Kon- 
zepts der FPÖ und den ba- 
sisdemokratischen (und, je 
nach politischer Biografie 
und Gruppe, rätedemokrati- 
schen) Grundlagen vieler 
Forderungen und Vorstel- 
lungen des Widerstandes ein 
wesentlicher Unterschied be- 
steht. Dieser besteht darin, 
dass letztere die Frage erhe- 
ben, wie eine führerlose und 
nicht-exklusive Vergesell- 
schaftung oder „Kollekti- 
vität” erkämpft werden kön- 
ne. Sie können darin nur die 
„Herstellung distanzloser 
Nestwärme völkischer Mit- 
bestimmung”, durch welche 
die parlamentarisch reprä- 
sentative Demokratie ersetzt 
werden soll, erkennen. Die 
diesem Argument implizite 
Verteidigung der repräsenta- 
tiven Demokratie mag man- 
che sozialdemokratische Pro- 
fessoren am Politikwissen- 
schaftsinstitut in Wien, die 
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schon seit den Achtzigern ge- 
gen den Angriff der Neuen 
Sozialen Bewegungen und al- 
ternativen Linken argumen- 
tiert haben, freuen, zielt aber 
vor allem auf eine Schlies- 
sung der Argumentation 
durch eine geschickte Ver- 
knüpfung disparater Versatz- 
stücke zur Erzeugung von 
Eindeutigkeit. Aus der 
Gleichstellung der Zivilge- 
sellschaft mit Haider wird 
daher ein zwischen „Mob 
und Elite” zu „schmiedendes 
Bündnis”. Und schon kann 
das auch in der Wider- 
standsbewegung „nur” dazu 
führen, Rassismus und Anti- 
semitismus zu verstärken, da 
die Identifikation mit dem 
Kollektiv 
„Nicht-identisches” benöti- 
ge. „Genau” damit sei der 


„immer” ein 


Zusammenhang zwischen 
Demokratie und nationaler 
Paranoia gesetzt und dem 
„autoritären Aufstand” sei 
daher „zwangsläufig” Rassis- 
mus eingeschrieben, die Zi- 
vilgesellschaft und die Wi- 
derstandsbewegung in Öster- 
reich also genauso völkisch 
wie Haider. Eine derartige 
begriffliche Verknüpfung wi- 
dersprüchlicher Zusammen- 
hänge dogmatisch zu nennen, 
ist nach wie vor richtig. 
„Wegen der Gemeinsam- 
keiten” sei auch nicht mit ei- 
nem repressiven Vorgehen 
gegen den Widerstand zu 
rechnen. Die implizite Lo- 
gik dieses Arguments ist 
schon etwas komisch. 
Während die Widerstands- 


bewegung (als Ganzes) von 
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der Regierung bislang vor al- 
lem mit einer Verrechnung 
der Demonstrationskosten 
bedroht wurde, hat Haider 
den Oppostionschefs Gu- 
senbauer und Van der Bel- 
len ein Jahr Gefängnis we- 
gen Vernaderung Öster- 
reichs angedroht. Haben 
diese also weniger mit der 
Regierung gemein als die 
Widerstandsbewegung? 
Umgekehrt ist das Argu- 
ment zynisch. Gegen wen 
die neue Regierung auf- 
grund der inneren wie äus- 
seren Kräfteverhältnisse 
nicht sofort repressiv vorge- 
hen will und kann, muss 
also mit dieser Gemeinsam- 
keiten aufweisen. 


ll. 

Wäre der Zivilgesellschaftsbe- 
griff tatsächlich nur eine in- 
haltsleere Sprechblase, den die 
Widerstandsbewegung sich 
mehr oder weniger zufällig 
gewählt hat, um sich selbst 
als (radikal) Anderes zur 
neuen Regierung und den 
herrschenden Vergesellschaf- 
tungsformen zu konstitutieren, 
würde sich wohl jegliche wei- 
tere Auseinandersetzung um 
diesen Begriff erübrigen. Wä- 
re der Begriff tatsächlich so 
beliebig, könnte er alles sein. 
Dadurch behielten zwar auch 
seine Verächter recht, doch 
mensch könnte schulter- 
zuckend zu anderen Dingen 
schreiten. Das würde aber un- 
terstellen, dass Sprache und 
Begriffe, die von ihr bereitge- 
stellt werden, gegenüber jenen 
Gruppen, die sich ihrer be- 
dienen, neutral sind, wie etwa 
Oliver Marchart in bezug auf 
die Zivilgesellschaft - und fäl- 
schlicherweise unter Berufung 
auf Antonio Gramsci - (Jun- 
gle World, 13/00) unterstellt. 

Tatsächlich stehen sich in 
den internationalen Diskus- 
sionen zum Zivilgesell- 
schaftsbegriff zwei Konzep- 
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tionen gegenüber — eine 
normativ moralische und ei- 
ne kritisch materialistische. 
Obwohl sich verschiedene 
Intellektuelle der öster- 
reichischen Zivilgesellschaft 
auch auf letztere Konzepti- 
on, wie sie zuerst vom itali- 
enischen Marxisten Antonio 
Gramsci im faschistischen 
Gefängnis entwickelt wur- 
de, beziehen, ist das vorder- 
gründig neutralistische und 
Ver- 
ständnis von Zivilgesell- 
schaft ebenfalls der norma- 
tiv-moralischen Position zu- 


instrumentalistische 


zurechnen. 

Dieser Diskurs gewann 
insbesondere in den Achtzi- 
gern an Aktualität. Er speist 
sich aus mehreren theoreti- 
schen wie politisch-prakti- 
schen Bezügen. Auf der 
theoretischen Ebene muss 
im deutschsprachigen Raum 
insbesondere auf Habermas 
und die demokratietheore- 
tischen Arbeiten des Frank- 
furter Institutes für Sozial- 
forschung (vgl. Rödel et al, 
1989; Demirovic, 1991) ver- 
wiesen werden. Zu nennen 
sind, neben der Wiederent- 
deckung Hannah 
Arendt aber auch die insbe- 
sondere im angelsächsischen 


von 


Raum bedeutsamen kom- 
munitaristischen Diskurse, 
welche auf eine Kritik des 
radikal-individualistischen 
Liberalismus und der Herr- 
schaft des ungezügelten 
Marktes abzielen. Dem stel- 
len sie eine Rekonstitution 
des sozialen Gemeinsinns 
und eine moralische Er- 
neuerung auf der Basis von 
Familie, Gemeinschaft und 
solidarischen Bindungen 
entgegen (vgl. Hirsch, 
1996), ohne die polit-öko- 
nomische, patriarchale und 
rassistische Grundlage von 
Familie und Gemeinschaft 
in modernen Gesellschaften 
adäquat zu thematisieren. 
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Auf der politisch-prakti- 
schen Ebene ist insbesondere 
auf das Selbstverständnis von 
und die theoretische Ausein- 
andersetzung mit den osteu- 
ropäischen DissidentInnen- 
bewegungen und den zivilen 
demokratischen Bewegungen 
in den lateinamerikanischen 
Militärdiktaturen zu verwei- 
sen. In der links-liberalen De- 
mokratiedebatte erscheinen 
auch die Neuen Sozialen Be- 
wegungen als westeuropäi- 
sche Ausdrucksform der Zi- 
vilgesellschaft (vgl. Rödel et 
al, 1989). Im normativ-mora- 
lischen Verständnis wird mit 
Zivilgesellschaft auf jene In- 
stitutionen und Assoziatio- 
nen jenseits des Staates und 
den traditionellen, bürokra- 
tischen Organisationen poli- 
tischer Willensbildung und 
Entscheidungsfindung (Par- 
teien, Verbände...) verwiesen 
- auch wenn die Zuordnun- 
gen dabei mitunter ver- 
schwimmen. Diese stellen vor 
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Guy Debord, Asger Jorn: 
Fin de Copenhague, 1957 
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"Seht euch die 
\Ppariser Kommune an. 


allem kritische Öffentlichkeit 
her und erweitern den Raum 
des Demokratischen. Auch 
wenn, wie zu zeigen sein 


wird, die Diskussionen in 
Österreich einige Spezifika 
aufweisen, legitimiert die Do- 
minanz der Ansätze von Jür- 
gen Habermas und des 
Frankfurter Institutes für So- 
zialforschung zur Zivilgesell- 
schaft eine nähere Darstel- 
lung dieser Konzeptionen. 
„In normativen Theorien 
der Öffentlichkeit und Zivil- 
gesellschaft stellt Öffentlich- 
keit gegenüber einer Gesell- 
schaft, die strukturell als ir- 
rational gedacht ist, eine 
kommunikative Macht dar, 
insofern der öffentlich-kom- 
munikative Gebrauch der 
Vernunft die Kommunikati- 
onsbeteiligten durch ratio- 
nale Argumente bindet. Da- 
bei wird von sozialen Me- 
chanismen wie Privatheit 
ausgegangen, die strukturell 
oder machtgestützt Ent- 
scheidungen oder Lebens- 
öffentlichen 
Thematisierung entziehen. 


formen der 


Demgegenüber führt die ak- 
tive Inanspruchnahme der 
Norm der öffentlichen Kom- 
munikation zu einer zuneh- 
menden Öffnung des öffent- 
lichen Raumes” (Demirovic, 
1994, 678). 


In dieser Öffentlichkeit 
artikulieren sich etwa soziale 
Bewegungen, die durch ihre 
Protestformen die Teilnahme 
an den öffentlichen Ausein- 
andersetzungen erzwingen 
(können) und so zuvor als na- 
turhaft oder privat erschei- 
nende soziale Verhältnisse 
diskursivieren. Im Haber- 
mas’schen Sinne setzen sie 
diese damit dem zwanglosen 
Zwang des besseren Argu- 
ments aus. Manche Zivilge- 
sellschaftstheoretiker gehen 
dabei sogar soweit, außerle- 
gale (aber nicht gewaltförmi- 
ge) Protestformen des zivilen 
Ungehorsams als die Konsti- 
tution einer kritischen Öf- 
fentlichkeit in die Überle- 
gungen miteinzubeziehen. 

„Um einer abweichenden 
Verfassungsinterpretation und 
einer neuen symbolischen Re- 
präsentation der civil society 
zur Geltung zu verhelfen, die 
eine zivilisierte Konfliktaus- 
tragung erst ermöglichen, be- 
darf es in solchen Situationen 
dann der außerlegalen Pro- 
testpraxis des zivilen Unge- 
horsams. Dieser zielt darauf 
ab, dem Dissens und den 
Dissidenten im Rahmen der 
Verfassung Anerkennung zu 
verschaffen” (Rödel et al, 
1989, 73). Diese Konflikte 
sind nie abgeschlossen und 
stossen gerade auch im öf- 
fentlichen Raum permanent 
auf Widerstand - also auf 
Kräfte die an einer Diskursi- 
vierung „privater” Verhält- 
nisse kein Interesse haben. 
Im öffentlichen Raum „pro- 
zediert” daher permanent die 
Auseinandersetzung um die 
„demokratische Revolution” 
(vgl. Rödel et al, 1989). 
Ja mehr noch, Konflikte wer- 
den zum Dreh- und Angel- 
punkt der Vergesellschaf- 
tung. Erst über Konflikte 
kann soziale Integration und 
Kohäsion hergestellt werden, 
weil in ihnen erst den Indivi- 


duen die Frage nach der 
„Ordnung des Gemeinwe- 
sens” bewusst wird. 

„Im Konflikt treten die 
von unterschiedlichen Inter- 
essen geprägten, ja mitunter 
antagonistischen sozialen Be- 
ziehungen zutage, in denen 
sich jeder im anderen gleich- 
wohl wiedererkennen kann. 
Durch die vorausgesetzte 
wechselseitige Anerkennung 
der Gleichheit aller und die 
Verpflichtung zur öffentli- 
chen Auseinandersetzung 
entfaltet der Konflikt seine 
zivilisatorische Wirkung” 
(Rödel et al, 1989, 108). So 
stellen sie etwa in bezug auf 
Klassenkonflikte fest: „Am 
Beispiel des Klassenantago- 
nismus zwischen Lohnarbei- 
tern und Produktionsmittel- 
eignern lässt sich zeigen, wie 
selbst dieser Extremfall eines 
sozialen Konflikts die Erfah- 
rung der Zugehörigkeit zu 
derselben Gesellschaft ver- 
mitteln kann, wenn er offen 
ausgetragen wird und sich 
die Kontrahenten so in ihrer 
Ähnlichkeit erkennen und 
anerkennen können” (Rödel, 
1989, 110). Es wäre falsch, 
dieses Argument auf Volks- 
gemeinschaft zu reduzieren, 
da Zivilgesellschaftstheoreti- 
kerInnen sich hier zum einen 
auf die Möglichkeit zum (of- 
fenen) Konflikt zwischen 
Lohnarbeit und Kapital be- 
ziehen — was nicht unbedingt 
Sache der Volksgemeinschaft 
war. Ausserdem sehen sie in 
ihrem Eintreten für eine „in- 
klusive Demokratie” etwa 
Antirassismus als notwendi- 
ge zivilgesellschaftliche Aus- 
einandersetzung um die Zu- 
gehörigkeit zur jeweiligen 
Gesellschaft. Ihre Argumen- 
tation kann aber die Über- 
windung des Rassismus der 
Dominanzgesellschaft nicht 
mehr denken. 

Zwar weisen Rödel et al 
darauf hin, dass die Kon- 
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fliktgegnerInnen nicht zum 
exterritoralen Feind abge- 
stempelt werden dürfen oder 
dass jede/r nach Belieben 
seine/ihre politischen Ziele 
verfolgen dürfe, da auch in 
der „demokratischen Repu- 
blik die Freiheit nicht gren- 
zenlos sei” (dies., 177). Die- 
se Grenzen aber ergäben sich 
aus der wechselseitigen An- 
erkennung und Verpflichtung 
der BürgerInnen. Für alles 
könne daher öffentlich de- 
monstriert werden, solange 
die Durchsetzung nicht ge- 
waltsam erfolge. Da die 
Grenzen aber trotzdem nicht 
vorab bestimmbar sind und 
nicht dem Staat überlassen 
werden sollen, fordern sie ein 
„öffentliches Monopol, das 
zur Sicherung öffentlicher 
Freiheit in der Zivilgesell- 
schaft alle Formen der Ge- 
waltsamkeit externalisiert” 
(Rödel et al, 1989, 180). 
Letztlich ist dieses Konstrukt 
und die Uneindeutigkeit des 
Gewaltbegriffs aber keine 
Antwort, wie mit dem ‘öf- 
fentlichen Monopol’ etwa ge- 
gen Nazi-Aufmärsche vorge- 
gangen werden könnte, und 
welche Instanz mit welchen 
Mitteln die „öffentliche Frei- 
heit” gegen die Besetzung des 
öffentlichen Raumes durch 
faschistische Organisationen 
aufrechterhalten solle. 

Die Problematik dieser 
Argumentationen liegt aber 
noch tiefer. Wenn nämlich 
dem Konflikt eine zivilisato- 
rische Wirkung zukommt, da 
sich nur dadurch die Aner- 
kennung der Gleichheit aller 
entfaltet, könnten etwa die 
Überfremdungsplakate der 
FPÖ im Wahlkampf 1999 als 
Förderung der sozialen Inte- 
gration und Kohäsion ver- 
standen und von dieser so le- 
gitimiert („Aus Sorge um den 
gesellschaftlichen Zusam- 
menhalt blah blah”) werden. 


Ausserdem stellt sich die Fra- 
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ge, warum all jene Gruppen 
(Frauen, MigrantInnen, 
Schwule und Lesben, Arbei- 
terInnen...) sich permanent 
gegen unterdrückerische Ver- 
hältnisse zu organisieren ha- 
ben, um gesellschaftliche An- 
erkennung und Gleichheit zu 
erlangen, wenn doch ihre 
Kritik auf die dauernde 
Überwindung von Herr- 
schaftsverhältnissen und die 
Ausserfragestellung ihres 
Status abzielt (vgl. Demiro- 
vic, 1991). 
Zusammenfassend lässt 
sich feststellen, dass im nor- 
mativen Verständnis Zivilge- 
sellschaft und Öffentlichkeit 
zum heimlichen Souverän 
der Gesellschaft werden, an 
den nicht-entscheidbare, 
konflikthafte Fragen delegiert 
werden. Zivilgesellschaft und 
Öffentlichkeit, sowie die sie 
konstituierenden Organisa- 
tionen und Praxisformen 
selbst brauchen dann in 
ihrem Verhältnis zur Gesell- 
schaft nicht mehr analysiert 
oder selbst zum Gegenstand 
der Kritik gemacht zu wer- 
den. „Vielmehr wird sie still- 
gestellt, indem Zivilgesell- 
schaft nur als eine regulative 
Idee verstanden wird” (De- 
mirovic, 1994, 689). 


I. 
Mag diese Zivilgesellschafts- 
konzeption in etwa das 
Selbstverständnis mancher 
Widerstandsgruppen um- 
schreiben oder bei manchen 


JounalistInnen in den bür- 


gerlichen Medien herumspu- 
ken, so würde eine Be- 
schränkung der Kritik darauf 
in bezug auf die Diskussion 
um die Zivilgesellschaft in 
Österreich doch zu kurz grei- 
fen. Zwar scheint der Zivil- 
gesellschaft auch im öster- 
reichischen Diskurs eine Re- 
gulationsfunktion, ob nor- 
mativ verstanden oder nicht, 
zuzukommen. So ist sie etwa 


für Isolde Charim jener Ort, 


in dem in der gesellschaftli- 
chen Krise die Auseinander- 
setzungen um den gesell- 
schaftlichen Konsens geführt 
und die Grenzen des Sagba- 
ren gezogen werden, wo die 
Gesellschaft sich neu formu- 
liert und artikuliert, und al- 
so (neue) Subjektanrufungen 
und (Gegen-)Identitäten 
entwickelt werden (vgl. Fal- 
ter, 14/00; Der Standard, 
22. 3. 00). Doch der empha- 
tische Bezug auf die als Zivil- 
gesellschaft verstandene Wi- 
derstandsbewegung erfolgt 
unter Berufung auf kritisch 
materialistische Konzeptionen 
im Gefolge Antonio Gram- 
scis, womit auf ein Spezifi- 
kum des österreichischen 
Diskurses verwiesen ist. 

Bei Gramsci und den sich 
an ihm orientierenden Aus- 
einandersetzungen im west- 
lichen Marxismus steht die 
Frage im Mittelpunkt, wie es 
in der modernen bürgerli- 
chen Gesellschaft gelingt, 
den spontanen und freiwilli- 
gen Konsens der subalternen 
Gruppen zur Aufrechterhal- 
tung und Reproduktion der 
Herrschaftsverhältnisse zu 
erreichen. Gramsci sah sich 
mit dieser Frage nach 1918 
konfrontiert, als im Westen 
die revolutionären Arbeiter- 
Innenbewegungen eine Nie- 
derlage erlitten hatten, ja in 
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weiterer Folge dem Faschis- 


mus wenig entgegensetzen 
konnten, und auch ihre Ak- 
tivistInnen und Organisatio- 
nen physisch fast vernichtet 
wurden. Zu dieser Niederla- 
ge war es gekommen, ob- 
wohl mit den Umwälzungen 
und antimonarchischen Re- 
volutionen nach dem Ersten 
Weltkrieg in zahlreichen eu- 
ropäischen Staaten auch ein 
Kollaps der Staatsapparate 
im engeren Sinne einherge- 
gangen war. Während in 
Russland eine Revolution 
mit sozialistischem Anspruch 
erfolgreiche sein konnte, 
konnten sich die Systeme im 
Westen ziemlich rasch reor- 
ganisieren. „Im Osten war 
der Staat alles, die Zivilge- 
sellschaft war in ihren An- 


fängen und gallertenhaft. Im’ 


Westen bestand zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft 
ein richtiges Verhältnis, und 
beim Wanken des Staates ge- 
wahrte man sogleich eine ro- 
buste Struktur der Zivil- 
gesellschaft. Der Staat war 
nur ein vorgeschobener 
Schützengraben, hinter wel- 
chem sich eine robuste Ket- 
te von Festungen und Kase- 
matten befand” (Gramsci, 
1991 ff, 874). 


Zivilgesellschaft beschreibt 
daher ein Geflecht von im en- 
geren Sinne nicht-staatlichen 
Organisationen und Institu- 
tionen, wie Zeitungen, Kir- 
chen, Universitäten, privaten 
Vereinen und Assoziationen, 
Parteien... Damit hat sich die 
Reproduktion der Herr- 
schaftsverhältnisse erweitert, 
ist der politischen Gesell- 
schaft, also dem Staat im en- 
geren Sinne, eine zivile Ge- 
sellschaft (societä civile) an 
die Seite getreten, in der die 
Herrschaft der dominanten 
Gruppen durch Hegemonie 
abgesichert wird. Der Kampf 
um Hegemonie ist der 
Kampf um die spontane und 
freiwillige Zustimmung der 
subalternen Gruppen und 
die Erzeugung der damit ver- 
bunden Machtblöcke und 
Kompromisse. In diesem 
Kampf geht es um die Kon- 
stitution und das plausibel 
Machen politischer, intellek- 
tueller und moralischer 
Führung (vgl. Jessop, 1990). 
In diesem Verständnis kann 
also Herrschaft im Kapitalis- 
mus nicht auf die repressive 
Funktion des Staates redu- 
ziert werden, vielmehr muss 
das Verhältnis von Staat und 
Zivilgesellschaft als Hegemo- 
nie (wenn auch gepanzert mit 
Zwang) verstanden werden. 

„Die historische Vereini- 
gung der führenden Klassen 
geschieht im Staat (....). Diese 
Einheit muss konkret sein, al- 
so das Ergebnis der Bezie- 
hungen zwischen Staat und 
‚Zivilgesellschaft”” (Gramsci, 
1991ff, 410). Für Gramsci er- 
forderte diese Analyse eine 
Adaptation der Strategien re- 
volutionärer Bewegungen, 
die sich nicht mehr als Sturm 
auf das Winterpalais, als An- 
griffskrieg auf den Staat im 
engeren Sinne verstehen kön- 
nen. Vielmehr wird es not- 
wendig, sich auf lange politi- 
sche und ideologische Aus- 


einandersetzungen um und 
gegen die Hegemonie im er- 
weiterten Geflecht von Staat 
und Zivilgesellschaft einzu- 
stellen. 


IV. 

Dieser Darstellung der 
gramscianischen Überlegun- 
gen könnten wohl soweit 
auch Oliver Marchart oder 
Isolde Charim zustimmen. So 
sieht Marchart etwa in Zivil- 
gesellschaft ein „analytisches 
Werkzeug, das es erlaubt, 
den Kampf um die kulturelle 
Hegemonie zu beschreiben. 
Als umkämpftes Terrain ist 
sie nicht nur die Basis für die 
Stabilisierung der bürgerli- 
chen Hegemonie, sondern 
auch Basis für gegen-hege- 
moniale Bewegungen. Wie 
der analytische Begriff Hege- 
monie selbst, ist somit auch 
der Begriff Zivilgesellschaft 
bei Gramsci neutral gegenü- 
ber den politischen Gruppen, 
die sich auf dem als societä 
civile bezeichneten Terrain 
tummeln” (Jungle World, 
13/00). 

Damit aber missinterpre- 
tiert er den Zivilgesellschafts- 
begriff bei Gramsci, indem er 
dessen kritischen Gehalt neu- 
tralisiert. Zu dieser Neutrali- 
sierung kommt es, da in sei- 
nem Verständnis, in dem die 
Zivilgesellschaft zur Basis der 
Hegemonie wird, der Bezug 
zu darüberhinausgehenden 
gesellschaftlichen Verhältnis- 
sen, insbesondere der Orga- 
nisation der gesellschaftlichen 
Arbeit, verloren geht. Ob- 
wohl dieses Verständnis sich 
explizit auf Gramsci beruft, 
ist es eher den sogenannten 
post-marxistischen Entwür- 
fen bei Ernesto Laclau und 
Chantal Mouffe geschuldet 
(vgl. Laclau/Mouffe, 1991; 
Laclau, 1990). 

In ihrem 1991 ins Deut- 
sche übersetzten Werk „He- 
gemonie und radikale De- 
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mokratie” zielen diese über 
das, was sie eine „Dekon- 
struktion des Marxismus” 
nennen, auf eine Radikalisie- 
rung des Hegemoniebegriffs 
um für die Linke die Mög- 
lichkeit neuer Strategien zu 
eröffnen. Ihre Konzeption ist 
zum einen als Reaktion auf 
die Niederlage des traditio- 
nalistischen, radikalen Flü- 
gels der britischen Gewerk- 
schaften und Linken gegen 
Thatcher zu sehen. Zum an- 
deren wollen sie die neuen 
sozialen Bewegungen und 
pluralisierten Lebensstile 
durch eine adäquate Theore- 
tisiserung des Gesellschaftli- 
chen in ein neues Projekt ra- 
dikal-demokratischer linker 
Politik einbetten. 
Hegemonie ist für sie 
„ganz einfach ein politischer 
Typus von Beziehung, eine 
Form wenn man so will, von 
Politik” (dies., 1991, 198). 
Diese ergibt sich aus einer 
spezifischen Konzeption des 
Gesellschaftlichen, welche 
jegliche „essentialistische” 
Begründung und diskursive 
Schliessung von Gesellschaft 
zurückweist. Das bedeutet, 
dass sie einem sogenannten 
„totalisierenden” Verständ- 
nis den Charakter von Ge- 
sellschaftlichkeit entgegen- 
treten, das Gesellschaft aus 
einem vereinheitlichenden 
Prinzip (Logik des Kapitals, 
Klassenkampf, Fortschritt...), 
zu begründen versucht. 
Demgegenüber betonen sie 
den konstitutiv offenen, un- 
abgeschlossenen und vorü- 
bergehenden Charakter des 
Gesellschaftlichen, welcher 
aus frei fliessenden Elemen- 
ten besteht, die erst in der 
stets vorläufigen und un- 
vollständigen Artikulation — 
also Verknüpfung -, zu mit 
Bedeutung ausgestatteten 
Momenten von Diskursen 
werden können. Keinem 
Moment eines Diskurses 
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kommt daher eine essentia- 
listische Bedeutung jenseits 
seiner kontingenten Ver- 
knüpfung mit anderen zu. 
Damit aber eröffnet sich ein 
weites Feld des Politischen, 
um die jenseits ihrer Einbet- 
tung offenen Elemente zur 
Desartikulation existieren- 
der Diskurse und ihre Ein- 
bettung in andere. Das führt 
dazu, dass etwa Chantal 
Mouffe immer noch die Lin- 
ke auffordert, den Kampf 
um den Patriotismus aufzu- 
nehmen (Falter, 9/00). 

Die von Laclau aus den 
Erfahrungen in Lateinameri- 
ka entwickelte Strategie, für 
die Linke den Kampf um den 
Nationsbegriff aufzunehmen, 
war nie völlig konsistent mit 
der zugrunde liegenden 
Theorie. Wenn die Nation 
ein hegemonialer Diskurs ist, 
der sich aus verschiedenen 
Elementen zusammensetzt, 
die erst ihre Bedeutung 
durch die nationale Artikula- 
tion erhalten und der Nation 
diese geben, dann müsste zu- 
erst über eine Dekonstrukti- 
on letzterer gezeigt werden, 
wie sich dieser aus einer he- 
gemonialen Verknüpfung von 


Rassismus, Sexismus und 
Klassenspaltung ergibt. Es 
mag dann vielleicht möglich 
sein, um einzelne Elemente — 
etwa um die Interpretation 
verschiedener sozialer Kon- 
flikte - zu kämpfen, nicht je- 
doch um ihre Vereinheitli- 
chung im nationalen Diskurs. 

Hegemonie ist jenes poli- 
tische Prinzip, welches wirk- 
sam werden kann, wenn der 
unvollständige und offene 
Charakter des Gesellschaftli- 
chen als grundlegend ange- 
sehen wird, und dieses als 
von Antagonismen durchzo- 
genes Feld gegeben ist. He- 
gemoniale Praxen entstehen 
für Laclau/Mouffe in der an- 
tagonistischen Artikulation 
einander gleichzeitig bedin- 
gender wie ausschliessender 
Prozesse. „Die beiden Be- 
dingungen einer hegemonia- 
len Artikulation sind also ein- 
mal die Präsenz antagonisti- 
scher Kräfte und zum zwei- 
ten die Instabilität der sie 
trennenden Grenzen. Nur 
die Präsenz eines weiten Be- 
reichs flottierender Elemen- 
te und die Möglichkeit ihrer 
Artikulation zu entgegenge- 
setzten Lagern — was eine be- 


Guy Debord: Guide psycho- 
geographique de Paris, 1957. 
Sammlung P-H. Parsy 


21 


ständige Neudefinition der 
letzteren impliziert — konsti- 
tutiert das Terrain, das uns 
erlaubt, eine Praxis als hege- 
monial zu definieren” 
(Laclau/Mouffe, 1991, 194). 

Vor dem Hintergrund die- 
ser Überlegungen formulie- 
ren österreichische Zivilge- 
sellschaftstheoretikerInnen 
ihre Anrufungen der Wider- 
standsbewegung, ihre Versu- 
che, ihr eine (Gegen-)Iden- 
tität zu geben. Das Problem 
liegt aber darin, dass 
Laclau/Mouffe ihr Verständ- 
nis des Gesellschaftlichen, 
auf dem ihr Hegemoniebe- 
griff ruht, letztlich überhi- 
storisch verallgemeinern müs- 
sen, um ihre Dekonstruktion 
sogenannter „essentialisti- 
scher” oder totalisierender 
Positionen des Gesellschaft- 
lichen argumentieren zu kön- 
nen. Ihre Position in „Hege- 
monie und radikale Demo- 
kratie” ist zwar etwas unein- 
deutig, da mitunter diese Fas- 
sung des Sozialen als Eigen- 
schaft der bürgerlichen Ge- 
sellschaft im allgemeinen 
oder ihrer Krisen im beson- 
deren erscheint. 

Würden sie jedoch ihr 
Verständnis des Gesell- 
schaftlichen auf gewisse Pe- 
rioden beschränken oder als 
Ergebnis evolutionärer Pro- 
zesse darstellen, wären sie im 
historischen Sinne höchst 
spezifisch und vorausset- 
zungsvoll. Das würde die 
Frage aufwerfen, wodurch 
die grundlegende Offenheit 
und Unvollständigkeit, die 
Multiplizierung des flottie- 
renden Systems von Iden- 
titäten des Gesellschaftlichen 
hergestellt wird. Genau die- 
ser Frage wollen Laclau/ 
Mouffe aber nicht nachge- 
hen, da sie durch die Plura- 
lisierung des Sozialen die Un- 
möglichkeit einer totalisie- 
renden und privilegierten Po- 
sition einer Gruppe und ei- 
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nes gesellschaftlichen Wider- 
spruchs begründen wollen. 
Damit soll etwa die im Mar- 
xismus aber auch anderen 
emanzipatorischen Diskursen 
virulente Annahme ausgehe- 
belt werden, dass eine (oder 
auch mehrere) spezifische 
Gruppen von Unterdrückten 
(ArbeiterInnen, Frauen...) 
und die damit verbundenen 
Fragestellungen zentral für 
emanzipatorischen Prozesse 
sein können. „Insofern das 
Soziale jedoch ein unendli- 
cher Raum ist, der auf kein 
ihm zugrundeliegendes ein- 
heitliches Prinzip reduziert 
werden kann, macht die blos- 
se Vorstellung eines Zen- 
trums des Sozialen überhaupt 
keinen Sinn mehr.” (Dies., 
1991, 198) Zwar sei eine har- 
monische Gesellschaft nicht 
zu erreichen, wohl aber sei 
durch die Kontingenz die 
Möglichkeit einer (perma- 
nenten) radikalen Transfor- 
mation in sozialen Auseinan- 
dersetzungen möglich. 


V. 
Um diese Argumentation 
plausibel zu machen, muss 
eine Fragestellung kontinu- 
ierlich ausgeblendet werden: 
Wer verknüpft und erzeugt 
Diskurse? Diese findet sich 
auch, wenn österreichische 
Zivilgesellschaftstheoretiker- 
Innen auf Antonio Gramsci 
bezug nehmen. Bei diesem 
ist die Zivilgesellschaft und 
der Kampf um Hegemonie 
nämlich wesentlich das Feld, 
auf dem Intellektuelle ihre 
gesellschaftliche Funktion 
ausüben. Also müssen diese 
in ihrer gesellschaftlichen 
Position analysiert werden. 
Die Bezugnahme auf den 
gramscianischen Intellektu- 
ellenbegriff würde auf eine 
Rückbindung der Argu- 
mentationen auf die Orga- 
nisation der gesellschaftli- 
chen Arbeitsteilungen aus 


kapitalismus-, patriarchats- 
kritischer und antirassisti- 
scher Perspektive erfordern. 

„Die Intellektuellen ha- 
ben eine Funktion bei der 
‚Hegemonie’, welche die 
herrschende Gruppe in der 
ganzen Gesellschaft ausübt, 
und bei der Herrschaft über 
sie, die sich im Staat verkör- 
pert, und diese Funktion ist 
eben ‚organisierend’ oder 
verbindend: Die Intellektu- 
ellen haben die Funktion, 
die gesellschaftliche Hege- 
monie einer Gruppe und ih- 
re staatliche Herrschaft zu 
organisieren (...)” (Gramsci, 
1991ff, 515). In diesem Ver- 
ständnis definieren sich In- 
tellektuelle nicht nach dem 
Kern ihrer Tätigkeit, also et- 
wa Bücher zu lesen, Texte zu 
schreiben oder Informati- 
onsarbeiter zu sein. Sie sind 
„vielmehr im System der 
Verhältnisse, in dem sie 
(oder die Gruppierung, die 
sie verkörpert) sich im Ge- 
samtkomplex der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse 
wiederfindet” (ebda.) zu su- 
chen. 

Gramsci verbindet die 
Funktion der Intellektuellen 
explizit mit der Form der Ar- 
beitsteilung im Kapitalismus. 
Diese besteht aus der Spal- 
tung von planenden oder in- 
tellektuellen und ausführen- 
den Tätigkeiten in der Pro- 
duktion, die ebenfalls als eine 
Form der Interpretation und 
verbindlichen Organisation 
der Realität erscheint. Tech- 
niker, aber auch die Unter- 
selbst, sind für 
Gramsci Intellektuelle der 
bürgerlichen Gesellschaft, die 
sich aus ihrer Position in den 
gesellschaftlichen Verhältnis- 
sen bestimmt. 


nehmer 


Da diese aber als wider- 
spüchlich und konflikthaft 
aufgefasst werden, ist die Fra- 
ge der Reproduktion der ge- 
sellschaftlichen Arbeitsver- 
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hältnisse im Produktionspro- 
zess, nach der Kohäsion des 
Gesellschaftlichen, eben nicht 
auf der Ebene der Produkti- 
on zu lösen, sondern verla- 
gert sich in die Ebene der Zi- 
vilgesellschaft und den Staat. 
Da aber die gesellschaftlichen 
Interaktionen und Verkehrs- 
formen wesentlicher Inhalt 
und Problem der Kämpfe 
um Hegemonie sind, bleiben 
die Intellektuellen an die Fra- 
gen der gesellschaftlichen Ar- 
beitsteilungen rückgebunden. 
Da dies aber etwa von 
Marchart negiert wird, kann 
der post-marxistische Diskurs 
zur Zivilgesellschaft auch 
kein Bewusstsein der Wider- 
sprüche entwickeln, in denen 
der Theoretisierende sich 
selbst, „als individuelle oder 
als ganze gesellschaftliche 
Gruppe genommen, (...) als 
Element des Widerspruches 
setzt, dieses Element zum 
Prinzip der Erkenntnis und 
folglich des Handelns er- 
hebt” (ders., 1991ff, 1474). 
Daher wollen die Zivilge- 
sellschafts-Intellektuellen, wie 
auch die Widerstandsbewe- 
gung wenig von ihrer Positi- 
on in den gesellschaftlichen 
Arbeitsteilungen rassistischer, 
sexistischer oder klassenspe- 
zifischer Natur - also jenseits 
der Ebenen der Öffentlich- 
keit, des Allgemeinwohls und 
der Politik — wissen. 
Sichtbar wurde dies in der 
von Konrad Paul Liessmann 
im Standard unter dem Titel 
die „Intellektuellen und ihr 
Volk” vom Zaun gebroche- 
nen Debatte über den Erfolg 
Jörg Haiders und dem Ver- 
sagen der kritischen Intellek- 
tuellen (Der Standard, 
30.10.99). In dieser Debatte 
hielt Liessmann den „kriti- 
schen Intellektuellen” vor, 
sich vor dem „Volk” zu 
„ekeln” und es mit ihrer mo- 
ralisierenden und „alarmisti- 
schen” Kritik zu „traktieren” 
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anstatt auf die „objektiven 
Grundlagen” (die er etwa im 
„Asylmissbrauch” verortete) 
der rassistischen Mobilisie- 
rung einzugehen. Diese be- 
wusst mit neu-rechten Ideo- 
logemen spielende Provoka- 
tion Liessmanns zog natür- 
lich eine Reihe von kritischen 
Antworten nach sich. Diese 
beschränkten sich aber vor 
allem auf die (richtige) 
Zurückweisung der Anmas- 
sungen Liessmanns aus ideo- 
logiekritischer Perspektive 
und der Verteidigung einer 
kritisch moralischen Position 
in der Auseinandersetzung 
mit der FPÖ und dem Ras- 
sismus. Letztlich aber wurde 
das von Liessmann eröffnete 
Terrain, nämlich die Frage 
nach dem Verhältnis von 
„kritischen Intellektuellen” 
und „Volk” nicht verlassen 
und als Feld der Auseinan- 
dersetzung akzeptiert. Anstatt 
also die Gegenüberstellung 
Intellektuellen und 
„Volk” als eine hegemoniale 


von 


Artikulation zu begreifen, 
welche auf „moralische, po- 
litische und intellektuelle 
Führung” abzielt, verblieben 
die „kritischen Intellektuel- 
len” in der Ecke der „mora- 
lischen Alarmisten”, die nur 
in dieser Anordnung exi- 
stiert, in die Liessmann sie 
gestellt hatte. Anstatt „Volk” 
als hegemoniale Anrufung 
subalterner Gruppen und als 
spontane und freiwillige ak- 
tive Zustimmung zu diesen 
mit ganz bestimmten Grenz- 
ziehungen und Ausschlüssen 
zu begreifen, affirmierten die 
als kritische Intellektuelle be- 
zeichnete ihren Status als 
ebendiese. Gedacht als Volk, 
erschienen die Subalternen 
als „einheitliche”, „ressenti- 
mentgeladene”, „verführba- 
re” aber auch „missverstan- 
dene” Einheit, zu denen In- 
tellektuelle sich anscheinend 
in ein wissendes, verstehen- 
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des und moralisch führendes 
Verhältnis zu setzen hätten. 

Anstatt also jene gesell- 
schaftlichen Verhältnisse an- 
zugreifen, welche die hege- 
moniale Sicherung herr- 
schaftlicher Verhältnisse be- 
dingen, konzentrieren sich 
die zivilgesellschaftliche Dis- 
kussionen auf die Erneue- 
rung des gesellschaftlichen 
Konsens, die Erzeugung von 
gesellschaftlich allgemeinen 
(Gegen-)Identitäten. Es ist 
daher nicht verwunderlich, 
dass der Widerstand sich im- 
mer wieder selbst als „inter- 
esselos”, also auf das Allge- 
meinwohl, jenseits materiel- 
ler Lebensverhältnisse abzie- 
lend, darstellt, so als stünden 
die Demonstrierenden aus- 
serhalb der gesellschaftlichen 
Verhältnisse. 

Trotz des ganzen gramsci- 
anischen Wortgeklingels ver- 
bindet sich dieses Verständ- 
nis daher eher mit dem Ha- 
bermas’schen Intellektuellen- 
begriff. „Da der Intellektuel- 
le - in normativer Hinsicht, 
nicht unbedingt empirisch - 
Rationalität und herrschafts- 
kritisches Verhalten verkör- 
pert, (...) emanzipiert er sich 
von als selbstverständlich un- 
terstellten, traditonalen Nor- 
men und Klassenstrukturen. 
Anders als bei Gramstci bleibt 
diese Emanzipation auf den 
Intellektuellen beschränkt” 
(Demirovic, 1991, 45). 

Daher erübrigt sich also 
die selbstkritische Verortung 
der intellektuell Tätigen in 
der sexistischen und rassisti- 
schen Klassengesellschaft. In 
bezug auf den Widerstand 
gegen die blau-schwarze Re- 
gierung aber kann dies gra- 
vierende Folgen haben. 

Es ist zu befürchten, dass 
die Zivilgesellschaft, sowie In- 
tellektuelle und Künstler des 
Widerstandes ihre Kämpfe 
nicht auf den zu erwartenden 
Angriff auf die Lebensver- 


hältnisse der Subalternen bet- 
ziehen können, oder dies nur 
als eine hegemonialen Be- 
ziehung moralischer Führung 
begreifen. Dies aber, obwohl 
durch die Kürzung von För- 
dergeldern und die Ver- 
schärfung des gesellschaftli- 
chen Klimas schon in der 
Frühphase des blau-schwarz- 
en Projektes ihre eigenen Le- 
bens- und Arbeitsverhältnis- 
se angegriffen werden. Die 
Opposition gegen die neue 
Regierung müsste sich also 
die Frage stellen, ob die per- 
manente Mobilisierung für 
Neuwahlen als Ausdruck 
und Strategie des Wider- 
standes und der Anspruch 
für einen neuen gesellschaft- 
lichen Konsens zu kämpfen, 
den Durchgriff der Regie- 
rung und die autoritäre 
Transformation auf die Le- 
bensverhältnisse der Men- 
schen wird verhindern kön- 
nen. Dieser wird eine Reor- 
ganisation der Lebensverhält- 
nisse von Frauen, MigrantlIn- 
nen, Lohnabhängigen, — was 
vor allem auf eine Verun- 
möglichung bestimmter 
Freiräume oder der simplen 
Teilnahme an dieser Gesell- 
schaft abzielen wird — versu- 
chen. Meiner Einschätzung 
nach wäre es notwendig, in 
der gegenwärtigen Phase der 
Konsolidierung des neuen Re- 
gimes, die „Befestigungen” 
und „Kasematten” aufzubau- 
en und zu vervielfältigen, wel- 
che die konkreten Angriffe 
der rechten Regierung (auf 
das Gesundheits-, Sozial- und 
Pensionssystem, auf die Ar- 
beitsverhältnisse etc.) abzu- 
wehren in der Lage wären. 
Dies aber würde bedeuten, 
über die feierliche, weihevol- 
le Ebene des Staatspoliti- 
schen, der Konzentration auf 
das Gesellschaftlich-Allge- 
meine, den Konsens zu über- 
schreiten und den Widerstand 
in den Alltag zu tragen. E 
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Öffentlichkeit statt 
„Zivilgesellschaft" 


Für so etwas wie 
Widerstand gegen die 
Widerlichkeit der Ver- 


hältnisse brauchen wir 


keine Marke zur 
Identitätsstiftung, 
sondern Öffentlichkeit 
als Möglichkeitsbe- 
dingung und Modus. 


VON ROBERT ZÖCHLING 


Sammlung PS. Callot, 
La Madeleine 
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m aktuellen Sprachge- 

brauch vieler Unzufriede- 
ner eines Landes, das es nie 
zu einer halbwegigen Zivilisa- 
tion brachte, ist „Zivilgesell- 
schaft“ zum im übrigen un- 
begriffenen und unbegriff- 
lichen Schlagwort geworden, 
letztlich zu einer Marke, mit 
der den Protesten gegen eine 
blau-schwarze Regierung die- 
ses Landes Identität gestiftet 
und für sie geworben werden 
soll. Die Annahme jeder dar- 
über hinaus gehenden Be- 
stimmtheit wäre zufällig und 
von den Werbenden auch 
nicht gewünscht. CI und PR! 
sind angesagt, nicht Ausein- 
andersetzung und Wider- 
stand. Der Erfolg der PR be- 
mißt sich dann daran, daß an- 
geblich oder tatsächlich in 
„den Medien“ die Marke „Zi- 
vilgesellschaft“ die Marke 
„Bürgergesellschaft“ aus dem 
Rennen geschlagen hat. Die 
Parteien, die gerade nicht an 
der Regierung sind, wetteifern 
darum, möglichst billig in das 
Franchising-Unternehmen 
einzusteigen. Wie die vorher 
schon regiert haben oder was 
die tun müssen und werden, 
um in einigen Jahren regie- 
rungsfähig zu werden, hindert 
nicht am Mitspielen und Mit- 
profitieren. 

Daneben fristet ein ande- 
res Wort sein der zivilen Rea- 
lität entsprechendes, küm- 
merliches Dasein: Niemand 
beansprucht für sich, „OR: 
fentlichkeit“ zu wollen, her- 
zustellen oder einer solchen 
anzugehören. Das Wort mit 
dem „Ö“, nach dem alle, ins- 


besondere „die Medien“, gie- 


ren, ist „Österreich“. Das 
Wort, nach dem niemand 
verlangt, am wenigsten „die 
Medien“, ist „Öffentlichkeit“. 


Am Ende von 

Öffentlichkeit 

Sinn und Zweck von Öffent- 
lichkeit in der bürgerlichen 
Gesellschaft sind an be- 
stimmte Fortschrittserwar- 
tungen geknüpft, die heute so 
erschöpft sind wie diese Ge- 
sellschaft weltweit durchge- 
setzt ist. Der klassischen, auf- 
klärerischen Idee gemäß soll- 
te sich Meinung in öffentli- 
chem Streit um ihre wahren 
Gründe und vernünftigen Ar- 
gumente bilden, bewähren 
und durchsetzen, zur volonte 
generale formieren und so die 
Lebensmöglichkeiten von — 
bürgerlichen, erwerbstätigen 
— Menschen in Gesellschaft 
stetig erweitern und verbes- 
sern: „Öffentlichkeit wird also 
[im klassisch aufklärerischen 
Begriff] dazu gebraucht, die 
vagen und vorurteilsvollen 
Meinungen der Privatleute 
zum Beschluß, zum Gesetz zu 
führen, anders gesagt, zur In- 
stitution, in der auch die Un- 
terlegenen ihre Freiheit be- 
wahrt sehen können. Deswe- 
gen sollte die Öffentlichkeit 
eine unaufhörliche Anstren- 
gung sein, wie ja auch die 
bürgerliche Gesellschaft, die 
sich durch die im Widerstreit 
der Meinungen hergestellte 
volonte generale aufrechter- 
hält, ein immerwährend auf 
Zukunft gerichtetes Unter- 
nehmen ist.“2 Nun ja, so ist es 
nicht gekommen: Die bürger- 
liche Gesellschaft mag sich 
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noch als sehr langlebig erwei- 
sen, ein immerwährend auf 
Zukunft gerichtetes Unter- 
nehmen ist sie insofern nicht, 
als die Zukunft, um die es hier 
ginge, nur dann eine wäre, 
wenn sie noch uneingelöste, 
außerhalb des schon Beste- 
Fort- 
schrittsverheißungen bereit- 


henden liegende, 
hielte, aus denen die öffentli- 
che Befassung ihren Sinn ge- 
wänne. Die bürgerliche Ge- 
sellschaft erschöpft sich heute 
aber zusehends in dem, was 
sie bereits ist, und hält keine 
weiteren, wünschbaren Ver- 
heißungen für das Leben von 
Menschen in Gesellschaft 
mehr bereit. 

Die auf Zukunft gerichte- 
ten Ideen der Aufklärung ha- 
ben sich aufgelöst in dem auf 
ständige Gegenwart fixierten 
und fixierenden Spektakel: in 
der Reproduktion der schie- 
ren, auf nichts als sich selbst 
bezogenen Warenform, die 
sich jeden Bezugs auf einen 
Zweck außerhalb ihrer selbst 
entledigt hat, jeden Sinn und 
jede Vernunft negiert und jede 
Kritik verhöhnt: „Das Spek- 
takel stellt sich als eine unge- 
heure, unbestreitbare und un- 
erreichbare Positivität dar. Es 
sagt nichts anderes mehr als: 
‚Was erscheint, das ist gut; 
was gut ist, das erscheint‘ Die 
durch das Spektakel gefor- 
derte Haltung ist diese passive 
Hinnahme, die es schon 
durch seine Art, unwiderleg- 
bar zu erscheinen, durch sein 
Monopol des Scheins faktisch 
erwirkt hat“. 

Wenn das Abhanden- 
kommen von Öffentlichkeit 
beklagt und kritisiert wird, 
dann geschieht dies meist als 
Medienkritik. Eine Medien- 
kritik aber, die nichts weiter 
als die Medien kritisieren 
will, bleibt Branchenge- 
schwätz, das in ein Palaver 
über so etwas wie Qua- 
litätsmanagement münden 
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mag und den einen oder an- 


deren Konsulentenjob recht- 


fertigen mag, den Gegen- 
stand seiner Kritik aber ver- 
fehlt und unangetastet läßt. 
Eine Kritik der Warenform 
hingegen ermöglicht besser 
als jede von vornherein aufs 
symbolische Geschehen fi- 
xierte Kritik z.B. der Medien 
ein Verstehen des Abhebens 
der gesellschaftlichen Pro- 
duktion und überhaupt der 
gesellschaftlichen Befassung 
in allen Bereichen in die Welt 
der feinen, kaum noch faß- 
baren Unterschiede, in die 
vervielfältigte Einfalt und die 
aufs bloß Symbolische redu- 
zierten Differenzen, deren 
weitere Ausdifferenzierung 
schleifenartig immer wieder 
in sich selbst zurückläuft. 

Die Durchsetzung der 
Warenform als Motor und 
Modus gesellschaftlicher Pro- 
duktion und Konsumption ist 
die Durchsetzung des Prin- 
zips, daß es gesellschaftlich 
nicht darauf ankomme, was 
produziert wird, sondern daß 
produziert wird, daß nämlich 
Wert produziert wird, der am 
Markt realisiert, also verkauft 
werden kann. Mit dieser Her- 
vorhebung des Werts als Mo- 
tor der Produktion wird ein 
zweiter Aspekt gleichsam ab- 
gespalten: der Gebrauchs- 
wert, positiv aufzufassen und 
zu bestimmen als die Ver- 
wendbarkeit oder „bedürf- 
nisbefriedigende Potenz“ des 
zur Ware gewordenen Pro- 
dukts. Zwar kommt es — nach 
„klassischer“ Auffassung — 
auf eine positive Bestimmt- 
heit des Gebrauchswerts für 
die Produktion nicht an, wohl 
aber auf das erkennbare Vor- 
handensein oder wenigstens 
die Möglichkeit der Glaub- 
haftmachung eines positiv be- 
stimmbaren und distinkten 
Gebrauchswerts zur Realisie- 
rung des Werts, also zum Ver- 
kauf der Ware. 
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Diese Voraussetzung wird 
aber unter der fortgeschritte- 
nen Warenproduktion und ih- 
rer Marktkommunikation 
fragwürdig: Die Distinktion 
der Gebrauchswerte ähnlicher 
Waren, die sich zur gleichen 
Zeit am Markt befinden wird 
immer schwieriger; die Dis- 
tinktion einander ablösender 
Waren-Generationen sehr 
ähnlichen Gebrauchswerts 
wird ebenso schwieriger. Ge- 
samtgesellschaftlich wird eine 
Ausdehnung des konkreten 
Reichtums (also der An- 
sammlung positiv bestimm- 
barer Gebrauchswerte) durch 
Ausdehung des abstrakten 
Reichtums (also der An- 
sammlung abstrakten Werts) 
immer schwieriger erkennbar. 

Die letzte Konsequenz, ge- 
wissermaßen der Flucht- 
punkt, dieser Entwicklung 
wäre die Aufhebung des Ge- 
brauchswerts durch den 
Wert. Dabei handelte es sich 
darum, die durchgesetzte All- 
gemeinheit des Werts nicht 
durch die zunächst von ihm 
selbst gesetzte Besonderheit 
des Gebrauchswerts realisie- 
ren zu müssen, sondern durch 
das schiere Vorhandensein der 
Werterscheinungen, also Wa- 
ren, die gegen die Frage nach 
so etwas wie positiv bestimm- 
baren Gebrauchswertaspek- 
ten, also etwa nach ihrer 
„Nützlichkeit“ oder „bedürf- 
nisbefriedigenden Potenz“, 
immunisiert sind. Diese letzte 
Konsequenz mag insofern 
nicht erreichbar sein, als den 
Wertgegenständen ziemlich 
unvermeidlich und untilgbar 
gewisse Eigenschaften eignen, 
der Vorgang des Absehens 
von positiver Ausgestaltung 
dieser Eigenschaften zu einer 
wohlbestimmten Gebrauchs- 
gegenständlichkeit ist aber 
heute bereits so weit voran- 
geschritten, daß er einer Auf- 
hebung bereits sehr nahe 
kommt. Noch vor einigen 


Jahren war von „intelligenten 
Produkten“ oder „Nachhal- 
tigkeit“ umso mehr die Rede, 
je unintelligenter und rascher 
vergänglich die große Masse 
der Waren wurde; oder im 
Bereich der Medienproduk- 
tion von „content providing“, 
je offensichtlicher und die vie- 
len neuen UserInnen anfäng- 
lich enttäuschend das Fehlen 
von „Inhalt“ insbesondere im 
„boomenden Markt“ des 
World Wide Web wurde. 
Heute ist selbst die Be- 
schwörung von so etwas wie 
„Inhalt“ lasch geworden, sei- 
ne Nebensächlichkeit bereits 
unproblematisch für das Wei- 
terlaufen der Vermarktung: 
booming without content, no 
problem. Wir stehen heute 
vor einer gewaltigen An- 
sammlung von Werterschei- 
nungen, die sich einer Befra- 
gung nach ihrem Sinn und 
Zweck weitgehend entziehen, 
indem sie als symbolisches 
Spiel der Marken und Images, 
der Hipes und Mausts in ihrem 
schieren Vorhandensein auf- 
einander verweisen, einander 
bestärken, einander unwider- 
stehlich machen, einander 
schließlich als den einzig noch 
gesellschaftlich verbindlichen 
Zusammenhang konstituieren, 
und zwar durch systemisch- 
zwanglose Ruinierung aller 
anderen gesellschaftlichen Zu- 
sammenhänge, etwa auf ge- 
sellschaftlich verbindlich be- 
gründbare und verhandelbare 
Bedürfnisse bezogenen Zu- 
sammenhänge politischer oder 
kultureller Öffentlichkeit. Die 
kritische Frage nach Sinn und 
Zweck gesellschaftlicher Pro- 
duktion oder überhaupt ge- 
sellschaftlicher Befassung in 
den verschiedenen Bereichen 
von Politik, Kultur, Wissen- 
schaft usw. muß nicht erst 
durch so etwas wie Zensur 
verboten werden, sie verbie- 
tet sich gewissermaßen von 
selbst: „Disqualifizieren par- 
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te pro toto die Konsumenten 
den Warenzusammenhang als 
zu keiner bestimmten Be- 
dürfnisbefriedigung tauglich, 
so berauben sie sich damit 
eben dessen, was ihnen mitt- 
lerweile ihr allgemeinstes Be- 
dürfnis, das nach Gesellschaft 
und Öffentlichkeit, zu befrie- 
digen bevollmächtigt ist, d.h. 
sie bezahlen die Disqualifika- 
tion der Waren mit ihrer ei- 
genen Exkommunikation, die 
Verbannung der Werterschei- 
nungen aus der Klasse der 
nützlichen Dinge mit ihrem 
persönlichen Ausschluß aus 
der Sphäre gesellschaftlicher 
Wesen. Wollen die Konsu- 
menten Zusamenhang und 
menschliche Gesellschaft, so 
müssen sie auch das wollen, 
was, wie die Dinge liegen, Zu- 
sammenhang monopolistisch 
stiftet und Gemeinschaft aus- 
schließlich gewährleistet: die 
Werterscheinungstotalität des 
Markts. [...] Wenn auch sonst 
keinerlei bestimmtes Bedürf- 
nis und Interesse sich mit die- 
ser oder jener besonderen 
Werterscheinung mehr ver- 
knüpft, so jedenfalls doch das 
ganz allgemeine und immer 
gleiche Bedürfnis nach dem, 
wofür die Werterscheinungen 
in toto einstehen und was jede 
Werterscheinung repräsen- 
tiert, das Bedürfnis nach Kraft 
Warenzusammenhang syn- 
thetisierter menschlicher Ge- 
sellschaft, nach mittels Markt 
organisierter bürgerlicher Öf- 
fentlichkeit [...]“* 
Anders herum - und 
nicht bloß aus Liebe zum 
Sprachspiel - kann und muß 
man aber formulieren: Wenn 
jegliche Gebrauchswert-Be- 
stimmung und jegliche Be- 
dürfnis-Bestimmung, jede öf- 
fentliche Frage nach Sinn, 
Zweck und Legitimation 
nicht nur der Produktion 
sondern auch der übrigen ge- 
sellschaftlichen Befassung 
(etwa und insbesondere der 
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Politik) vom gesellschaftli- 
chen Zusammenhang regiert 
wird, sich von selbst verbie- 
tet, und den Einzelnen als 
bloße 
überlassen wird, an der sie 
ihr Glück oder ihre Ver- 


zweiflung finden mögen, 


Privatangelegenbheit 


dann gibt es keine bürgerli- 
che Öffentlichkeit mehr, son- 
dern nur noch ausgedehnte 
Privatheit. 


Öffentlichkeit gegen 

die bürgerliche 

Von dieser ausgedehnten 
Privatheit sind auch wir und 
unsere kritisch gemeinten 
und Hand- 
lungszusammenhänge ergrif- 


Diskussions- 


fen. Begonnen hat es schon 
mit den „neuen sozialen Be- 
wegungen“: „Zunächst wa- 
ren da hunderte von Ein- 
Punkt-Öffentlichkeiten, ver- 
sammelt um einen Sorgen- 
knoten, den sie als spezielles 
Protestgut betrachteten. Die- 
se Mikro-Öffentlichkeiten 
sehen ihre Modernität gera- 
de darin, daß sie keine Ver- 
bindlichkeit herstellen wol- 
len, und so verlaufen sie sich 
auch wieder. Immerhin ver- 
mögen sie für eine Weile 
Kompetenz zusammenzu- 
bringen, erzeugen auch noch 
individuelle Erfahrung und 
Verantwortlichkeit. Aber sie 
können nicht viel mehr sein 
als Ersatz in einer zerstörten 
Öffentlichkeit. Sich gerne 
Bewegung nennend, sind sie 
immun gegen Kritik, also 
eben gegen Öffentlichkeit. 
Diese Ersatz-Öffentlichkei- 
ten, die vom ganz Besonde- 
ren her das große Ganze und 
Allgemeine anrufen, ver- 
blassen mittlerweile oder 
sind von den Institutionen 
zu deren Auffrischung ab- 
sorbiert. Sie zogen Sympa- 
thie auf sich, aber sie haben 
auch viel dazu getan, daß al- 
le Welt schlampig herum- 
läuft und sich schlampig ver- 


hält.“5 Den Punkt, an dem 
wir mit diesen „Ein-Punkt- 
Öffentlichkeiten“ halten, ha- 
be ich in der Einleitung mar- 
kiert: Räumt man CI und PR 
von der „Bewegung gegen 
blau-schwarz“ ab, dann steht 
man vor dem disparaten 
Haufen privat gebliebener 
Meinungen, den es da im 
Grunde auch vorher schon 
gab. Immerhin sind aber 
Menschen zusammenge- 
kommen und tun das auch 
weiterhin. Mit ihnen wird 
weiterhin nur etwas anzu- 
fangen sein, wenn wir es zu- 
standebringen, aus der aus- 
gedehnten Privatheit der all- 
gemeinen gesellschaftlichen 
und auch ihrer bisherigen, 
sogenannt „widerständigen“ 
Befassung zu öffentlicher Be- 
fassung zu gelangen, das 
heißt von Identitätsstiftung 
zu Auseinandersetzung: zu ei- 
ner Art von Auseinanderset- 
zung, in der es nicht um die 
Versammlung um einen 
„kleinsten gemeinsamen 
Nenner“ von Meinung geht 
(„weg mit blau-schwarz“ 
oder auch „wi-der-stand“). 
Meinung, als bloße, ist im- 
mer privatistisch, insofern sie 
ihre verallgemeinerungsfähi- 
gen Gründe, Argumente und 
Konsequenzen schuldig 
bleibt, in privater Besonde- 
rung verharrt und damit un- 
diskutabel, wenn auch leider 
meist nicht ganz folgenlos 
bleibt. In den zu führenden 
Auseinandersetzungen um 
die Verallgemeinerungsfähig- 
keit der einmal versammel- 
ten Meinungen wird es vom 
Besonderen ausgehend sehr 
rasch um das große Ganze 
gehen müssen: Um die Ge- 
sellschaft, die eine Regierung 
wie diese und auch schon die 
vorangegangene, ermöglicht; 
darum, was von politischen 
Parteien, die sich in einer 
solchen Gesellschaft um Re- 
gierungsfähigkeit bewerben, 
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realistisch erwartet werden 
kann; darum, was Staat und 
Politik überhaupt sind und 
sein können; darum, woge- 
gen sich Kritik, die eine sein 
will, richten muß und ob 
und worauf sie sich positiv 
beziehen kann oder soll; 
schließlich darum, was Wi- 
derstand bedeutet und er- 
fordert, also darum, wie sich 
die Kritik, zu der man sich 
aufgrund geführter Ausein- 
andersetzung verstehen 
kann, auch praktisch Geltung 
und Wirkung verschaffen 
kann. Solcherart Auseinan- 
dersetzung ist heute nur 
möglich gegen alles, was an 
sogenannter „herrschender“ 
gesellschaftlicher Kommuni- 
kation und sogenannten 
„etablierten“ Medien gege- 
ben ist. Es bleibt uns nichts 
anderes übrig, als unsere ei- 
genen Öffentlichkeiten gegen 
die bürgerliche, die keine 
mehr ist, zu bilden und die 
dafür tauglichen Medien zu 
ermöglichen. 
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Widerstand im Spektakel 


Die Situationistische Internationale 


A 1997/98 für das 
useum moderner 
Kunst in Wien eine Ausstel- 
lung über die „Situationisti- 
sche Internationale 1957- 
1972” vorbereitete, machte 
ich die Erfahrung, daß in 
Österreich nur wenige die 
S.I. kannten. Dabei gab es 
früher einige Berührungs- 
punkte zwischen der Wiener 
Kunstszene und der Situatio- 
nistischen Internationale. In 
Wien waren die Situationi- 
sten zum Beispiel Ossi Wie- 
ner, der in den Sprachinter- 
der 
Gruppe” Parallelen zur S.1. 
sah, dem Architekten 
Günther Feuerstein, der 1961 
einen Artikel in der Münch- 
ner Zeitschrift SPUR veröf- 
fentlichte, oder auch Arnulf 
Rainer, der 1961 eine Solida- 
ritätserklärung für die ge- 
richtlich verfolgte SPUR- 
Gruppe unterzeichnete, be- 


ventionen „Wiener 


kannt. Die Situationisten wie- 
derum veröffentlichten 1960 
eine polemische Erklärung 
gegen Fritz Hundertwasser, 
den sie aus Paris kannten. 
Nur bei der Schrift „Ge- 
sellschaft des Spektakels” von 
Guy Debord, dem zentralen 
Theoretiker der $.I., der zu- 
gleich der „Direktor” der in 
Paris erscheinenden Zeit- 
schrift „Internationale Situa- 
tioniste” war, sowie bei eini- 
gen anderen seiner Publika- 
tionen! war in den neunziger 
Jahren eine ansteigende Ten- 
denz der Bekanntheit festzu- 
stellen. In einer Zeit eines zu- 
nehmenden Konformismus, 
einer Event-Kultur und einer 
fortschreitenden Kommer- 
zialisierung des Kunstbetrie- 
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bes gewinnen radikale (Ge- 
gen-)Positionen und eine 
konsequente (revolutionäre) 
Kritik, formuliert in den fünf- 
ziger und sechziger Jahren, 
eine neue geistige und politi- 
sche Attraktivität. 

In dem Begriff „Situatio- 
nistische Internationale” 
kommen zwei Bedeutungse- 
benen zusammen: 


a) eine strategische 
(methodische) 

„Unser Hauptgedanke ist der 
einer Konstruktion von Si- 
tuationen - d. h. der konkre- 
ten Konstruktion kurzfristi- 
ger Lebensumgebungen und 
ihrer Umgestaltung in eine 
höhere Qualität der Leiden- 
schaft. Wir müssen eine ge- 
ordnete Intervention in die 
komplizierten Faktoren zwei- 
er großer, sich ständig ge- 
genseitig beeinflussender 
Komponenten durchführen: 
die materielle Szenerie des 
Lebens und die Verhaltens- 
weisen, die sie hervorbringt 
und durch die sie umgestal- 
tet wird.” (Guy Debord: 
Rapport zur Konstruktion 
von Situationen, Paris 1957) 


b) eine organisatorische 

Die $.I. hatte ihr Zentrum in 

Paris. Sie war in internationa- 

le Sektionen aufgegliedert. Ne- 

ben der französischen gab es 

° die holländische Sektion 
unter anderem mit Cons- 
tant, Armado, später Jac- 
queline de Jong 

® die deutsche Sektion un- 
ter anderem mit Hans 
Platschek, der Gruppe 
SPUR, Uwe Lausen 

* die belgische Sektion mit 


Maurice Wyckaert, Raoul 
Vaneigem und anderen 
° die skandinavische Sekti- 
on mit Jörgen Nash, Har- 
dy Strid, J.V. Martin und 
anderen. 
Zeitweise existierte auch ei- 
ne britische, algerische und 
US-amerikanische Sektion. 
Rückblickend teilte Guy 
Debord 1968 die Tätigkeit 
der S.I. in zwei Perioden ein: 
1) 1957 - 1962 mit der „Auf- 
hebung der Kunst” als 
Hauptthema, was in der 
S.1.- Praxis einen fast völ- 
Ausschluß der 
Künstler und Künstlerin- 


ligen 


nen durch den Zentralrat 
bedeutete. 

2) ab 1962 als die Periode 
der „Verwirklichung der 
Politik”. 


Beginn und Ende 

Am Beginn der Situationisti- 
schen Internationale stand 
das 


zweier Avantgarde-Gruppen 


Zusammenkommen 


der ersten Nachkriegsjahre: 
®e Asger Jorn, Giuseppe 
Pinot-Gallizio sowie Piero 
Simondo, Walter Olmo 
und Elena Verrone von 
der „Bewegung für das 
Bauhaus Imaginista”. 
Diese 1953 nach dem Nie- 
dergang von „Cobra” (1948- 
1953) von Asger Jorn initi- 
ierte „Bewegung” sah sich in 
einer Gegenposition zum 
neuen Ulmer Bauhaus Max 
Bills. Es war „ein Instrument 
zur Erforschung und Förde- 
rung der internationalen 
Gärung und ästhetischen Ex- 
perimente. Es gärt auch in 
sich selbst: es ist zmaginistisch 
und versammelt daher ver- 
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für aktuelle Protest- 
bewegungen? 
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schiedene Individuen zu 
künstlerischer, wissenschaft- 
licher und kulturrevolu- 
tionärer Tätigkeit.”2 
®e Guy Debord und Michele 
Bernstein von der „Lettri- 
stischen Internationalen”. 
Die Lettristen hatte der 
Rumäne Isidore Goldstein als 
Isidore Isou gegen Ende des 
II. Weltkrieges erfunden und 


mit jugendlichem, dadaisti- 
schem Ungestüm sowie mit 
linkspolitischem Engagement 
in den vierziger Jahren in Pa- 
ris bekannt gemacht. „Sie 
nannten sich Lettristen und 
im Paris der Nachkriegszeit 
war ihr Zusammenhang zwei- 
fellos der aktivste. Natürlich 
kannten sie - zum überwie- 
genden Teil, wie Debord, 


SITUATIONISTISCHE BEGRIFFE 


Konstruierte Situation: Durch die kollektive Organisati- 
on einer einheitlichen Umgebung und des Spiels von Er- 
eignissen konkret und mit voller Absicht konstruiertes 
Moment des Lebens. 

Situationistisch / Situationist: Alles, was sich auf die 
Theorie oder auf die praktische Tätigkeit einer Kon- 
struktion von Situationen bezieht. Derjenige, der sich 
damit beschäftigt, Situationen zu konstruieren. Mitglied 
der Situationistischen Internationale. 

Situationismus: Sinnloses Wort, mißbräuchlich durch 
Ableitung des vorigen gebildet. Es gibt keinen Situatio- 
nismus, was eine Doktrin zur Interpretation der vor- 
handenen Tatsachen bedeuten würde. Der Begriff Si- 
tuationismus wurde eindeutig von Anti-Situationisten 
aufgebracht. 

Psychogeographie: Erforschung der genauen unmittel- 
baren Wirkungen, seien sie bewußt gestaltet oder nicht, 
des geographischen Milieus auf das emotionale Verhalten 
der Individuen. 

Umherschweifen (Derive): Mit den Bedingungen der städ- 
tischen Gesellschaft verbundene experimentelle Verhal- 
tensweise: Technik des eiligen Durchquerens abwechs- 
lungsreicher Umgebungen. Im besonderen Sinne auch: 
die Dauer einer ununterbrochenen Ausübung dieses Ex- 
periments. 

Unitärer Urbanismus: Theorie der gesamten Anwendung 
der künstlerischen und technischen Mittel, die zur voll- 
ständigen Konstruktion eines Milieus in dynamischer 
Verbindung mit Verhaltensexperimenten zusammen- 
wirken. 

Zweckentfremdung (Detournement): Kurzfassung der For- 
mel: Zweckentfremdung von ästhetischen Fertigteilen. 
Integration aktueller oder vergangener Kunstproduk- 
tionen in eine höhere Konstruktion des Milieus. In die- 
sem Sinne kann es weder eine situationistische Malerei 
noch eine situationistische Musik, wohl aber eine situa- 
tionistische Anwendung dieser Mittel geben. In einem 
ursprünglicheren Sinne ist die Zweckentfremdung in- 
nerhalb der alten kulturellen Gebiete eine Propaganda- 
methode, die die Abnutzung und den Bedeutungsver- 
lust dieser Gebiete aufzeigt. 
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nicht mal 20 Jahre alt oder 
sogar noch jünger — die Ko- 
ordination der Moderne in 
ihrer Stadt genau, denn sie 
hatten nichts geringeres vor, 
als den etablierten Vertretern 
der künstlerischen Boheme — 
Surrealisten oder Existentia- 
listen beispielsweise — die 
Macht zu entreissen.”3 

Der Lettrismus war vor al- 
lem eine radikale, neodadai- 
stische Poesie, die die Spra- 
che als Klang und die Schrift 
als Material betrachtete. Die 
Lettristen arbeiteten im Be- 
reich von Malerei und Gra- 
fik sowie vor allem auch im 
Bereich Avantgardefilm. 

Die Gründungskonferenz 
der S.I., zu der als ein Ein- 
zelgänger auch Ralph Rum- 
ney von dem „Psychographi- 
schen Komitee” in London 
gekommen war, fand im Juli 
1957 im norditalienischen 
Cosio d’Arroscia statt. Bald 
nach der Gründung kamen 
der deutsche Maler und 
Kunstpublizist Hans Plat- 
schek („Neue Figuration”, 
München 1959) sowie die 
Münchener Gruppe SPUR 
(Lothar Fischer, Heimrad 
Prenz, Helmut Sturm, Hans- 
Peter Zimmer sowie dann 
der spätere Berliner Kom- 
Dieter 
mann) hinzu. 

1972 - reduziert durch 
eine rigorose, geradezu „sta- 


munarde Kunzel- 


linistische” Ausschlußpraxis 
sowie durch zahlreiche frei- 
willige Austritte — lösten 
Guy Debord und seine bei- 
den letzten Getreuen (Gian- 
franco Sanguinetti und J. V. 
Martin) die S.1. auf. 
Insgesamt hatten zwischen 
1957 und 1972 der $.1. 79 Si- 
tuationistInnen angehört, da- 
von waren 45(!) ausgeschlos- 
sen worden. Die kürzeste 
Mitgliedschaft war die der 
italienischen Mitbegründe- 
rInnen Elena Verrone und 
Walter Olmo, die bereits im 


WIDER WAS WER STEHT 


Jänner 1958 ausgeschlossen 
wurden. Nur Guy Debord, 
eine Art Politkomissar der 
S.I., gehörte dieser Gruppe 
von der Gründung bis zur 
Selbstauflösung an. 


Die Periode 
der Aufhebung der Kunst 
Roberto Ohrt beschreibt die- 
se bis 1962 andauernde Peri- 
ode wie folgt: „Bis 1962 wa- 
ren etwa 40 Künstler aus 
ganz Europa durch die S.l. 
gegangen, und viel mehr als 
insgesamt 70 Mitglieder hat 
die S.I. bis zu ihrer Auflö- 
sung 1972 nie gesehen. 7 
Nummern der insgesamt 12 
in Chromolux Metallic ein- 
geschlagenen Revue ‚interna- 
tionale situationiste’ waren 
erschienen, alle 7 Nummern 
der Zeitschrift SPUR, die zu- 
sammen mit den Manifesten 
und Flugblättern im SPUR- 
Buch gebunden herauska- 
men, und 5 von insgesamt 8 
Konferenzen waren in 
verschiedenen Städten Eu- 
ropas durchgeführt worden. 
In diesen fünf Jahren war 
die S.I. wirklich internatio- 
nal aktiv und dennoch ent- 
stand schon damals die Le- 
gende vom Hauptquartier in 
Paris, dem Wohnsitz von 
Guy Debord.”4 

Die in der ersten Periode 
der S.I. von Guy Debord und 
seiner „linken Fraktion” be- 
triebene „Aufhebung der 
Kunst” (= Ausschluß der 
KünstlerInnen) soll am Kon- 
flikt um die Münchner Grup- 
pe SPUR kurz dargestellt 
werden. Zunächst war die 
S.I., vor allem nach der von 
Asger Jorn betriebenen Auf- 
nahme von Prem, Zimmer & 
Co anläßlich der Münchener 
S.1.-Konferenz im April 1958 
(„Ein kultureller Putsch 
während ihr schlaft”, Flug- 
blatt der S.I.), durchaus auch 
eine Bewegung der Künstler 
und Künstlerinnen (neben 
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der Gruppe SPUR zum Bei- 
spiel Hans Platschek, der 
erste Exponent der deut- 
schen Sektion, bereits im 
Februar 1959 wieder ausge- 
schlossen, oder die Hollän- 
derin Jacqueline de Jong, 
nach ihrem Ausschluß 1962 
Herausgeberin der „Situatio- 
nist Times”). Und zunächst 
war diese „rechte Fraktion” 
der KünstlerInnen durchaus 
bereit, mit ihren kulturrevo- 
lutionären Intentionen den 
Revolutionsstrategien der S.1. 
zu folgen: „Der Gedanke, 
den die Künstler der Grup- 
pe SPUR in die Situationisti- 
sche Internationale einbrin- 
gen wollten und den sie ei- 
gentlich auch hätten einbrin- 
gen können, ist das Bild als 
ein Modell für Verwandlun- 
gen, Veränderungen, die sich 
aus dem lebendigen Prozeß 
des Malens ergeben. Sie sind 
den Abläufen einer Derive 
vergleichbar, in denen der 
Umherschweifende auf die 
Gegebenheiten des Lebens 
reagiert, Stoffe einbezieht, 
verarbeitet und mit seinen In- 
itiativen konfrontiert” > 
Doch diese Position war 
für Guy Debord und seine 
Fraktion unannehmbar. At- 
tila Kotänyt, Exil-Ungar und 
nach Constant „Direktor des 
Büros für den unitären Ur- 
banismus” erklärte: „Seit 
dem Anfang unserer Bewe- 
gung hat sich das Problem 
des Etiketts der Kunstwerke 
der S.1.-Mitglieder gestellt. 
Wir wußten wohl, daß kei- 
nes ein situationistisches Pro- 
dukt war, aber wie sollte man 
sie benennen? Ich schlage 
Euch eine sehr einfache Re- 
gelung vor, und zwar sie antı- 
situationistisch zu nennen.”6 
Und ein Beschluß des Zen- 
tralrates der $.I. von 1960 
besagt: „Es ist bewiesen, dass 
die fraktionistische Aktivität 
dieser Gruppe auf einem sy- 
stematischen Missverständ- 
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nis der situationistischen 
Thesen basierte; und dass die 
Mitglieder dieser Gruppe 
vollkommen die Disziplin 
der S.I. missachtet haben, 
um als Künstler zu 
arrivieren.” (Situationistische 
Internationale, Katalog Mu- 
seum moderner Kunst, 1998, 
S. 60) 

Mit dem Ausschluß des 
überwiegenden Teils der 
Künstler und Künstlerinnen 
ist die Phase „der Aufhebung 
der Kunst” abgeschlossen. 

Die folgende Phase wird 
von Libero Andreotti wie 
folgt beschrieben: „Die zwei- 
te Phase der Aktivitäten der 
S.I., von 1962 bis 1972, war 
vom Erscheinen von De- 
bords ‚Die Gesellschaft des 
Spektakels’ (1967, deutsche 
Übersetzung 1978) und Ra- 
oul Vaneigems ‚The Revolu- 
tion of Everyday Life’ (1967) 
gekennzeichnet, die zu Kult- 
klassikern der Underground- 


Jugendbewegung in ganz Eu- 


ropa wurden. Ebenso war 
diese Phase durch mehrere, 
weithin sichtbare und gut ge- 
plante öffentliche Aktionen 
charakterisiert. 1967 über- 
nahmen einige Anhänger der 
S.I. die Hochschülerschaft an 
der Universität Straßburg 
und verwendeten deren 
Geldmittel dazu, illegal meh- 
rere tausend Kopien eines Si- 
tuationistischen Traktats mit 
dem Titel ‚Über das Elend im 
Studentenmilieu’ zu drucken. 
Die daraus resultierenden 
Kontroversen und der Ge- 
richtsprozeß verhalfen der 
S.I. zu einem unerwarteten 
‚succes des scandale’. Weni- 
ge Monate später schlossen 
sich die Situationisten mit 
den ‚enrages’ von Nanterre 
außerhalb von Paris zusam- 
men und waren gemeinsam 
mit anderen im Besetzungs- 
kommittee der Sorbonne dar- 
an beteiligt, die Ereignisse 
vom Mai 1968 herbeizu- 


führen. Von diesem Augen- 
blick an bis zu ihrer endgül- 
tigen Auflösung im Jahre 
1972 wurde die S.I. zu einer 
Art Kommandozentrale, die 
Communiques und einen 
ständigen Strom von subver- 
sivem Agit-Prop-Material 
herausgab, das zum Großteil 
von der Undergroundpresse 
in einem Dutzend Länder 
nachgedruckt wurde. Die 
Gruppe 
brachte das Ende einer Epo- 
che, die, wie Peter Wollen 
bemerkt, ‚mit dem Futuristi- 
schen Manifest von 1909 in 
Paris begonnen hatte - der 


Auflösung der 


Epoche der historischen 
Avantgarde-Bewegungen mit 
ihrem typischen Apparat in- 
ternationaler Agitation und 
Propaganda, mit Manifesten, 
Kongressen, Streitigkeiten 


(und) Skandalen.’”7 


Methoden 

und Strategien der S.l. 
Um ihr Ziel der „Konstruk- 
tion von Situationen - d.h. 
der konkreten Konstruktion 
kurzfristiger Lebensumge- 
bungen und ihrer Umgestal- 
tung in eine höhere Qualität 
der Leidenschaften” (De- 
bord: Rapport) zu erreichen, 
entwickelten die Situationi- 
sten verschiedene Methoden 
und Strategien. 

Aus der Tradition der Pa- 
riser Subkultur und der 
Boh&eme kam die Methode 
des („Umbher- 


schweifen” - siehe Definitio- 


„derive” 


nen). Dies war ein räumliches 
und konzeptionelles Erfor- 
schen der Stadt - oft der 
Vorstädte -, indem man/frau 
sie, manchmal auch im Mor- 
gengrauen nach durchzech- 
ter Nacht, durchstreift. 
Durch das „derive” ent- 
wickelten die Situationisten 
— wie L. Andreotti im Wie- 
ner Katalog betont - „ein kri- 
tisches Bewußtsein des spie- 
lerischen Potentials urbaner 
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Räume und ihrer Möglich- 
keiten, neue Wünsche zu er- 
wecken” (S. 17). Für Guy 
Debord war „derive” auch 
die Entwicklung einer neu- 
en, „anderen” und erweiter- 
ten Wissenschaft, der „Psy- 
chogeographie” (siehe Defi- 
nitionen). 

Zusammengefaßt wurde 
die kritische, systemspren- 
gende Auseinandersetzung 
mit der Stadt als Lebensraum 
der Menschen (der „Mas- 
sen”) in dem „unitären Ur- 
banismus”. Als konkrete Ge- 
genmodelle zu dem immer 
menschenfeindlicher werde- 
nen Charakter der modernen 
Großstädte entwickelte der 
Situationist Constant Ende 
der 50er Jahre seine „New 
Babylon”-Konzepte. Con- 
stant erklärte: „Die Archi- 
tektur ist das einfachste Mit- 
tel, Zeit und Raum ineinan- 
derzufügen, die Wirklichkeit 
zu modellieren, träumen zu 
lassen [...] Es wird Räume ge- 
ben, die einen besser träu- 
men lassen als Drogen [...]”.8 
Constant wurde auch Leiter 
des „Büros für den unitären 
Urbanismus” der S.I. in Am- 
sterdam. 

In der von Constant ge- 
meinsam mit Debord im No- 
vember 1958 verfaßten „Am- 
sterdamer Erklärung” (S.l. 
Nr. 2, Dezember 1958) wur- 
de der „unitäre Urbanismus” 
als letzlich kollektive Aktivität 
zur Schaffung eines dem ge- 
samten Leben der Menschen 
gerecht werdenden Städte- 
baus zum zentralen situatio- 
nistischen Mittel erhoben: 
„Eine konstruierte Situation 
ist ein Mittel, sich dem 
unitären Urbanismus zu 
nähern und dieser bildet die 
unerlässliche Grundlage für 
die Entwicklung der Kon- 
struktion von Situationen als 
Ausdruck von Spiel und 
Ernst einer freien Gesell- 
schaft.” 
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Karikatur zur Industriellen 
Malerei von G. Pinot-Gallizio, 
aus: Phantom Avantgarde, 
S. 205 


In seinem Eröffnungsbe- 
richt zur Münchner S$.1.-Kon- 
ferenz bekräftigte der „New 
Babylon”-Kreator Constant 


im Hinblick auf das jetzt an- 


\o 
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gesagte situationistische For- 
cieren des „unitären Urbanis- 
mus” seine kunstskeptische 
Hoffnung: „Schließlich wird 
die Architektur wie die ande- 
ren jetzigen Künste zum Vor- 
teil der einheitlichen Tätigkeit 
verschwinden.” 

Ausgelöst wurde die De- 
batte über den Stellenwert des 
individuellen Kunstschaffens 
innerhalb der revolutionären 
Veränderungsstrategien der 
Situationisten durch Constant. 
Der einstige „Cobra”-Maler, 
der Mitter der 50er Jahre die 
Malerei aufgegeben hatte, er- 
teilte der herkömmlichen in- 
dividuellen Kunst eine deut- 
liche Absage. Gegen seinen 
einstigen Gefährten Jorn ge- 
wandt stellte er fest: „Jede 
Kunst, die sich an deine über- 
malte handwerkliche Freiheit 
anklammert, ist von vornher- 
ein verloren (irgendwo hat 


Jorn diese reaktionäre Seite 


im Bauhaus betont). In der 
Zukunft ist eine freie Kunst 
diejenige, die all die neuen 
Konditionierungstechniken 
beherrschen und ausnützen 
würde. Außerhalb dieser Per- 
spektive gibt es nur die Skla- 
verei der künstlich wiederer- 
lebten Vergangenheit und des 
Kommerz.’” 

Anstelle der individuali- 
stischen Kunst setzten sie vor 
allem die Methode des „de- 
tournement” (Zweckent- 
fremdung oder Umfunktio- 
nierung gestalteter Materia- 
lien — siehe Definitionen). 
Diese kreative Umgestaltung 
finden wir in Debords Avant- 
gardefilmen, in zahlreichen 
Illustrationen der S.1.-Zeit- 
schrift oder in den von Jorn 
und Debord gestalteten 
Kunst-Publikationen „Me- 
moires” und „Fin de Copen- 
hague”. Auch Asger Jorns 
„Modifikationen”, die Um- 
gestaltung oder Übermalung 
vorgefundener Gemälde, sind 
Beispiele für die Methode. 
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Sind die Situationisten 

gescheitert? 

Trotz der Vielzahl und Krea- 

tivität der Methoden und 

Strategien, trotz ihrer Radi- 

kalität, ihrer Konsequenz 

und unnachgiebigen Orga- 
nisationsstruktur — vielleicht 
aber auch gerade deswegen 

— waren der Situationisti- 

schen Internationale nur ein 

sehr begrenzter Erfolg (im 

Pariser Mai ‘68 oder vorher 

in Straßburg) beschieden. 

Es wäre aber falsch von ei- 

nem Scheitern der $.I. zu 

sprechen. 

° Ihre Zeitschrift ist eines 
der wichtigsten intellektu- 
ellen und radikalpoliti- 
schen Dokumente der spä- 
ten 50er und der 60 Jahre. 

e Ihre Auseinandersetzung 
und ihr Diskurs über 
Grenzen und Ende der 
Kunst — und nicht zuletzt 
auch über eine notwendi- 
ge Erweiterung des 
Kunstbegriffs - sind auch 
für die aktuelle Diskussi- 
on (zum Beispiel Kunst 
als soziale Intervention) 
von großer Bedeutung. 

e Das gleiche gilt für den 
Internationalismus der S.1. 
und für ihren entschei- 
denden Ansatz der Kon- 
struktion von Situationen. 

e Vor allem bleibt ihr zen- 
traler Kopf und Praktiker 
Guy Debord - trotz man- 
cher Schwächen wie zum 
Beispiel seine Rigidität - 
einer der großen linksra- 
dikalen, revolutionären 
Denker unserer Zeit. 

Und letztlich gilt für mich, 

was Guy Debord im „Pa- 

negyric” schreibt: „Alle Re- 
volutionen gehen in die Ge- 
schichte ein und die Ge- 
schichte weist keine von ih- 
nen ab: und die Ströme der 

Revolutionen fließen dorthin 

zurück, von wo sie gekom- 

men sind, um wieder aufs 
neue zu fließen.”? 


Context XXI 


WIDER WAS WER STEHT 


ATTAC - Protest gegen die 
neo-liberale Globalisierung 


aß der internationale 

Markt immer unüber- 
sichtlichere, undurchschau- 
barere Strukturen entwickelt, 
wird von vielen als Ursache 
für die inhumanen Zustände 
weltweit gesehen, in denen 
fast über zwei Drittel der 
Menschen leben. Die Kritike- 
tInnen der neo-liberalen Glo- 
balisierung fanden sich jedoch 
nicht nur zusammen, um die 
Mißstände aufzudecken, sie 
entwickelten auch etliche Pro- 
gramme, um die Welt, wie sie 
meinen, doch noch menschli- 
cher zu gestalten. 

Die Umsetzung des Vor- 
schlags, den in den siebziger 
Jahren der Wirtschaftsnobel- 
preisträger James Tobin ge- 
macht hatte, der vorsieht, daß 
die internationalen Finanz- 
transaktionen einer Steuer 
unterzogen werden müssen, 
um erstens die Finanzmärk- 
te zu regulieren und zweitens 
Gelder für humanitäre Pro- 
jekte frei zu machen, ist nur 
eines dieser Programme. Die- 
se Steuer wurde unter dem 
Namen Tobin-Steuer be- 
kannt und als es in den neun- 
ziger Jahren weltweit zu gra- 
vierenden Problemen am Fi- 
nanzsektor (Asienkrise) kam, 
war sie wieder aktuell. 

Unter dem Motto „Für ei- 
ne menschlichere Welt” for- 
mierte sich 1998, ausgehend 
vom Team der Zeitschrift Le 
Monde Diplomatique, vorwie- 
gend in frankophonen Län- 
dern, die Gruppe ATTAC 
(Association pour une taxatı- 
on des transactions financieres 
pour l’aide aux citoyens — Ver- 
einigung für eine Besteuerung 
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der Finanztransaktionen zur 
Hilfe der Bürger), die, wie der 
Vereinsname schon sagt, 
Tobins Idee wieder aufgriff, 
um die internationalen Fi- 
nanzen und die neoliberale 
Globalisierung einer global- 
demokratischen, da von allen 
Staaten und ihren BürgerIn- 
nen mitgetragenen, solidari- 
schen, da zu Gunsten der be- 
dürftigen BürgerInnen der 
Welt gedachten, Kontrolle zu 
unterziehen. 

ATTAC geht davon aus, 
daß, wenn die reichen Län- 
der und die AkteurInnen auf 
den internationalen Finanz- 
märkten nicht zu einer frei- 
willigen Solidarität bereit 
sind, die staatliche Maßnah- 
me der Steuereintreibung 
notwendig ist, um zumindest 
irgend etwas in der Hand zu 
haben, das mensch gegen den 
sozialen Zusammenbruch 
einsetzen kann. In diesem 
Sinne gibt es neben der For- 
derung nach der Steuer auch 
jene einer gänzlichen und be- 
dingungslosen Streichung al- 
ler Schulden der Dritten Welt 
sowie der ehemaligen Ost- 
block-Länder. 

Im Juni 1999 setzte 
ATTAC ihre Charta auf, die 
von den 13.000 Mitgliedern 
des Vereins ATTAC allein in 
Frankreich, von einer ganzen 
Liste von NGOs, Gewerk- 
schaften, Medien und ande- 
ren Organisationen unter- 
zeichnet wurde. Auch rund 
80 Abgeordnete des französi- 
schen Parlaments, sowie einer 
Gruppe von französischen 
EU-ParlamentarierInnen, die 
alle den regierenden Parteien 


in Frankreich angehören, ob- 
wohl sich die französische 
Regierung, im Gegensatz zur 
finnischen und kanadischen, 
selbst noch nicht wirklich für 
dieses Programm ausgespro- 
chen hat, unterzeichneten die 
Forderungen der Charta. Daß 
einerseits antidemokratische 
Entwicklungen durch ein 
Fehlen adäquater Institutio- 
nen und Instrumente, die ih- 
nen entgegen wirken sollten, 
voran schreiten, daß dieses 
Fehlen ermöglicht, daß nicht 
mehr, beziehungsweise noch 
immer nicht Gewählte regie- 
ren, sondern nur solche, die 
es sich leisten können, und 
daß andererseits das Nord- 
Süd-Gefälle immer krasser 
wird, sind die Hauptanklage- 
punkte dieser Charta. Es wird 
die Tobin-Steuer in Höhe von 
rund 0,5% auf alle interna- 
tionalen Finanztransaktionen, 
welche sich auf rund 1.800 
Milliarden Dollar pro Tag be- 
laufen, gefordert, was natur- 
gemäß Unsummen frei ma- 
chen würde, die, richtig ver- 
teilt, auf mehreren Ebenen 
wirksam eingesetzt werden 
könnten. 

Hauptmedium der Bewe- 
gung ist das 
(http://attac.org), wo neben 


Internet 


der französischen Organisa- 
tion beispielsweise jene aus 
Quebec, Senegal und der 
Schweiz vertreten sind. Auch 
in Österreich kommt diesbe- 
züglich einiges in Bewegung. 
Leute des Beirats für gesell- 
schafts-, wirtschafts- und um- 
weltpolitische Alternativen 
(Beigewum) und der Öster- 
reichischen Forschungsstif- 


Ausgehend von Frank- 
reich formiert sich eine 
weltweite Initiative zur 
Besteuerung interna- 
tionaler Finanztransak- 
tionen. 


VON ALEXANDER 
SCHÜRMANN-EMANUELY 


| | 


Asger Jorn: Zeichnung, 1960, 
Tusche auf Papier. Silkeborg 
Kunstmuseum 
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tung für Entwicklungshilfe 
(ÖFSE) arbeiten seit dem 6. 
Mai konkret daran, nach dem 
französischen Vorbild einen 
Verein oder eine Koordinati- 
onsstelle zu organisieren, die 
Lobbying für die Forderun- 
gen der Charta betreiben und 
bei zukünftigen Ereignissen 
wie der Tagung der Welthan- 
delsorganisation (WTO) in 
Seattle und des Weltwirt- 
schaftsgipfels in Davos die 
Reihen der unzufriedenen An- 
wesenden vergrößern soll. Seit 
Jänner gibt es die in Deutsch- 
land gestartete „Initiative zur 
Regulierung der Finanzmärk- 
te” („finanzmarkt-request@ 
share-online.de”), und somit 
auch ein deutschsprachiges 
Pendant zu den vorwiegend 
frankophonen Mailinglists. 
Auch auf der Beigewum- 
Mailinglist wird regelmäßig 
ATTAC 


(„beigewum-request@wu- 


über informiert 


wien.ac.at”). 


Trotzdem sollte mensch 
nicht vergessen, daß die An- 
sätze von ATTAC zahlreiche 
Fragen offen lassen. Ist eine 
Demokratisierung der Glo- 
balisierung überhaupt mög- 
lich, wenn es nicht einmal ei- 
ne Demokratisierung der 
meisten Staaten gibt? Halten 
regulierte Finanzmärkte ei- 
nen Haider auf? Ist die von 
ATTAC angestrebte Zivilge- 
sellschaft die einzige Mög- 
lichkeit der Zivilgesellschaft? 
Gibt es nicht bessere Mög- 
lichkeiten, um effektiv Wi- 
derstand gegen Entmensch- 
lichung zu leisten und eine 
humanere Welt zu verwirkli- 
chen? 

Vor allem stellt sich aber 
die Frage: Ist ATTAC eine 
Alibihandlung für eine staats- 
tragende, postkommunisti- 
sche Linke, die es aufgege- 
ben hat, nach Alternativen 
zum kapitalistischen System 
zu suchen, und die sich da- 


mit begnügt, dieses System 
durch Regulierungen einfach 
nur etwas anzukratzen 
(wenn auch ziemlich werbe- 
wirksam), oder ist ATTAC 
doch eine Orientierungshilfe 
für ein neues globales Ge- 
sellschaftsprojekt? 

Sicher würde durch die 
Tobin-Steuer einiges an Geld 
zur Verfügung stehen, was 
wiederum die Frage aufwirft, 
wer die Verfügungsgewalt 
über diese finanziellen Mit- 
tel haben würde. Sind es In- 
ternationale Organisationen, 
Staaten, Vertragspartner, der 
Verein ATTAC? Und wer 
entscheidet das? 

Mit ihren Zielsetzungen, 
Möglichkeiten und Infra- 
Auf- 


und Pro- 


strukturen, was 
klärungsarbeit 
testaktionen betrifft, kann zur 
ATTAC zumindest soviel ge- 
sagt werden, daß sie derzeit 
eine der wenigen Möglich- 
keiten bietet, auch auf inter- 
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nationaler Ebene, mit welt- 
weit bald 200.000 Mitglie- 
dern, einen in Richtung Wi- 
derstand weisenden Protest 
zu leisten, und daß, trotz aller 
Kritik, mehr Möglichkeiten 
da sind, als nur zu einem 
Licht ins Dunkel oder einer 
Aktion Sorgenkind der Bör- 
senmakler zu verkommen. 
Immerhin bekommt mensch 
beim Durchlesen der 
ATTAC-Broschüren das Ge- 
fühl, daß eine sichtlich inak- 
zeptable Entwicklung mit 
den vorgeschlagenen Mitteln 
ein wenig in Grenzen gehal- 
ten werden könnte. Und es 
werden wieder diejenigen 
sensibilisiert, die es aus Fata- 
liimus oder Resignation 
längst aufgegeben haben, die 
Probleme der Welt lösen zu 
wollen, indem ihnen ein 
leicht verdaubares Projekt 
präsentiert wird, welches ir- 
gendwie Aussicht auf Ver- 
wirklichung hat. 


Kritik der reinen Projektion 


Über die deutsche Notwendigkeit, in Jugoslawien Krieg zu führen 


Überarbeitete Fassung 
des zweiten Teils 
eines Vortrags, der im 
Februar in Hamburg 
als Veranstaltung der 
„Jugoslawien-Filmgrup- 
pe" gehalten wurde. 


VON GERHARD SCHEIT* 


*) Gerhard Scheit ist Mitglied 
im Kritischen Kreis und lebt in 
Wien. Sein letztes Buch „Ver- 
borgener Staat, lebendiges 
Geld. Zur Dramartugie des 
Antisemitismus” ist im Ca ira- 
Verlag, Freiburg erschienen. 
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ie ganze Entwicklung in 

Jugoslawien vom An- 
fang der neunziger Jahre bis 
zum Kosovo-Krieg läßt sich 
— wie in den Arbeiten von 
Jürgen Elsässer und Matthias 
Küntzel! - als eine gezielte 
Strategie verfolgen, Deutsch- 
land und den Prinzipen sei- 
ner Macht zur Vorherrschaft 
zu verhelfen. Die traum- 
wandlerische Sicherheit al- 
lerdings, mit der diese Stra- 
tegie umgesetzt wird, läßt das 
Ziel der Strategie selber ge- 
spenstisch werden. Wenn et- 
wa Matthias Küntzel anzuge- 
ben versucht, was konkret 
Deutschland mit seiner Ju- 
goslawien-Politik im Schilde 


führe, dann kann auch er nur 
davon sprechen, daß dieses 
Land sich „Einflußzonen” 
„als strategische Basis für ein 
neues deutsches Selbstbe- 
wußtsein” schaffen möchte — 
„nicht nur innerhalb der Eu- 
ropäischen Union, sondern 
auch im Verhältnis zu Was- 
hington und Moskau”. 
Selbstbewußtsein erscheint 
als Selbstzweck der Politik. 
Auf „diese machtpolitische 
Logik lief schon die Aner- 
kennungspolitik gegenüber 
Kroatien und Slowenien hin- 
aus.”2 Die Logik bleibt 
äußerst abstrakt: kaum wer- 
den klassische imperialisti- 
sche Ziele und Zwecke ange- 


führt (die zu entdecken an- 
dere Bücher zum Krieg größ- 
te Mühe verwenden) ,3 keine 
Rohstoffquellen und Absatz- 
märkte, sondern Macht um 
ihrer selbst willen, Selbstbe- 
wußtsein an sich. Sogar die 
Einführung der D-Mark 
scheint dieselbe Funktion zu 
erfüllen wie die Wiederauf- 
nahme von „Lili Marleen”, 
dem alten Nazischlager, als 
täglichen Programmschluß 
im deutschen Soldatensender 
auf jugoslawischem Boden.* 

Uli Krug geht einen 
Schritt weiter. Er sieht in der 
deutschen Politik eine von al- 
len Interessen, Zwecken und 
Zielen abstrahierte Entfesse- 
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lung von „Projektionskrie- 
gen”, die gewissermaßen nur 
dazu dienen, die Angst und 
den Schrecken vor der welt- 
weiten Krise „am andern Ob- 
jekt” zu bewältigen. Der Hin- 
weis auf Rohstoffquellen und 
Absatzmärkte erscheint aus 
dieser Perspektive wie ein 
Versuch, das wahnhafte Be- 
dürfnis zu rationalisieren, 
denn alles, was mit Einfluß- 
zonen gewaltsam erobert 
werden kann, gibt es inzwi- 
schen auf dem Weltmarkt mit 
friedlichen Mitteln viel wohl- 
feiler zu kaufen. „Klar wie nie 
gestehen die, die diese Kriege 
führen wollen und müssen, 
ein, daß es sich um reine Pro- 
jektionskriege handelt: Krie- 
ge, die man logischerweise 
nicht nur nicht gewinnen 
kann, sondern die man stets 
aufs neue führen muß.” Eben 
darin liege das Schreckliche: 
„in der Abwesenheit materi- 
eller Interessen, (...) im 
zwanghaften moralischen Ri- 
gorismus (...), der sich um die 
Folgen seine Tuns nicht mehr 
kümmert”. Projizierender 
Wahn 
Staatsräson sind nicht mehr 


und kriegerische 


voneinander zu scheiden: die 
Räson aber scheint der nack- 
te Wahn zu sein, sich über 
die Krise hinwegzutäuschen: 
„Nicht der Weltmarkt darf 
die Welt ruinieren, sondern 
eine sich diesem verweigern- 
de, nicht dessen Gesetzen ge- 
horchende Macht muß pro- 
jiziert werden. Darin vertritt 
‚Serbien’ einerseits den ver- 
haßten Sozialismus; anderer- 
seits büßt es für die unmög- 
lich gewordene Liebe der 
Deutschen zum NS-Volks- 
staat ... Daß die neugewon- 
nene deutsche Souveränität 
mit verblüffender schlaf- 
wandlerischer Sicherheit sich 
die gleichen Freunde und 
den gleichen Feind wie vor 
50 Jahren suchte, hat nichts 
damit zu tun, daß Deutsch- 
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land den tatsächlichen Zwei- 
ten Weltkrieg wiederholen 
möchte, sondern damit, daß 
der Feind, gegen den 
Deutschland diesen Krieg 
führte - der abstrakte, kri- 
senhafte Charakter der Ak- 
kumulation, der Selbsterhal- 
tung und Selbstvernichtung 
in eins setzt — stärker denn je 
ist... Der letzte Weltkrieg ist 
der Prototyp der aktuellen 
postnationalen Gewissens- 
kriege ... Daß ein ehemaliges 
Opfer - Serbien — dieses Ge- 
wissenkriegs auch heute wie- 
der der Bösewicht ist, an dem 
die verfolgende Unschuld 
Deutschlands sich austoben 
darf, macht es als deutsche 
Projektionsfläche so unwi- 
derstehlich.”> 

Die Argumentation bein- 
haltet allerdings einen Wi- 
derspruch, der auf ein 
grundsätzliches Problem des 
Projektionsbegriffs verweist: 
Warum ist Serbien als Pro- 
jektionsfläche unwidersteh- 
lich, wenn es doch nur Pro- 
jektionsfläche ist? „Die 
Feindschaft gegen den Ser- 
ben” sei „Feindschaft um ih- 
rer selbst willen”,6 schreibt 
Krug. Wäre sie es wirklich, 
dann müßte es reiner Zufall 
sein, daß es die Serben und 
nicht die Kroaten oder Slo- 
wenen trifft, und Uli Krug 
spricht selbst von „nahezu 
beliebigen Projektionsobjek- 
ten”, an denen die Verteidi- 
ger der Marktwirtschaft ihre 
Exempel statuieren, um ge- 
gen deren höchst eigenen 
Krisencharakter Krieg zu 
führen. Von dieser Beliebig- 
keit ausgehend, kann der Ser- 
benhaß auch mit dem Anti- 
semitismus gleichgesetzt wer- 
den. Allerdings betont Krug 
in diesem Fall doch, daß es 
sich nicht um Wesensgleich- 
heit, sondern um Artver- 
wandtschaft handle - ohne 
allerdings die Differenz aus- 
zuführen, was aus dem Ge- 
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danken einer Feindschaft um 
ihrer selbst willen auch gar 
nicht möglich ist. 

Die Serben werden im 
wahnhaften Bewußtsein der 
Deutschen wohl kaum jemals 
das Finanzkapital verkör- 
pern; Milosevic wird in näch- 
ster Zukunft gewiß nicht mit 
Wall-Street assoziiert werden 
- eine solche Assoziation, wie 
sie immerhin Stalin zuteil 
wurde, setzt zumindest eine 
schärfere Konkurrenz zwi- 
schen Deutschland und den 
USA voraus. Wenn also die 
Serben für jenes Bewußtsein 
den Krisencharakter der ka- 
pitalisierten Gesellschaft per- 
sonifizieren, dann offenkun- 
dig in anderer Weise als die 
Juden; dann stehen sie für ei- 
nen andere Dimension dieser 
Krise, und darin gibt es 
durchaus eine historische 
Kontinuität. 

Wovon in der Reduktion 
der Kriege auf Projektions- 
kriege abstrahiert wird, sind 
die Voraussetzungen, damit 
Projektionsmechanismen 
überhaupt funktionieren. Ge- 
sellschaftliche Totalität ent- 
geht dem Projektionsbegriff. 
Mit der weltweiten Krise ver- 
sucht sie Uli Krug gleichsam 
herbeizubeschwören. Dieses 
Problem, das die Schwierig- 
keiten deutlich macht, psy- 
choanalytische Kategorien 
unmittelbar als gesellschaft- 
liche zu verwenden, reicht 
zurück bis zur Dialektik der 
Aufklärung von Theodor W. 
Adorno und Max Horkhei- 
mer, worin der von Freud 
stammende Projektionsbe- 
griff für den Antisemitismus 
entwickelt wurde. Zum einen 
sehen Adorno und Horkhei- 
mer hier die Opfer der Pro- 
jektion gewissermaßen als 
auswechselbare, da doch al- 
le Züge den Juden nur un- 
terschoben werden; zum an- 
deren jedoch legen sie gewis- 
se Voraussetzungen des Pro- 


jektionsmechanismus frei, die 
verantwortlich sind dafür, 
daß das antisemitische Res- 
sentiment gerade die Juden 
auserwählt hat. Solche Vor- 
aussetzungen zu analysieren, 
hat jedoch nichts damit zu 
tun, der antisemitischen oder 
antiserbischen Projektion 
selbst ein Wahrheitsmoment 
zuzubilligen, es sei denn je- 
nes, daß sie zur politischen 
Realität Deutschlands gehört 
wie der Fetisch zum Kapital- 
verhältnis. Sie selber sagt - 
ihrem Begriff gemäß — immer 
nur etwas über den aus, der 
projiziert, nicht jedoch über 
den, auf den projiziert wird. 
Aber - und hier endet der 
Horizont des Projektionsbe- 
griffs — es war kein Zufall, 
daß etwa die Juden - und 
nicht die Sinti und Roma 
oder die versklavten 
Schwarzen - vom wahnhaf- 
ten Bewußtsein der kapitali- 
sierten Gesellschaft auserse- 
hen wurden, die abstrakte 
Seite der Warenproduktion 
und das zinstragende Kapital 
zu personifizieren; und es ist 
ebensowenig ein Zufall, daß 
die Serben dem wiederverei- 
nigten Deutschland als 
Feindbild dienen, um politi- 
sche und militärische Macht 
zu akkumulieren, Einflußzo- 
nen für ihr Selbstbewußtsein 
zu schaffen.. 

Was die Serben zum Ob- 
jekt der Projektion auserko- 
ren hat, ist ein gewisser Wi- 
derstand, den sie der deut- 
schen Politik entgegensetzen. 
Wie immer man über diesen 
Widerstand denken mag, 
und wie sehr er seinerseits 
nationalistisch und rassistisch 
motiviert sein mag, als eine 
in der Projektion erscheinen- 
de Voraussetzung ist er — das 
liegt in der Logik des Begriffs 
- lediglich wie das Kantsche 
Ding an sich zu betrachten. 
Ich weiß nicht, ob es eine 
Kausalität gibt zwischen der 
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Most Slobode 


Most Slobode 03. 04. 99. 19:55 


Motive: 

Ansichtskarte aus der Serie 
Pozdrav iz Novog Sada / 
Greetings from Novi Sad 

© Action against war and 
destruction of the Ekumenical 
Humanitarian Organization 
and the civil weekly of 
Vojvodina Nezavisni 


34 


WER STEHT 


Tatsache, daß sich die Milo- 
sevic-Regierung gegenüber 
der Weltbank beziehungs- 
weise dem IWF unbotmäßig 
verhielt und der Bereitschaft 
der USA, am Kosovo-Krieg 
führend teilzunehmen. Ich 
weiß aber, daß jenes unbot- 
mäßige Verhalten in Deutsch- 
land und Österreich ganz an- 
dere Projektionen wachruft 
als in den Vereinigten Staa- 
ten. Auf den 1914 zur Front 
rollenden deutschen Trans- 
portzügen stand zu lesen: 
„Die Serben sind alle Ver- 
brecher, / Ihr Land ist ein 
dreckiges Loch!” Wie in ei- 
ner Reflexhandlung griff die 
nationalsozialistische Volks- 
gemeinschaft die Projektion 
auf: „Als die jugoslawische 
Regierung sich Anfang April 
1941 weigerte, sich der deut- 
schen Kriegsmaschinerie po- 
litisch zu unterwerfen, wur- 
de in der deutschen Öffent- 
lichkeit das alte Feindbild 
von den Serben als ‚Attentä- 
ter, Verschwörer, Putschisten 
und Weltbrandstifter’ wie- 
derbelebt.”7” Und die natio- 
nalsozialistische Besatzungs- 
politik zog daraus die be- 
kannten Konsequenzen. Im 
Unterschied zu den Albanern 
wurde aus der serbischen Be- 
völkerung keine eigene SS- 
Einheit rekrutiert. 

Der Serbenhaß weist da- 
bei historisch vermutlich 
ebensoweit zurück wie der 
Judenhaß: aber er entspringt 
an einem anderen gesell- 
schaftlichen Ort: nicht im 
Zentrum, sondern an der Pe- 
ripherie jenes Reichtums, der 
in Europa akkumuliert wird, 
an der Grenze zwischen 
Abendland und Morgenland, 
Christentum und Islam, ka- 
pitalisierter Gesellschaft und 
türkischer Herrschaft. Weil 
der serbische Nationalismus 
aus dieser Lage an der Peri- 
pherie andere Konsequenzen 
zog als andere Nationalismen 


in ähnlicher Lage, weil er sich 
nicht als verlängerter Arm des 
nächstgelegenen Zentrums, 
der deutschen und deutsch- 
österreichischen Metropole 
begriff, sondern gegen diese 
seinen Arm immer wieder er- 
hob, war er zur Projektions- 
fläche des deutschen Natio- 
nalismus, zum Ding an sich 
des wahnhaften deutschen 
‚Erkenntnisvermögens’, prä- 
destiniert — dies aber in einer 
ganz bestimmten Situation: 
in der Situation, da kein Ös- 
manisches Reich mehr exi- 
stierte und noch kein Sozia- 
lismus in einem Land, also 
keine wie immer konstituier- 
te politische Macht, die sich 
der Kapitalisierung der Ge- 
sellschaft entziehen oder ihr 
äußere Grenzen entgegenset- 
zen konnte und der Aufsplit- 
terung in Nationalstaaten zu- 
wider handelte. Genau in ei- 
ner solchen Konstellation 
stiegen die Serben zum 
Hauptfeind Nummer eins 
auf. In der Propaganda und 
in den Haßtiraden des Ersten 
Weltkriegs wurden sie an er- 
ster Stelle genannt, meist vor 
den Russen, in einigem Ab- 
stand erst Franzosen und 
Engländer: „Serbien muß 
sterbien” und „jeder Russ’ ein 
Schuß”, bei ihm witterte man 
serbische Einflußnahme und 
sah vor allem auch das Bünd- 
nis mit Serbien; „jeder Fran- 
zos”” aber nur „ein Stoß” und 
„jeder Brit ein Tritt”. Der 
deutsche Rassismus war im- 
mer sehr differenziert. 
Diese Konstellation ver- 
schob sich mit der Revoluti- 
on in Rußland, der Niederla- 
ge Deutschlands und dem 
Zerfall der Habsburgermon- 
archie, die dem wahnhaften 
Bewußtsein und der völki- 
schen Raserei der Deutschen 
und Deutsch-Österreicher 
andere Voraussetzungen bot: 
die Projektion einer jüdi- 
schen Weltverschwörung als 


Bündnis von Wall-Street-Fi- 
nanzkapital und Moskauer 
Bolschewismus, die diese 
Konstellation ideologisch ver- 
wertete und dem Zweiten 
Weltkrieg zugrunde gelegt 
wurde, hob selbstverständ- 
lich das antiserbische Feind- 
bild nicht auf, sondern inte- 
grierte es. Wenn diese Feind- 
bildprojektion an die zweite 
Stelle rückte, heißt das nicht, 
daß sie auf regionaler Ebene 
depotenziert worden wäre. 
Hier behielt das Feindbild 
nicht nur seine alte Bedeu- 
tung, sondern wurde selbst 
noch gesteigert: die Weltver- 
schwörungsimagination in- 
tensivierte auch noch den 
Serbenhaß und führte zu ei- 
ner im Vergleich zum Ersten 
Weltkrieg wesentlich ver- 
schärften Politik gegenüber 
den Serben. 

Mit dem Ende der So- 
wjetunion kehrt nun in ge- 
wisser Weise eine ideologi- 
sche Konstellation zurück, 
wie sie nach dem Ende des 
Osmanischen Reichs kenn- 
zeichnend war: die Serben 
rücken wieder auf zum 
Hauptfeind Nummer eins. 
Die Transportfahrzeuge, die 
heute Richtung Südosteuro- 
pa unterwegs sind, werden - 
soviel ich weiß - nicht mehr 
mit derartigen Parolen be- 
schriftet wie im Ersten Welt- 
krieg, und die heutige UGK 
ist mit der einstigen SS-Divi- 
sion der Albaner nicht gleich- 
zusetzen. Aber klar ist, daß 
die Serben und Milosevic in 
Deutschland und Österreich 
als Personifikation eines 
staatlich organisierten Ver- 
brechens gelten, um unsicht- 
bar zu machen, daß jeder 
Staat organisiertes Verbre- 
chen ist und daß dieses Ver- 
brechen auf neue Weise or- 
ganisiert werden muß, damit 
der Reichtum, den es einge- 
bracht hat und weiterhin ein- 
bringt, nicht verloren geht. 
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Das Werk der Krise 
In bestimmter Hinsicht han- 
delt es sich bei diesem Krieg 


gegen Jugoslawien um einen 
Krieg der sozialdemokrati- 
schen und grünen Eliten in 
Deutschland. Als Repräsen- 
tanten des ökologisch gepol- 
sterten Sozialstaats stehen sie 
seit geraumer Zeit vor einer, 
ihre Identität gefährdenden 
Aufgabe, die ihnen von den 
Finanzmärkten und der Stan- 
dortkonkurrenz diktiert wird: 
sie müssen die ökologische 
und sozialstaatliche Regulati- 
on, die doch ihre Identität 
ausmacht, einem neoliberalen 
Kurs opfern, weil von ihm ih- 
re Regierungstauglichkeit ab- 
hängt. Die paradoxe Situati- 
on, in die sie hier geraten sind, 
wird moralisch bewältigt: der 
aktive Kriegseinsatz gegen „je- 
de Form von Totalitarismus” 
ist der extremste Ausdruck 
dafür, daß sie gewillt sind, als 
Vollzugsorgan der Krise zu 
fungieren, die Sehnsucht nach 
dem alten Regulationsregime 
dabei aber als „totalitäres” 
Verhalten den Staatskommu- 
nisten und Rechtsradikalen zu 
überlassen. 

Die deutsche Notwendig- 
keit, in Jugoslawien Krieg zu 
führen, hängt aber mit der 
Krise in einem umfassenderen 
Sinn zusammen. Und daraus 
erklärt sich vielleicht, warum 
die Kriegspolitik der linken 
Eliten, die doch einer sehr 
spezifischen Paradoxie ent- 
sprang, zum gemeinsamen 
Nenner der Nation sich so 
sehr eignete — gebildet aus 
stillschweigender Hinnahme 
ebenso wie aus antiserbischer 
Euphorie. Klaus Thörner hat 
daran erinnert, daß die deut- 
sche Außenpolitik seit dem 
19. Jahrundert ganz Südost- 
europa als Deutschlands 
„Hinterland” begriff, wie dies 
Friedrich List bereits 1842 
formulierte. Und für diese 
Auffassung können durchaus 
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noch bestimmte imperialisti- 
sche Interessen namhaft ge- 
macht werden: „Aus den sü- 
dosteuropäischen Ergän- 
zungsräumen sollten Rohstof- 
fe, Agrarprodukte und, nach 
Bedarf, billige Arbeitskräfte 
in das Deutsche Reich gelie- 
fert werden.”8 Im Sinne die- 
ser Interessen war es nur ra- 
tional, im Hinterland keinen 
mächtigen Staat zu dulden, 
sondern Zerspitterung zu för- 
dern. So gesehen äußerte sich 
auch noch Heinrich Himmler 
ganz rational, als er sagte: „Bei 
der Behandlung der Fremd- 
völkischen im Osten müssen 
wir darauf sehen, so viel wie 
möglich einzelne Völker- 
schaften anzuerkennen ... Ich 
will damit sagen, daß wir 
nicht nur das größte Interesse 
daran haben, die Bevölkerung 
des Ostens nicht zu einen, 
sondern im Gegenteil in mög- 
lichst viele Teile und Splitter 
zu zergliedern.”? Und auf 
ganz ähnliche neuere strategi- 
sche Einschätzungen in 
Deutschland (konkret von 
Experten im Auswärtigen 
Amt) hat Matthias Küntzel 
hingewiesen, denen zufolge 
Chaos und Krise die „ange- 
messenen Formen und Struk- 
turen der Veränderung und 
Überwindung der sowjeti- 
schen Strukturen” seien.10 
Es ist dies eine einfache 
Logik der Macht, die zumin- 
dest durchsichtig bleibt, so- 
lange man sich nicht fragt, 
worin die Macht eigentlich be- 
steht: Die Schaffung von Cha- 
os erlaubt es einem mächtigen 
Staat als Ordnungsfaktor her- 
vorzutreten. Der Unterschied 
aber, der Deutschland konsti- 
tuiert, liegt darin, daß hier das 
Mittel die Identität ausmacht; 
daß - mit Adorno gespro- 
chen!! - die Lüge geglaubt 
wird; daß die Zersplitterung 
der anderen in Ethnien mit 
der eigenen ethnischen Ho- 
mogenität begründet wird. 


Dieser Unterschied läßt 
sich in bestimmter Weise viel- 
leicht wirklich nur mit psy- 
choanalytischen Kategorien 
fassen. Allerdings sprechen 
Horkheimer und Adorno 
von pathischer Projektion, 
um den antisemitischen 
Wahn von Projektionen im 
allgemeinen abzuheben, oh- 
ne welche in ihrer Auffassung 
ein Individuum gar nicht exi- 
stieren kann. Die pathische 
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8 
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Siehe hierzu die Texte von Jürgen Elsässer in dem von ihm 
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Projektion aber kennzeich- 
net, daß sie keine Erfahrung 
mehr zu machen erlaubt; daß 
sie nicht reflektiert werden 
kann: „Das Pathische am An- 
tisemitismus ist nicht das pro- 
jektive Verhalten als solches, 
sondern der Ausfall der Re- 
flexion darin.”12 Allerdings 
wäre hier eine weitere Be- 
stimmung anzufügen: im Un- 
terschied zum individuell-pa- 
thologischen Fall der Projek- 
tion ist die gesellschaftliche 
„Pathologie”, von der hier 
gesprochen wird, wesentlich 
systemkonform. Während die 
Würde eines geistig Kranken 
gerade darin gesehen werden 
kann, gesellschaftlich nicht 
funktional zu sein, handelt es 
sich bei der pathischen Pro- 
jektion nationaler und anti- 
semitischer Art um zutiefst 
funktionalen Wahnsinn: sie 
geht mit dem irrationalen 


Ganzen vollständig konform. 
Ihre Funktionalität für 
Staat und Kapital liegt genau 
darin, bewußtlos das Geschäft 
der Krise zu besorgen. Das 
heißt aber: man hat es mit ei- 
ner Funktionalität ohne 
eigentliche Zwecksetzung zu 
tun. Mögen die von pathi- 
scher Projektion Besessenen 
noch so sehr von ihren Zielen, 
seis die Herrschaft der 
arischen Rasse oder die 
Verhinderung eines zweiten 
Auschwitz, träumen und 
reden, sie tun das Werk der 
Krise, worin ein Zweck als be- 
wußt gewolltes und projek- 
tiertes Resultat so wenig exi- 
stieren kann wie fürs Ganze — 
für jenes Unwahre, das nur die 
Verwertung des Werts kennt. 
Nichts anderes als die Iden- 
tität dieses Ganzen gewaltsam 
durchzusetzen ist es ja, was 
Marx als Krise begreift.!3 


Neues aus Nahost 


In Israel und seinen 
Nachbarstaaten über- 
schlagen sich in den 
letzten Monaten die 
Ereignisse. In Öster- 
reich ist ein Sammel- 
band zum Thema 
erschienen. 


VON THOMAS SCHMIDINGER 
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nnerhalb weniger Tage zog 
= die israelische Armee 
Ende Mai überraschend früh 
aus dem Libanon zurück. 
Gleichzeitig mit dem Rück- 
zug der Israelis zerfiel auch 
schon deren libanesischer 
Verbündeter, die christliche 
Miliz „Südlibanesische Ar- 
mee” (SLA), was die Räu- 
mung der letzten Stellungen 
im Südlibanon eher einer 
Flucht, als einem geordneten 
Rückzug gleichen ließ. 

Die geräumten Stellun- 
gen von SLA und israeli- 
scher Armee konnten direkt 
von der Hizb Allah, der 
vom Iran und Syrien unter- 
stützen Schiitenmiliz, über- 
nommen werden. Bisher 
scheint es so, als ob diese 


Übernahmen relativ ruhig 
und ohne größere Ausein- 
andersetzungen verlaufen 
sind. Kollaborateure der 
SLA wurden nach bisheri- 
gen Informationen, sofern 
sie nicht auf israelisches Ter- 
ritorium geflüchtet sind, 
nicht „Volkszorn” 
überlassen, sondern der li- 


dem 


banesischen Justiz überge- 
ben. Freude über den Rück- 
zug aus dem Südlibanon 
herrscht seither nicht nur im 
Libanon, wo sofort hunder- 
te Flüchtlinge wieder in ihre 
Dörfer im ehemaligen „Si- 
cherheitsstreifen” zurück- 
kehrten, sondern auch in Is- 
rael. Zwar kritisierten viele 
rechte Politiker den Rück- 
zug als „Flucht”, die jungen 
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Die Sowjetunion und Ju- 
goslawien können als — wie 
auch immer: hilflose, im Ver- 
lauf fehlgeschlagene oder von 
Anfang an verdorbene — Ver- 
suche betrachtet werden, sich 
der Totalität des Kapitalver- 
hältnisses zu 
Deutschland hingegen be- 


entziehen, 


sinnt sich mit dem Stichda- 
tum 1989 wieder darauf, die 
Identität des Ganzen ge- 
genüber solchen Versuchen 
gewaltsam durchzusetzen. 
Es gehört also zur Konti- 
nuität deutscher Politik, daß 
sie in der Situation der Krise 
aktiv wird wie keine andere. 
Aber Deutschland wird nicht 
nur aktiv, wenn eine Krise et- 
wa in Südosteuropa heran- 
reift, es selbst reift überhaupt 
in diesen Krisen heran. Darin 
besteht die deutsche Not- 
wendigkeit, in Jugoslawien 
Krieg zu führen. | 


Soldaten feiern jedoch das 
Ende des 
glücklosen Libanon-Aben- 


langjährigen, 


teuers. 

Ob mit diesem Rückzug 
an der Nordgrenze Israels 
Ruhe einkehren wird, läßt 
sich hingegen noch nicht ab- 
sehen. Die Hizb Allah hat 
angekündigt, weiterhin für 
die Befreiung des gesamten 
Libanon kämpfen zu wollen. 
Einige umstrittene Farmen 
liegen nach libanesischer 
Auffassung auf dem Staats- 
gebiet des Libanon, während 
sie nach israelischer Lesart zu 
den immer noch besetzten 
und annektierten syrischen 
Golanhöhen gehören. 

Auf dem Golan sieht es bei 
weitem nicht so rosig aus, wie 
im Südlibanon. Während sich 
Israel aus dem Südlibanon 
auch ohne Friedensvertrag mit 
Beirut zurückgezogen hat, 
sind die Golanhöhen für 
Israel sowohl strategisch als 
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auch als Landwirtschafts- und 
Siedlungsgebiet viel zu wich- 
tig, als daß es nach dem Schei- 
tern der Friedensgespräche 
mit Syrien zu einem einseiti- 
gen Rückzug kommen würde. 
Die Golanhöhen sind neben 
Ostjerusalem das einzige der 
besetzten Gebiete, das voll 
annektiert wurde. Mittlerwei- 
le sind fast die Hälfte der Be- 
wohnerInnen des Golan isra- 
elische SiedlerInnen, die der 
Aufgabe des Golan zugunsten 
eines Friedensvertrages mit 
Syrien massiven Widerstand 
entgegensetzen. Trotzdem wä- 
re die Regierung Barak 
grundsätzlich zu einer Aufga- 
be des Golan bereit gewesen, 
allerdings nicht bis zur Grenz- 
linie von 1967, da diese den 
Zugang Syriens zum See Ge- 
nezaret gesichert hätte. Israel 
wollte und will die gesamte 
Küstenlinie des Sees weiterhin 
selbst kontrollieren, während 
Syrien auf jeden Fall einen Zu- 
gang zum See erhalten will. 
Eine Aufgabe der strategisch 
wichtigen Abhörstation auf 
dem Berg Hermon, mit der Is- 
rael bis über die syrische 
Hauptstadt Damaskus hinaus 
jede militärische Bewegung 
Syriens beobachten kann, wä- 
re für Israel ebenfalls sehr 
schmerzlich. Da sich die Re- 
gierung Barak bereits zu sicher 
war, daß der alte, kranke syri- 
sche Präsident Assad auf je- 
den Fall einen Friedensvertrag 
benötigte, verhandelte die is- 
raelische Regierung aus einer 
Position der Stärke, die wie- 
derum Assad die Möglichkeit 
nahm, eine Einigung inner- 
halb Syriens und der arabi- 
schen Staaten als Sieg zu ver- 
kaufen. In der komplizierten 
Psychologie des Nahost-Kon- 
fliktes ist jedoch genau diese 
Möglichkeit eines „ehrenhaf- 
ten Friedens” eine Grundvor- 
aussetzung für jeden Politiker, 
der sich noch länger an der 
Macht halten will. 
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Welche Schwierigkeiten 
arabische Politiker bekommen 
können, deren Politik als Ka- 
pitulation vor dem israelischen 
Staat betrachtet wird, zeigt sich 
derzeit im Zentrum des Nah- 
ost-Konfliktes, in jenem Land- 
strich, der immer noch entwe- 
der als Israel oder als Palästi- 
na bezeichnet wird. Je näher 
die Ausrufung eines eigenen 
Palästinenserstaates rückt, und 
je deutlicher es wird, daß die- 
ser Staat keinesfalls die ge- 
samten 1967 besetzten Gebie- 
te umfassen wird, sondern nur 
einen „Fleckerlteppich”, der 
mehr an ehemalige südafri- 
kansiche Bantustans wie Bo- 
phuthatswana oder Kwa Zulu 
erinnert, als an einen wirklich 
unabhängigen Staat, desto 
mehr verliert Arafat an Einfluß 
in der palästinensischen Be- 
völkerung und desto unat- 
traktiver wird diese Art des 
„Friedensprozesses” auf bei- 
den Seiten. Nicht nur isla- 
misch-integralistische oder 
linksnationalistische Palästi- 
nenserorganisationen sprechen 
mittlerweile von der Möglich- 
keit einer neuen Intifada, son- 
dern auch viele Israelis halten 
eine solche Entwicklung für 
durchaus möglich. Am Ende 
könnte die israelische Regie- 
rung - so deren Befürchtung 
- einen Friedensvertrag mit ei- 
nem alten Mann abschließen, 
der längst nicht mehr die 
Kompetenz hat, einen solchen 
zu unterzeichnen, da er inner- 
halb der palästinensischen Ge- 
sellschaft dermaßen diskredi- 
tiert ist, daß er die reale Macht 
längst verloren hat. 

Solange sich durch den 
„Friedensprozeß” die kon- 
kreten Lebensumstände für 
die PalästinenserInnen in den 
besetzten Gebieten nicht 
verbessern, sondern sogar 
vielfach verschlechtern, ist 
kaum zu erwarten, daß sie 
eben diesen „Friedenspro- 
zeß” unterstützen werden. 


Angesichts dieser Sack- 
gasse in die sich die israe- 
lisch-palästinensischen Ver- 
handlungen manövriert ha- 
ben, ist unter palästinensi- 
schen Intellektuellen wieder 
eine alte Idee aktuell gewor- 
den, die in den dreißiger Jah- 
ren von einer Gruppe linker 
Zionisten vertreten wurde. In 
einem „Offenen Brief an die 
israelische Öffentlichkeit”, 
der kürzlich in der israelsi- 
chen Tageszeitung Ha’aretz 
erschien, warnen 119 palästi- 
nensische Intellektuelle - un- 
ter ihnen Prominente wie 
Hannan Ashrawi, 1991 Ver- 
handlungsleiterin der palä- 
stinensischen Delegation in 
Madrid oder Zakai Muham- 
mad, Herausgeber der Zeit- 
schrift al-Karmel — vor dem 
Scheitern des Friedenspozes- 
ses. Ein wirklicher Frieden 
im Nahen Osten kann für die 
119 Intellektuellen entweder 
durch die Schaffung eines ei- 
genen Nationalstaates in al- 
len 1967 besetzten Gebieten 
mit Ost-Jerusalem als zukünf- 
tige Hauptstadt, oder — und 
hier würden sie sich mit dem 
linkszionistischen Vorschlag 
aus den dreißiger Jahre tref- 
fen - die Schaffung „eines bi- 
nationalen demokratischen 
Staates für beide Völker in 
den historischen Grenzen 
Palästinas” erreicht werden. 
In einer festgefahrenen Si- 
tuation, in der die Stimmung 
in den besetzten Gebieten 
immer wieder zur Explosion 
führen kann, könnte ein sol- 
cher Vorschlag einen ande- 
ren Ausweg aufzeigen, einen 
Ausweg, der einmal ohne die 
Errichtung neuer National- 
staaten und damit auch ohne 
ethnische Säuberungen und 
Vertreibungen auf irgend ei- 
ner Seite auskommen würde. 

Rechtzeitig zu diesen in- 
teressanten Entwicklungen 
im Nahen Osten ist nun ein 
Sammelband zur Geschichte 


Der Friedensprozess 
im Nahen Osten 


Gedanken und Reflexionen zur Politik 


Werner Gatty/ Gerold Heck- 
le/ Gerhard Schmid (Hg.): Der 
Friedensprozess im Nahen 
Osten. Gedanken und Refle- 
xionen zur Politik. Studien-Ver- 
lag, Innsbruck - Wien - Mün- 
chen 1999, 157 Seiten, 248,- 
öS; 34,- DM 
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und gegenwärtigen Entwick- 
lung des Nahostkonfliktes er- 
schienen. Das Buch setzt sich 
aus verschiedenen Referaten 
zusammen, die im April 1998 
im Rahmen eines Seminars 
des Pädagogischen Instituts 
des Bundes im Jüdischen 
Museum in Wien gehalten 
wurden, und die sich aus un- 
terschiedlichen Perspektiven 
mit dem Nahostkonflikt be- 
schäftigen. 

Der Beitrag von Anas 
Schakfeh, Vertreter der isla- 
mischen Glaubensgemein- 
schaft auf dem Seminar, 
kommt trotz versöhnlicher 
Gesamtintention nicht ohne 
implizite Vergleiche zwischen 
der Shoah und der Vertrei- 
bung der PalästinenserInnen 
aus, wenn er meint: „Eine 
echte und äußerst bedauerli- 
che Katastrophe des jüdi- 
schen Volkes hat als unmit- 
telbare Folge die Katastrophe 
des palästinensischen Volkes 
hervorgerufen. D.h., das palä- 
stinensische Volk hat die 
Rechnung bezahlt für die 


Der Diskurs des 


Kann politische Macht 
als Krieg analysiert 
werden? Und wer hat 
Clausewitz verdreht? 


VON DORIS WALLNÖFER* 


*) Doris Wallnöfer ist Polito- 
login und Mitarbeiterin im 
Romano Centro in Wien 
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ür all jene SudentInnen, 

die während des Semes- 
ters 1975-76 aufgrund der 
frühen Vorlesung um halb 
zehn Uhr morgens — Fou- 
cault entschuldigt sich dafür 
in seiner ersten Stunde höf- 
lichst - „nicht aus den Fe- 
dern gekommen sind”, wie 
ihm ein Kollege zu verstehen 
gab, liegt seit 1996 in franzö- 
sischer Sprache und seit 
kurzem auch in deutscher 
Übersetzung die Sammlung 
seiner Lehrveranstaltungen 
vor. 

Nicht als Lehrveranstal- 
tungen im eigentlichen Sinne, 


Verbrechen der Nationalso- 
zialisten in Europa.” Schließ- 
lich stellt er auch noch fest, 
daß sich das „palästinensi- 
sche Volk [...] aus tragischen 
Umständen (Holocaust) von 
der Welt im Stich gelassen 
[sieht] ”. 

Aber auch Uri Avnery, ein 
bekannter israelischer Jour- 
nalist, der sich seit über vier- 
zig Jahren für die Verständi- 
gung mit den Palästinense- 
tInnen einsetzt, schafft es 
nicht, völkische Kategorien 
grundsätzlich in Frage zu 
stellen. Er stellt zwar fest, 
daß „Nationalismus [...] 
auch für die Araber eine 
ganz neue Idee” war und der 
jüdische Nationalismus, der 
Zionismus, als Antwort auf 
die europäischen Nationalis- 
men, die Ausgrenzungen und 
Pogrome gegen Jüdinnen 
und Juden in Europa ent- 
standen sei, versucht aber 
schließlich doch zu bewei- 
sen, daß es schon immer ein 
palästinensisches und ein jü- 
disches Volk gegeben hätte, 


Krieges 


sondern als „öffentliche Er- 
klärung, von der Arbeit, die 
man gerade tut” und als eine 
Art „Rechenschaftsbericht” 
verstand Michel Foucault sei- 
ne Vorlesungen am Collöge 
de France, von denen zwei 
bereits 1986 vom Merve Ver- 
lag in deutscher Sprache ver- 
öffentlicht worden sind. So 
zieht Foucault gleich in den 
ersten Stunden Bilanz seiner 
bisherigen Arbeiten, skizziert 
Fragestellungen, Methoden 
und Ergebnisse, die Spuren 
hinterlassen, jedoch nicht „in 
eine von vornherein festge- 
legte Richtung führen”, ohne 


die sich nur gegenseitig an- 
zuerkennen bräuchten und 
das Land fair teilen müßten, 
um dann nebeneinander 
zwei Nationalstaaten zu be- 
wohnen. Er erkennt, daß der 
Nationalismus in Europa 
und der Nationalismus der 
beiden direkt beteiligten Sei- 
ten viele Probleme erst ge- 
schaffen hat, aber er setzt 
nicht bei einer Kritik des Na- 
tionalismus an, um diese 
Probleme auch zu lösen. 
Sehr interessant und was 
die Situation in Österreich 
betrifft, auch aktueller denn 
je, ist der Beitrag von Sabine 
Loitfellner über die Shoah im 
kollektiven Gedächtnis Isra- 
els und Österreichs. Alles in 
allem handelt es sich um ein 
Buch, das durchaus einen 
Einstieg in die Thematik ge- 
ben kann und durch eine 
gute Bibliographie von John 
Bunzel ergänzt wird. Es 
glänzt aber weder durch Ak- 
tualität noch durch 
grundsätzlichere theoretische 
Reflexionen. 2 


dabei die offen gebliebenen 
Fragen und Schwierigkeiten 
seiner Untersuchungen aus- 
zuklammern. Wenn Foucault 
dann sogleich auf die seit den 
sechziger Jahren einsetzenden 
gesellschaftspolitischen Ver- 
änderungen zu sprechen 
kommt, auf die Möglichkei- 
ten und Orte der Kritik, wie 
etwa Antipsychiatrie oder 
Frauenbewegung, so verweist 
dies nicht nur auf einen di- 
rekten Gegenwartsbezug sei- 
ner Arbeiten, sondern auch 
auf eine seiner zentralen Fra- 
gen, die nach dem Verhältnis 
von Wissen und Macht, wel- 
che auch Dreh- und Angel- 
punkt der jetzt in Buchform 
vorliegenden Vorlesungen aus 
dem Jahre 1976 markieren. 
Foucault geht es in seiner 
„Verteidigung der Gesellschaft” 
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vor allem um die Bedeutung 
eines bestimmten historischen 
Wissens von Kämpfen. Er 
zeichnet „genealogische For- 
schungen” nach, „die genaue 
der 


Kämpfe ebenso wie eine ver- 


Wiederentdeckung 


schwommene Erinnerung an 
Schlachten”. Diese wiederum 
bringt er in Verbindung mit 
(möglichen) Aufständen des 
Wissens, die sich gegen hege- 
moniale Strukturen und Dis- 
kurse wenden. Der Krieg, 
und das nicht nur in seinem 
materiellen Gewand, wird so- 
mit zum bestimmenden The- 
ma. Foucault stellt sich die 
Frage, ob politische Macht als 
Krieg analysiert werden kann, 
zumal seine vorangegangenen 
Studien ihn vom Modell der 
Macht als Repression wenig 
oder vom Gegenteil über- 
zeugten. „Wenn der zeit- 
genössische Diskurs diese De- 
finition der Macht als das, was 
unterdrückt, wiederkäut, 
heißt das nur, daß er nichts 
Neues sagt. Hegel hatte es als 
erster gesagt, dann Freud und 
dann Reich.” Um nun das 
Verhältnis von politischer 
Macht und Krieg zu analysie- 
ren, wählt Foucault den klas- 
sischen Ausgangspunkt Clau- 
sewitz, um diesen freilich auf 
gar nicht klassische Weise in 
seine Überlegungen einzube- 
ziehen. Die zunächst konfus 
wirkende Frage nach der viel- 
zitierten Kriegsdefinition von 
Clausewitz, bei der es weni- 
ger darum ginge zu erfahren, 
„wer den Grundsatz von 
Clausewitz umgedreht hat, als 
vielmehr darum, welchen 
Grundsatz Clausewitz umge- 
dreht hat, oder besser wer 
den Grundsatz formuliert hat, 
den Clausewitz umgedreht 
hat”, verdeutlicht, worauf 
Foucault hinauswill: er sucht 
nach den Voraussetzungen als 
auch Wirkungen eines be- 
stimmten Wissens und nach 
denen der Wahrnehmung von 
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Geschichte, welche ihrerseits 
wieder bestimmend für spe- 
zifische Machtkonstellationen, 
Wahrheitseinschreibungen 

und Subjektkonstruktionen 
sind. Dazu bietet Schlachten- 
forscher Foucault unter an- 
derem eine äußerst spannen- 
de, mit feiner Ironie gepaarte 
Analyse des Modells Levia- 
than („Als das Kapitol des 
Staates bedroht war, hat eine 
Gans die schlafenden Philo- 
sophen geweckt. Ihr Name ist 
Hobbes.”), über den philoso- 
phisch-rechtlichen Diskurs 
von Staat und Souveränität, 
der sich laut Foucault darum 
bemühte, den aktiven Diskurs 
und das Wissen in den politi- 
schen Kämpfen des 17. Jahr- 
hunderts zu blockieren. Aus- 
führlich beschäftigt sich Fou- 
cault auch mit den Schriften 
Boulainvilliers, der bereits im 
17. Jahrhundert eine Zwei- 
rassentheorie entwickelte. Bei 
Boulainvilliers findet Foucault 
ein für diese Zeit neues Denk- 
raster, welches für eine gewis- 
se Machtverteilung von Wahr- 
heit und Irrtum und für den 
historischen Diskurs des We- 
stens insgesamt ausschlagge- 
bend wurde, da er die Kräf- 
teverhältnisse als eine Art fort- 
gesetzten Krieg innerhalb der 
Gesellschaft als Analysetyp 
(wieder)einführte. Erst diese 
Entwicklung ermöglichte, daß 
Kräfteverhältnisse von nun an 
von jemand anderem als dem 
Souverän bestimmt werden — 
an seine Stelle treten „die Na- 
tion” und „das Bürgertum.” 
Wenn ein Jahrhundert später 
jemand wie Clausewitz be- 
haupten kann, daß der Krieg 
die Fortsetzung der Politik 
mit anderen Mitteln ist, so 
nur deshalb, weil am Ende 
des 17. Jahrhunderts die Po- 
litik als Fortsetzung des Krie- 
ges verstanden und analysiert 
wurde. Der entscheidende 
Bruch, den Foucault also her- 
ausarbeitet, vollzieht sich 
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während der Entstehung der 
Nationalstaaten, indem das 
Element des Krieges aus dem 
Diskurs der Geschichte 
zurückgenommen, begrenzt 
und zivilisiert wird. Der Dis- 
kurs des Krieges als Grund- 
lage der Geschichte ver- 
schwindet zunehmend in den 
Anstrengungen und Kämp- 
fen die auf den Staat, auf „die 
Totalität des Staates” gerich- 
tet werden. Die neuen 
Schlachtfelder sind Ökono- 
mie, Reproduktion und Ver- 
waltung - zivile Orte also, die 
blutige Kämpfe zu Ausnah- 
meerscheinung machen - so- 
mit müßten die neuen For- 
men des Kampfes nicht in 
Begriffen des Krieges, son- 
dern der Herrschaft, nicht in 
militärischen, sondern in zi- 
vilen Begriffen analysiert wer- 
den. Doch wie kann man ei- 
nen Kampf in streng zivilen 
Begriffen verstehen? Und 
muß der Begriff des Krieges, 
wenn nicht aufgegeben, so 
doch beträchtlich modifiziert 
werden, wie Foucault am Be- 
ginn seiner Vorlesungen 
meint? Foucault gibt keine 
eindeutigen Antworten dar- 
auf - es bleibt den LeserIn- 
nen überlassen, die Fährte 
aufzunehmen, welche sich im 
Angesicht des Kosovo- als 
auch Tschetschenienkrieges 
und den sich darum formie- 
renden Diskursen mehr als 
anbieten dürfte. Mit I» Ver- 
teidigung der Gesellschaft 
liegt eine weitere außerge- 
wöhnliche historische und 
politische Analyse vor, wie 
man sie von Foucault kennt. 
Seine Vorlesungen reichen 
weit über traditionelle Ideen- 
geschichte hinaus und eröff- 
nen somit nicht nur eine neue 
Perspektive auf die Ge- 
schichte politischer Philoso- 
phie, sondern laden aufgrund 
Foucaults charmant-elegan- 
ter Erzählweise buchstäblich 
zum Lesen ein. | 


Michel Foucault: In Vertei- 


digung der Gesellschaft. Vor- 
lesungen am Collöge de 
France (1975-76). Aus dem 
Französischen von Michaela 
Ott. Suhrkamp Verlag, 
Frankfurt a. M. 1999, 

313 Seiten, 48,-DM 
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Kant und Hegel vor dem Sexshop 


Zeitversetztes 
Zerwürfnis 

zweier 
Zufrühgekommener. 
Zusammengestückelt 


VON FRANZ SCHANDL* 


Herr Kant 


Herr Hegel 


*) Franz Schandl ist freier 
Autor in Wien und Mitglied 
im Kritischen Kreis. 
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RK > Mai 1799. 
er junge Hegel besucht 
den alten Kant. Beim Spazie- 
rengehen stoßen der abge- 
hende und der angehende 
Philosoph zufällig auf ein 
temporär irrtümlich um viele 
Jahre zu früh plaziertes Por- 
nogeschäft. Mehr als ver- 
wundert bleiben sie davor 
stehen, betrachten die in ei- 
ner Auslage ausgestellten 
Bilder und Gegenstände. 
Nach einigen Momenten der 
Sprachlosigkeit entspinnt sich 
zwischen den beiden folgen- 
der aufschlußreiche Dialog. 

Kant (noch immer ganz 
entrückt, fast so, als rede er 
vor sich hin): Vergnügen ist 
eine Lust durch den Sinn, 
und was diesen belustigt, 
heißt angenehm. (XT1:550) 

Hegel (mehr verzückt als 
entrückt): Der Trieb ist fürs 
erste etwas Innerliches, et- 
was, das eine Bewegung von 
sich selbst anfängt oder ei- 
ne Veränderung aus sich 
hervorbringt. Der Trieb geht 
von sich aus. Durch äußere 
Umstände erwacht er zwar, 
aber dessen ungeachtet ist 
er schon vorhanden. Er wird 
dadurch nicht hervorge- 
bracht. (4:218) 

Kant (selbst ganz ergrif- 
fen ob der Objekte, pflichtet 
ihm bei): Begierde, mein lie- 
ber Kollege, appetitio, ist 
die Selbstbestimmung der 
Kraft eines Subjekts durch 
die Vorstellung von etwas 
Künftigen, als einer Wir- 
kung derselben. Die habitu- 
elle sinnliche Begierde heißt 
Neigung. Das Begehren oh- 
ne Kraftanwendung zu Her- 
vorbringung des Objekts ist 
der Wunsch. (XTI:579) 


Hegel (eben diesen 
Wunsch mehr als bloß he- 
gend): Der Mensch hat Trie- 
be, d.h. er hat innerliche Be- 
stimmungen in seiner Natur 
oder nach derjenigen Seite, 
nach welcher er ein Wirkli- 
ches überhaupt ist. Diese 
Bestimmungen sind also ein 
Mangelhaftes, insofern sie 
nur ein Innerliches sind. Sie 
sind Triebe, insofern sie dar- 
auf ausgehen, diesen Man- 
gel aufzuheben, d.h. sie for- 
dern ihre Realisierung, die 
Übereinstimmung des 
Äußerlichen mit dem Inner- 
lichen. Diese Übereinstim- 
mung ist das Vergnügen. 
(4:253) (Er deutet mit einer 
Kopfbewegung an, reinzu- 
wollen, will daß Kant mit- 
geht, doch dieser hält ihn 
am Arm zurück.) 

Kant (der sich schnell wie- 
der erfangen hat, durchschaut 
die obligaten Gelüste des um 
vieles jüngeren Zeitgenossen, 
versucht ihm daher gut zuzu- 
reden): Will man das Sin- 
nenvermögen lebendig er- 
halten, so muß man nicht 
von den starken Empfin- 
dungen anfangen, sondern 
sie sich lieber anfänglich 
versagen und sich kärglich 
zumessen, um immer höher 
steigen zu können. (X11:462) 
(Kurze Pause. Doziert dann 
weiter, beginnt leise, wird 
immer lauter.) Das Passive 
in der Sinnlichkeit, was wir 
doch nicht ablegen können, 
ist eigentlich die Ursache al- 
les des Übels, was man ihr 
nachsagt. Die innere Voll- 
kommenheit des Menschen 
besteht darin: daß er den 
Gebrauch aller seiner Ver- 
mögen in seiner Gewalt ha- 


be, um ihn seiner freien 
Willkür zu unterwerfen. Da- 
zu aber wird erfordert, daß 
der Verstand herrsche, oh- 
ne doch die Sinnlichkeit (die 
an sich Pöbel ist, weil sie 
nicht denkt) zu schwächen: 
weil ohne sie es keinen Stoff 
geben würde, der zum Ge- 
brauch des gesetzgebenden 
Verstandes verarbeitet wer- 
den könnte. (XTI:433) 

Hegel (hat nicht zugehört, 
will aber unbedingt rein): 
Das Element, worin die Be- 
gierde und ihr Gegenstand 
gleichgültig gegeneinander 
und selbständig bestehen, ist 
das lebendige Dasein; der 
Genuß der Begierde hebt 
dies, insofern es ihrem Ge- 
genstand zukommt, auf. 
(3:271) In Trieb und Be- 
gierde ist der praktische 
Geist in der Natürlichkeit 
ein abhängiges unfreies We- 
sen. (4:58) Der Trieb geht 
nicht über seinen Zweck 
hinaus und heißt insofern 
blind. (Lächelt süffisant.) Er 
befriedigt sich, die Folgen 
mögen sein, welche sie wol- 
len. (4:218) (Will abgehen.) 

Kant (um einiges be- 
stimmter, schreit): Junger 
Mann! Versage dir die Be- 
friedigung der Lustbarkeit, 
(nach einer kurzen Unter- 
brechung etwas sanfter) 
wenn auch nicht in stoischer 
Absicht, ihrer gar entbehren 
zu wollen, sondern in der 
feinen epikurischen, um ei- 
nen immer noch wachsen- 
den Genuß im Prospekt zu 
haben. (XT1:462) 

Hegel (jedoch will es wis- 
sen): Die genossene Lust hat 
wohl die positive Bedeu- 
tung, sich selbst als gegen- 
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ständliches Selbstbewußt- 
sein geworden zu sein, aber 
ebensosehr die negative, sich 
selbst aufgehoben zu haben. 
(3:272) 

Kant (will seinen jungen 
Kollegen, da er ihn nicht 
mehr zurüchalten kann, noch 
entschuldigen, kopfschüttelnd 
meint er): Eine jede böse 
Handlung muß, wenn man 
den Vernunftursprung der- 
selben sucht, so betrachtet 
werden, als ob der Mensch 
unmittelbar aus dem Stande 
der Unschuld in sie geraten 
wäre. (VIII:690) 

Hegel (nun etwas verär- 
gert ob der Schulmeisterung): 
Jeder findet es unerträglich, 
wenn Fremde sich in seine 
Sachen, besonders in seine 
Handlungsweise mischen; 
am unerträglichsten sind öf- 
fentlich aufgestellte Sitten- 
wächter. Wer mit lauterem 
Herzen handelt, wird am er- 


sten mißverstanden von den 
Leuten mit dem moralischen 
und religiösen Lineal. (1:67) 
(Hegel ab in den Sexshop.) 

Kant (seufzend und mit 
einer nichtigen Handbewe- 
gung, wirkt enttäuscht): Die 
durch die Vernunft des Sub- 
jekts schwer oder gar nicht 
bezwingliche Neigung ist 
Leidenschaft. (XI1:580) Ist 
Leidenschaft 
besonders mächtig, so hilft 


etwa eine 
die Verstandesfähigkeit da- 
gegen nur wenig (11:889). 
(Geht ab.) 

Fortan haben sich die bei- 
den, wie allgemein bekannt, 
nie wieder getroffen, was ja 
sowieso stimmt. Ansonsten 
allerdings entspricht jedes 
Wort der blanken Wahrheit. 

Die Ziffern in Klammern 
bezeichnen Band und Seiten- 
zahl in den Gesammelten 
Werken von Hegel und Kant 
(Suhrkamp-Ausgabe). 
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Freie Medien! Nutzt sie - ermöglicht sie! 


Aufruf der Medienkonferenz* an und für Öffentlichkeit. 


Die Freiheit des Medienmarktes ist die Freiheit zur einfältigen 
Vielfalt, zur Ausdifferenzierung des Konsum- und Abstim- 
mungsverhaltens, auf das ein- und zu dem abgestimmt werden 
soll. Keine Zielgruppe, der sich gemeinsame Konsumneigun- 
gen anhängen lassen, soll ohne ihr eigenes Lifestyle-, Freizeit- 
oder Branchenorgan leben müssen. Keine noch so einfältige 
Äußerung eines talking head aus Politik, Wirtschaft oder Kultur 
soll ohne Vervielfältigung bleiben. Unspektakuläres gesell- 
schaftliches Denken und Handeln, gar kritisches, das seinen 
Sinn und seine Aufgaben ab- und jenseits der Vermarktung 
sucht, muß indes schon jetzt weitenteils ohne Öffentlichkeit 
leben - das bedeutet: auf kurz oder lang verschwinden. 
Der Medienmarkt produziert massenhaft Meinung - aber 
produziert er auch nur einen Gedanken? Der Medienmarkt 
kolportiert massenhaft Mitteilungen - aber stellt er uns auch 
nur eine Nachricht zur Verfügung? Die Medien treiben heu- 
te als gespenstische Wiedergänger dessen, was man einst als 
„vierte Gewalt im Staat” zu bezeichnen beliebte, ihr zom- 
biehaftes Unwesen, das sich in der immerfort in sich selbst 
zurücklaufenden, mehr oder weniger unterhaltsamen, sym- 
bolischen Ausdifferenzierung dessen, was ist, erschöpft, das je- 
den gesellschaftlichen Sinn negiert, jeden begrifflichen Rea- 
litätsbezug hinter sich läßt und jeden gedanklichen Zusam- 
menhang vernichtet. 

Es geht heute nicht mehr um die Sicherung, die Hege, Pflege 

und besorgte Beobachtung dessen, was in einigen Marktme- 

dien gerade noch möglich ist, es geht um die Herstellung und 

Förderung all dessen, was in diesen nie möglich war und nie 

möglich sein wird, weil sie dafür nicht gemacht sind. Es geht 

darum, uns die Medien-Freiheit zu nehmen, die wir wollen 
und brauchen: 

° Freie Medien! sind gegenüber dem Markt genauso igno- 
rant, wie Marktmedien gegenüber der Öffentlichkeit. Freie 
Medien! wollen Öffentlichkeiten herstellen und sich in 
Öffentlichkeiten bewähren - unwillkürlich stellen sie da- 
bei auch kleine Märkte her und weil sie geschickt sein 
müssen, wissen sie das werblich zu nützen. Marktmedien 
wollen Märkte herstellen und sich auf Märkten bewähren 
- dabei stellen sie auch noch ein Image von Öffentlich- 
keit her und wissen das werblich zu nützen. i 

© Freie Medien! fordern ihre LeserInnen, HörerInnen, Use- 
rInnen heraus, sie verlangen und bekommen ihre Auf- 
merksamkeit, ihre Teilnahme und ihren Widerspruch. 
Marktmedien reizen ihre KonsumentInnen, bis sie gekauft 
sind — dann haben sie ihre Funktion am LeserInnen- und 
Anzeigenmarkt erfüllt und werden, so sie von Pappe sind, 
dem Rohstoffmarkt zugeführt. 

® Freie Medien! wollen nicht Zielgruppen anvisieren, son- 
dern LeserInnen, HörerInnen, UserInnen zu Diskussio- 
nen anregen, die ihre eigenen sind, und ihnen die dafür 
nötige Information zur Verfügung stellen. 

° Freie Medien! wollen nicht Meinung machen, sondern kri- 
tisches vor-, mit- und nachdenken ermöglichen und dem- 
gemäßes gesellschaftliches Handeln anregen. 

® Freie Medien! müssen nicht hauptsächlich Politik reprä- 
sentieren oder beraten, sondern kritisieren. Wenn Politik 
aus der Kritik lernen und sie in positive Reformkonzepte 
integrieren kann, ist das zwar mit der größten Selbver- 
ständlichkeit auch wieder zu kritisieren, im übrigen aber 
ein erwünschter Effekt. 

° Freie Medien! sind derweil am erfolgreichsten, wenn sie 
sich auf die konstruktiven Aspekte kapitalistischen Fort- 
schritts beziehen: Aufklärung, sozialer, demokratischer, 
menschenrechtlicher, kultureller, ökologischer Fortschritt. 


Marktmedien sind allweil am erfolgreichsten, wenn sie 
konstruktive wie destruktive Aspekte kapitalistischen Fort- 
schritts zur Unkenntlichkeit belangloser Mitteilungen und 
begriffsloser Meinungen zerhäckseln - und damit, ohne 
freilich eine Idee davon haben zu können, zu den de- 
struktiven Aspekten gehören. 
© Freie Medien! haben eine Aufgabe, Marktmedien haben 
eine Auflage. 
Schwach sinniger Weise erhalten hierzulande seit jeher jene 
Medien, die eine Auflage haben, Beachtung und Förderung; 
jene, die eine Aufgabe haben, hingegen nicht. Man muß 
also auch über die Ignoranz derer reden, deren Bedarf an 
täglich allem durch einige Seiten rosa Papiers offenbar leicht- 
lich zu decken ist, die ihre Meinungen durch etwas wöchent- 
liche Profilierung für ausreichend fagonniert halten und die 
sich unter Kritik kaum noch etwas anderes vorstellen kön- 
nen, als jemanden einen Dolm zu heißen. Sie erbauen sich an 
Meinungshäppchen (Typ: „Gut/Böse”, Begründung: dürftig 
bis fehlend), sie verlieren sich in Mitteilungsfetzen (Typ: 
„In/Out”, Relevanz: vage bis nicht feststellbar) und wäh- 
nen sich dabei den anderen täglichen Alleslesern überle- 
gen. Sie beklagen sich gelegentlich darüber, daß die „herr- 
schenden Medien” die „herrschende Meinung” wiederge- 
ben und wollen dort ihre eigene - nicht herrschende — Mei- 
nung gedruckt und gesendet sehen. Sie begreifen nicht, daß 
in diesen Medien nur gedruckt und gesendet werden kann, 
was der Herrschaft des Meinungshaften nicht zuwiderläuft. 
Innerhalb des Genres „Meinung” wird die im übrigen ge- 
rade „herrschende” in der Regel die auflagenmaximieren- 
de, also bevorzugte sein. 
Wie weit und wie lange ist die Tendenz zu größtmöglicher 
Zerstreuung für die größtmögliche Zahl erträglich? Wie zer- 
streut müssen wie viele sein, bis sie an dieser Gesellschaft 
zerbröseln oder diese Gesellschaft an sich und ihnen zerbrö- 
selt? Oder werden sich welche wo und wie wieder sammeln? 
Sammelpunkte gibt es schon. Unsere Freie Medien! sind, wie 
sie gegenwärtig sind, auch unzulänglich — das wissen wir. Wir 
brauchen weniger Gruppenbindung und mehr Diskussion, 
wir brauchen die qualifizierte, inhaltliche „Vernetzung” be- 
stehender Teilöffentlichkeiten, wir brauchen die Entwick- 
lung unserer eigenen Aktualität und unserer schnellen In- 
formationskanäle, um nicht bei jedem Anlaßfall der aufge- 
nötigten, spektakulären Aktualität ausgeliefert zu sein. Wir 
brauchen Verallgemeinerung. 
ProduzentInnen: Kümmert Euch darum, womöglich intensiver, 
besser, geschickter als bisher schon! 
LeserInnen, HörerInnen, UserInnen: Öffentlichkeiten, womög- 
lich bessere und größere als bisher schon, können wir nur 
gemeinsam bilden und entwickeln. Über nennenswerte Wer- 
bebudgets verfügen wir nicht. Wir können nicht viel tun, um 
Euch zu suchen - wir müssen uns von Euch finden lassen. 
Findet uns! Mehret Euch! Abonniert, was Euch interessiert! 
Spendet, so ihr könnt! Weist anderen den Weg zu den Freien 
Medien!, die sie interessieren könnten! 
Es gibt keine Gedanken- und Informationsfreiheit, 
es sei denn, sie zu ergreifen! 


*) Die Medienkonferenz wird derzeit gebildet von: 
Verband Freier Radios Österreich (VFRÖ) 

Vereinigung alternativer Zeitungen und Zeitschriften (VAZ) 
konsortium.Netz.kultur 

IG Kultur Österreich 

unter derzeitiger Beteiligung von: 

° Kulturplattform Oberösterreich (KUPF) 


